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D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Dr. Klaus Hoffmann, Wien

Klarstellung

über die Grenzen der Europäischen
Gemeinschaft hinaus. Die Heraus-
forderung in dieser Entwicklung ist
es, das zu erhalten, was den An-
walt im Vergleich zu anderen bera-
tenden Berufen ausmacht und seine
Sonderstellung im Staat rechtfertigt,
und gleichzeitig das zu ermögli-
chen, was einem modernen, welt-
offenen Berufsstand entspricht. Es
geht um die stetige Entwicklung der
Qualität anwaltlicher Leistung auch
durch den Ausbau moderner Kom-
munikationsmöglichkeiten, erbracht
in einem bestmöglich organisierten
anwaltlichen Unternehmen. Es geht
um die Bestimmung des Standortes
des Rechtsanwaltes in der Europäi-
schen Gemeinschaft und über ihre
Grenzen hinaus. Es geht um die
Verteidigung der anwaltlichen Vor-
rechte im Rechtsstaat, nämlich des
Rechtes auf Verschwiegenheit und
des Rechtes jedes Bürgers, sich zu
seiner Vertretung und Beratung
eines Anwaltes zu bedienen. Nach
übereinstimmender Auffassung der
Rechtsanwaltschaften in Europa
sollte dieses Recht des Bürgers als
Grundrecht und damit als Frei-
heitsrecht des Bürgers verstanden
werden.

Daß es auch gilt, die Basis der
Berufsausübung in Österreich zu
erhalten, zu festigen und zu erwei-
tern, ist selbstverständlich. Es wird

daher einer klaren und starken Ver-
tretung des anwaltlichen Standpunk-
tes bedürfen, getragen von Sach-
lichkeit in der Argumentation.
So gesehen ist es bei der Vertre-
terversammlung in Graz tatsäch-
lich um eine Richtungsentscheidung
gegangen. Erstmals kam es zu
einem starken Signal für das Ge-
meinsame durch die Bereitschaft,
über den Österreichischen Rechts-
anwaltskammertag mit einer klaren
Stimme zu sprechen. Dabei ging es
nicht darum, ein übermächtiges Prä-
sidium des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages zu schaffen,
sondern dem Instrument der Wil-
lensbildung, dem Präsidentenrat,
eine effiziente Vertretung der durch
ihn bestimmten Standespolitik zu
geben.
Es war keine Entscheidung zwi-
schen Personen, sondern eine in
der Sache. Das Persönliche, in dem
sich eine Sachentscheidung stets
manifestiert, sollte im Interesse der
für die österreichische Rechtsan-
waltschaft so wichtigen Zusammen-
arbeit in den Hintergrund treten. Im
Interesse der Sache bedarf es des
Besten, das die österreichische
Rechtsanwaltschaft zur Bewältigung
der eigenen Aufgaben aufzubieten
hat.
Einheitliches Auftreten ist wahrlich
ein Gebot der Stunde.

Was ist bei der Vertreterversamm-
lung in Graz geschehen? War es
tatsächlich eine Auflehnung der
Länder gegen Wien? Gab es wirk-
lich einen Anspruch auf eine Posi-
tion, der aus persönlichen Gründen
unterlaufen wurde, oder ging es
nicht doch um eine Neuorientie-
rung?

Die letzten Jahre haben gezeigt,
daß es in der Vertretung der öster-
reichischen Rechtsanwaltschaft einer
Neuorientierung tatsächlich bedarf.
Es geht um das Festigen der der
österreichischen Rechtsanwaltschaft
gemeinsamen Vertretung durch den
Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertag. Diese Vertretung in Öster-
reich und über seine Grenzen hin-
aus bedarf nicht nur einer der
schnellen Entwicklung gerecht wer-
denden Organisation, sondern auch
einer Führung, die sich unbelastet
von der Vielfalt der täglichen Auf-
gaben eines Kammerpräsidenten
voll der Bewältigung der vielfältigen
gemeinsamen Aufgaben widmen
kann. Vor uns liegen die Weiterent-
wicklung des anwaltlichen Berufs-
rechtes durch Umsetzung der soge-
nannten Niederlassungsrichtlinie,
die Erhaltung und Verbesserung des
beruflichen Umfeldes und vor allem
die geordnete Öffnung zu neuen
Kooperationen und Vergesellschaf-
tungen von Anwälten in Europa und
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Wichtige

Änderung der RL-BA
Im Rahmen der Vertreterversammlung des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages am 17. 9. 1999 in Graz wurden die „Richt-
linien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, für die Überwa-
chung der Pflichten des Rechtsanwaltes und für die Ausbildung der
Rechtsanwaltsanwärter“ in den Bereichen Krankenversicherung,
Treuhandschaften, Werbung und Honorar geändert. Auch wurden
Anpassungen vorgenommen, die aufgrund des RBÄG 1999 not-
wendig geworden sind. Die novellierten Bestimmungen können Sie
den Amtlichen Mitteilungen dieses Heftes auf der Seite 620ff ent-
nehmen. Ein ausführlicher Bericht über den Delegiertentag in Graz
erscheint im Anwaltsblatt 11/1999.

AC

Keine Pensionsversicherungs-
pflicht
In einer Unterredung mit dem Vorsitzenden des ÖRAK-Arbeitskrei-
ses für Wirtschaftsfragen, Dr. Herbert Hochegger, hat das BMAGS
klargestellt, daß es in Zukunft an der Rechtsansicht der Entschei-
dung vom 28. 7. 1999 (Bescheid des BMAGS, GZ 121.163/
2–7/99) festhalten wird, wonach ein angestellter Rechtsanwalt der
Pflichtversicherung im Bereich der Pensionsversicherung nach dem
ASVG nicht unterliegt. Dies gilt auch für den Gesellschafter-Ge-
schäftsführer einer RA-GmbH, wenn dieser lohnsteuerpflichtig ist.
Diese Entscheidung wurde vom BMAGS auch mit allen Gebiets-
krankenkassen erörtert, welche versichert haben, in Zukunft nach

dieser Entscheidung einheitlich vorzugehen. Jene Stellen, welche
die Lohnverrechnung für diese Rechtsanwälte durchführen, sind auf
diesen Umstand hinzuweisen.

AC

Neugründungs-
Förderungsgesetz
Das Neugründungs-Förderungsgesetz (NeuFöG) wurde als Teil des
Steuerreformgesetzes 2000 beschlossen und im BGBl I 1999/106
verlautbart. Mit dem NeuFöG werden verschiedene Befreiungen
von Abgaben, Gebühren und Beiträgen im Zusammenhang mit
der Neugründung von Betrieben geschaffen.

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 leg cit ist dieses Ge-
setz auch auf neu eingetragene Rechtsanwälte anwendbar, sodaß
die in § 1 vorgesehenen Begünstigungen zur Anwendung kom-
men. Gemäß § 6 ist dieses Gesetz anwendbar auf alle Neugrün-
dungen im Zeitraum vom 1. 5. 1999 bis 1. 1. 2003. Dies hat zur
Folge, daß neu eingetragene Rechtsanwälte ua von der Eintra-
gungsgebühr in der Höhe von S 3600,– bzw von S 180,– für die
Rechtsanwaltslegitimation befreit werden. Die Anträge können mit-
tels eines Formulars gestellt werden, welches in jeder Rechts-
anwaltskammer aufliegt bzw im Internet von der Homepage des Fi-
nanzministeriums http://www.bmf.gv.at (unter Steuerreform 2000)
heruntergeladen werden kann. Von dieser Internetseite können
auch weitere diesbezügliche Informationen abgerufen werden.

AC
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Termine

Inland
4. Nov. Wien

Verlag Österreich – Seminare: Tschechisches Unter-
nehmensrecht, Aktuelle Rechtslage im Überblick –
Dr. Georg Walderdorff, Dr. Lenka Patenidisová

5. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

6. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

9. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Arbeits- und Kranken-
anstaltenrecht für Gesundheitsberufe – Dr. Willibald
Pateter, Dr. Thomas Radner, Univ.-Doz. Dr. Roland
Staudinger

10. Nov. Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Peter Schulyok, RA MMag.
Dr. Georg Unger, Aktuelles zum Insolvenzrecht – Die
neue Judikatur

11. Nov. Salzburg
MANZ-Seminar: ao.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl,
Erbrecht – Die wichtigsten Entscheidungen der letzten
Jahre

11. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Büromanagement für
Assistentinnen rechtsberatender Berufe – Mag. Clau-
dia Fischl-Lubinger

11. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Ertragssteigerungen
im Miethaus – Dr. Peter Kovanyi, Dr. Franz Terp

11. und
12. Nov.

Wien
BMJ und Verlag Österreich – Symposium: Neuord-
nung des Wohnrechts

12. Nov. Raum Vorarlberg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

15. Nov. Wien
MANZ-Seminar: Mag. Daniela Castner, Streßbewäl-
tigung durch Balancing – Ganzheitliche Karriere- und
Lebensplanung

15. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

16. Nov. Wien
MANZ/immolex-Seminare: RA Mag. Dr. Ilse Koren-
jak, Immobilien und Insolvenz – Die neuesten Ent-
scheidungen

16. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Arbeits- und Kranken-
anstaltenrecht für Gesundheitsberufe – Dr. Willibald
Pateter, Dr. Thomas Radner, Univ.-Doz. Dr. Roland
Staudinger

17. Nov. Wien
MANZ-Seminar: ao.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl,
Erbrecht – Die wichtigsten Entscheidungen der letzten
Jahre

17. Nov. Wien
EUROFORUM-Konferenz: Arbeitsrechtliche Risiken
und personalpolitische Chancen bei Fusionen und
Umstrukturierungen – RA Dr. Gerald Burgstaller,
RA Dr. Helmut Preyer, Dr. Gerhard Zimmermann,
Dr. Paul F. Röttig

17. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Probleme der Privat-
stiftung – RA Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler

18. Nov. Graz
MANZ-Seminar: ao.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl,
Erbrecht – Die wichtigsten Entscheidungen der letzten
Jahre

18. Nov. Wien
MANZ-Seminar: Peter Capek, Speed Reading – Zeit
sparen / schneller lesen / mehr verstehen / besser
behalten

18. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Arbeitsrecht aktuell –
Intensivworkshop – Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal

18. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Neuerungen in der
NÖ Wohnbauförderung – WHR Dr. Gerhart Fellner
und Co-Referent

19. und
20. Nov.

Wien
Deutscher Anwaltverein – ARGE Steuerrecht: Steuer-
anwalt International

20. Nov. Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Die Rolle des Kindes im
Scheidungsverfahren/Scheidungsmediation

25. Nov. Raum Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation
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Termine

25. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die GmbH und AG in
Ungarn – Dr. Georg Walderdorff und Co-Referent

26. Nov. Innsbruck
Universität Innsbruck – Italienisches Recht: Erbrecht
und Erbschaftsteuer in Italien

29. Nov. Wien
MANZ/immolex-Seminare: RA Dr. Herbert Rainer,
Aktuelle Judikatur für Immobilienmakler

29. Nov.
bis 1. Dez.

Wien
EUROFORUM-Intensiv-Seminar: Grundlagen des Ar-
beitsrechtes – Dr. Roland Gerlach, Dr. Georg Schima,
o.Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

30. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Allgemeine Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsrechts – Univ.-Prof.
Dr. Martin Schauer

30. Nov. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Arbeitsrecht für Fort-
geschrittene – Dr. Gabriela Petrovic

30. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das neue
Markenrecht – Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert

1. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Unterkapitalisierung
von Kapitalgesellschaften – RA Dr. Stephan Frotz

2. Dez. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der Internationale
Warenverkehr – Mag. Dr. Bernhard Huber, Mag. Eva
Huber-Stockinger

6. Dez. Wien
International Bar Association (IBA) – Section of Busi-
ness Law (SBL): Receivables Financing

11. Jan.
2000

Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Festver-
anstaltung anläßlich des 40jährigen Bestehens der OÖ
Juristischen Gesellschaft, Festvortrag, gehalten von
o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vizepräsident des VfGH

14. Jan.
2000

Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H.P. Wachter, RA Dr. W.
Miller, Einführungsseminar
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Termine

Ausland
28. bis
31. Okt.

Beirut
AIJA: Executive Committee Meeting

29. und
30. Okt.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Jahreskon-
greß: Strategien für die Osterweiterung der Europäi-
schen Union

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß

5. und
6. Nov.

Maastricht
European Institute of Public Administration: Rethink-
ing Europe for the New Millennium: A New Institutio-
nal Framework for an Enlarged Union

8. und
9. Nov.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Lizenzver-
träge im Europäischen Kartellrecht

8. und
9. Nov.

Brüssel
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Internatio-
nales Privatrecht

12. Nov. Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Internatio-
nales Steuerrecht und Steuerplanung in Europa

18. und
19. Nov.

Alicante
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die Ge-
meinschaftsmarke: Rechtsprechung der Beschwerde-
kammern des Harmonisierungsamtes für den Binnen-
markt

18. und
19. Nov.

Amsterdam
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Aktuelle
Entwicklungen im Europäischen Steuerrecht

18. bis
20. Nov.

Warschau
AIJA-Seminar: Private-Public-Partnership: Rechtliche
Rahmenbedingungen für privatfinanzierte Infrastruk-
turprojekte in Zentral- und Osteuropa

29. und
30. Nov.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Das Um-
weltzeichen als freiwillige Maßnahme und Verbrau-
cherinteressen

30. Nov.
bis
3. Dez.

Havanna
3rd International Meeting on the Legal Protection of
the Family and the Minor

27. bis
30. Jän.
2000

Gstaad
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats AEA): Wettbewerb in libe-
ralisierten Sektoren (Energie, Telecom), Assessment of
cross-border mergers

28. Jän.
2000

Zürich
International Bar Association (IBA) – Section of Busi-
ness Law (SBL): Arbitration and ADR/International
Litigation

30. Jänner
2000

Caen
The Caen Memorial: 11th International Competition of
Counsel´s Speeches

2. bis
4. März
2000

New Delhi
The Indian Council of Arbitration (ICA): International
Arbitration Conference

13. bis
15. März
2000

London
International Bar Association (IBA) – Section of Busi-
ness Law (SBL): International Wealth Transfer Tech-
niques

26. März
bis 2. April
2000

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß

10. bis
14. April
2000

Nicosia
Cyprus Bar Association: International Law Congress

18. bis
20. Mai
2000

Wien
DACH: 22. DACH-Tagung: „Information über und
Bedeutung des GATS für die Anwälte“
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Schon gelesen?

Wird eine Liegenschaft quoad sortem in eine GesBR eingebracht,
dann ist die Liegenschaft dem Gesellschaftsvermögen zuzurechnen;
gegen den ehemaligen Mitgesellschafter, der bücherlicher Eigentü-
mer der Liegenschaft ist, besteht im Fall der Auflösung der GesBR
ein Teilungsanspruch des anderen Gesellschafters. OGH 1. 12.
1998, 7 Ob 313/98z, RdW 1999, 201 = ecolex 1999, 402.

■

Ein Kaufpreis, der bei einem Vereinsbeitritt zum Erwerb des mit der
Mitgliedschaft verbundenen Nutzungsrechts entrichtet wird, hat
Eigenkapitalcharakter; diese Einlage ist gegenüber den Außen-
gläubigern des Vereins im Konkurs nachrangig. OGH 26. 11.
1998, 8 Ob 286/98m, GesRZ 1999, 54 = RdW 1999, 205 (LS).

■

Die gerichtliche Genehmigung eines Insichgeschäfts nach § 17
Abs 5 PSG setzt das Vorliegen eines konkreten Kollisionsfalls vor-
aus. OGH 26. 11. 1998, 6 Ob 303/98x, RdW 1999, 208.

Gesellschafterbeschlüsse sind objektiv schiedsfähig, wenn sie
durch neuerliche Beschlußfassung mit Wirkung ex tunc aufgeho-
ben werden können. OGH 10. 12. 1998, 7 Ob 221/98w, RdW
1999, 206.

■
Die Verwendung von Geschäftspapier und Firmenstampiglie durch
einen Kollektivvertreter allein rechtfertigt kein Vertrauen auf den
äußeren Tatbestand für die Einzelvertretungsbefugnis der han-
delnden Person; ein Dritter kann somit nicht die Haftung des nicht
handelnden (Schein-)gesellschafters in Anspruch nehmen. OGH
11. 11. 1998, 7 Ob 173/98m, wbl 1999, 178.

■
Art 6 Abs 1 und 2 lit c MRK: Strafverfahren gegen einen Auslän-
der: Effizienz des Verfahrenshelfers (Art 50 MRK)
Der Staat kann nicht für jedes Veräumnis auf seiten eines im
Rahmen der Verfahrenshilfe bestellten Verteidigers verantwortlich
gemacht werden.
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Ob der Verteidiger im Rahmen der Verfahrenshilfe bestellt wurde
oder nicht, die zuständigen innerstaatlichen Behörden sind nach
Art 6 Abs 3 lit c MRK nur dann verpflichtet einzuschreiten, wenn es
offenkundig ist oder ihnen auf andere Weise zur Kenntnis erlangt
ist, daß ein Verfahrenshelfer keine wirksame Verteidigung bietet.
Eine Vorbereitungsfrist von drei Tagen war für einen schweren und
komplexen Fall nicht ausreichend. Urteil des EGMR 21. 4. 1998,
Nr 11/1997/795/997 im Fall Daud gegen Portugal, ÖJZ 1999,
MRK Entscheidungen Nr 7.

■

Konkurseintritt stellt zwar einen wichtigen Grund für die Auflösung
eines Handelsvertretervertrages (gem § 24 HVertrG 1993) dar,
nicht aber automatisch ein „Verschulden des Vertragspartners“.
Dies ist gesondert zu prüfen und vom Unternehmer, der einen
„Ausgleichsanspruch des Händlers wegen verschuldeter vorzeitiger
Vertragsauflösung“ behauptet, erst nachzuweisen. OGH 29. 10.
1998, 2 Ob 275/98z, JBl 1999, 322.

■

§§ 494a, 495 Abs 3 StPO, § 53 Abs 2 StGB:
Analog zu der für das Abwesenheitsurteil in § 494a Abs 3,
2. Satz StPO ausdrücklich eingeräumten Möglichkeit kann auch im
Fall eines Ausspruches nach Abs 1 Z 1 oder Z 2 des § 494a StPO
in einer Strafverfügung von der Anhörung des Beschuldigten abge-
sehen werden. Dem Gesetz ist weder aus der Bestimmung des
§ 494a Abs 3 StPO noch aus der – gleichfalls nur Widerrufsent-
scheidungen betreffenden – Bestimmung des § 494a Abs 3 StPO
zu entnehmen, daß einer Entscheidung nach § 53 Abs 2 StGB
(oder § 15 Abs 2 JGG) eine Anhörung des Angeklagten (und
gegebenenfalls seines Bewährungshelfers) voranzugehen hat. Viel-
mehr ergibt sich aus der Zusammenschau der Abs 5 und 6 (aF: 6
und 7) des § 494a StPO, daß eine Beschlußfassung auf Verlänge-
rung der Probezeit sowohl in einem Abwesenheitsurteil als auch in
einer (im Regelfall ohne vorherige Anhörung des Beschuldigten
ergehenden) Strafverfügung zulässig ist. OGH 23. 6. 1998,
11 Os 79/80/98, RZ 1999, 12.

■

§§ 389, 381 StPO:
Das Gericht hat sich auf den allgemeinen Ausspruch über die
Kostenersatzpflicht zu beschränken. Welche Kosten im einzelnen
den Ersatzpflichtigen treffen, ist in einem gesonderten Beschluß
auszusprechen. Dies gilt auch für den Fall, daß ein Strafverfahren
durch eine Strafverfügung beendet wird.
Ausgehend von dem (aus § 389 Abs 2 StPO ableitbaren) Grund-
satz, daß der Angeklagte nur die Kosten des Schuldspruchs zu er-
setzen hat, kann das Gericht die Haftung eines Verurteilten für die

Verfahrenskosten auch dann gem § 389 Abs 3 StPO beschränken,
wenn es nicht gleichzeitig andere Personen verurteilt hat. Dabei ist
nach Tunlichkeit die Auferlegung solcher Kosten zu vermeiden, die
ausschließlich durch Verfahrensschritte gegen einen nicht verurteil-
ten anderen Beschuldigten erwachsen sind. Die Ersatzpflicht gem
§ 381 Abs 1 Z 2 ist davon unabhängig, ob ein Sachverständiger
aufgrund des Antrages einer der Prozeßparteien oder – entspre-
chend dem Gesetzesauftrag zur Erforschung der materiellen
Wahrheit (§§ 3, 254 StPO) – von Amts wegen bestellt wurde.
OGH 27. 8. 1998, 15 Os 137–139/98, RZ 1999, 13.

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Prof. DDr. Hellwig Torggler).
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RA Hon.-Prof. Dr. Dr. Hellwig Torggler, LL. M., Wien, und StB KR Werner Sedlacek, Wien

Die Rechtsanwalts-GmbH*)

1. Berufsrechtliche Grundlagen

1.1. Am 1. 6. 1999 ist das Rechtsanwalts-Berufsrechts-Änderungs-
gesetz 1999, BGBl I 1999/71 (RA-BRÄG) in Kraft getreten, das
neben der Gesellschaft bürgerlichen Rechts und der eingetragenen
Erwerbsgesellschaft (OEG oder KG) nunmehr auch die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung als Rechtsform zur Ausübung der
Rechtsanwaltschaft zuläßt (§ 1a Abs 1 RAO).

Rechtsgrundlagen für die RA-GmbH sind die Bestimmungen der
RAO über RA-Gesellschaften im allgemeinen und über die RA-GmbH
im besonderen, ds insbesondere die §§ 1a, 1b, 7a, 21a bis 21f
RAO und die Bestimmungen der §§ 24 bis 31 RL-BA.

Aus historischen Gründen sind die Bestimmungen über die RA-Ge-
sellschaften systematisch unbefriedigend geregelt. Gelegenheit für
eine umfassende systematische Neuordnung würde das Gesetzes-
vorhaben zur Umsetzung der Richtlinie 98/5/EG vom 16. 2.
1998 zur Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechtsan-
waltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die
Qualifikation erworben wurde, bieten. Dabei sollten auch noch
„weitere sinnvolle Deregulierungsmaßnahmen“ überlegt werden,
insbesondere die Frage der Zulassung multidisziplinärer Gesell-
schaften1).

Mit der Zulassung der GmbH für die Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft in körperschaftlicher Rechtsform folgt der österreichische
Gesetzgeber nur einem allgemeinen Trend: So haben von den
europäischen Staaten Belgien, Dänemark, Frankreich, die Nie-
derlande, das Vereinigte Königreich, Finnland, Norwegen und
Schweden bereits früher bestimmte Körperschaften als Rechtsform
für RA-Gesellschaften zugelassen. Inländische Beispiele für die
Zulassung von Kapitalgesellschaften als Rechtsform zur Ausübung
freier Berufe bieten das neue Wirtschaftstreuhandberufsgesetz
(§ 66 Z 3 und 4 WTBG, BGBl I 1999/58) und das Ziviltechniker-
gesetz (§ 21 ZTG, BGBl 1994/156).

1.2. Gemäß § 21e Satz 1 RAO kann einer RA-GmbH (ebenso
wie einer RA-Partnerschaft) vom Klienten anwaltliche Vollmacht
und damit auch das Mandat zur anwaltlichen Beratung und Ver-
tretung erteilt werden. Es kommt ihr in diesem Fall gem § 21e
Satz 2 die umfassende Vertretungsbefugnis iSd § 8 RAO zu. Damit
ist klargestellt, daß die RA-GmbH ein eigener Träger des RA-Berufs
ist. Folgerichtig bestimmt § 1a Abs 6 RAO, daß die die Einzel-
anwälte betreffenden Vorschriften „sinngemäß“ auch für RA-Ge-
sellschaften gelten. „Sinngemäß“ soll bedeuten, daß § 1a Abs 6
nicht für solche Vorschriften gilt, die ausdrücklich oder ihrem Sinn
nach auf den Einzelanwalt abstellen, wie etwa die Bestimmungen
der §§ 45ff RAO über die Bestellung von Rechtsanwälten, beson-
ders zur Verfahrenshilfe (ErlRV).

1.3. Das RA-BRÄG 1999 hat darauf verzichtet, eine besondere
Haftungsregelung für die RA-GmbH vorzusehen. Die vorüber-
gehend erwogene Einführung einer „Handelndenhaftung“, bei
welcher der für die RA-GmbH handelnde RA neben der Gesell-
schaft unmittelbar dem Geschädigten gehaftet hätte, wurde wieder
fallen gelassen. Dies nicht zuletzt deshalb, weil auch der deutsche
Gesetzgeber auf eine solche Haftungssonderregelung letztlich ver-
zichtet hat. Dem Klienten haftet also in erster Linie die RA-GmbH
als Mandatsträger für den Schaden, der ihm bei Ausübung des
der Gesellschaft erteilten Mandats zugefügt wurde. Neben der
RA-GmbH kann den für diese handelnden RA nach allgemeinem
Haftungsrecht uU eine direkte (insbesondere deliktische) Haftung
treffen.

Die anderen RA-Gesellschafter einer RA-GmbH, die ja ebenfalls
geschäftsführungs- und vertretungsbefugt sein müssen, haften,
wenn sie selbst nicht gehandelt haben, nur insoweit, als sie nach
dem jeweiligen Haftungstatbestand als Geschäftsführer mitverant-
wortlich sind (zB für fahrlässige Krida oder nach § 9 BAO).

Aufgrund dieser Haftungssituation ihrer Gesellschafter enthält
§ 21a RAO, der die Bestimmungen über die obligatorische
Haftpflichtversicherung neu regelt, eine Sonderregelung für die
RA-GmbH: Bei dieser muß – unabhängig von der Anzahl der
berufsberechtigten Partner – die Mindestversicherungssumme
ATS 33,6 Mio für den Versicherungsfall betragen, das ist das
Sechsfache der Mindestversicherungssumme für den Einzelanwalt.
Der Abschluß einer entsprechenden Haftpflichtversicherung ist
dem Ausschuß der zuständigen RAK schon bei Gründung der
RA-GmbH nachzuweisen. Ihr Mangel oder ihr späterer Wegfall
bilden Gründe zur Verweigerung der Eintragung in die Liste der
RA-Gesellschaften oder zur Streichung aus dieser (§ 1a Abs 4
RAO). Außerdem haften in einem Fall der Berufshaftpflicht neben
der Gesellschaft auch die RA-Gesellschafter ohne Verschulden per-
sönlich in Höhe des fehlenden Haftpflichtversicherungsschutzes
(§ 21a Abs 4 Satz 2 RAO).

Neben der RA-GmbH muß auch jeder ihrer RA-Gesellschafter als
Einzelanwalt eine Haftpflichtversicherung mit einer Mindestver-
sicherungssumme von S 5,6 Mio für jeden Versicherungsfall ab-
schließen. Denn der Abschluß einer solchen ist Voraussetzung für
die Eintragung in die Liste der RAe (§ 21a Abs 1 RAO), und diese

*) Diese Abhandlung geht auf Vorträge zurück, die im Rahmen der
Tagung zum Rechtsanwalts-Berufsrechts-Änderungsgesetz 1999 von
der Arbeitsgemeinschaft Recht + Fortbildung am 13. 11. 1998 in Wien
veranstaltet worden sind, und wurde im Auftrag des Salzburger Instituts
für juristische Information und Fortbildung ausgearbeitet.

1) Erl zur RV des RA-BRÄG 1999, 1638 BlgNR 20. GP, 13, im folgenden
kurz „ErlRV“.
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ist wiederum Voraussetzung für die Stellung als RA-Gesellschafter
in einer RA-GmbH. Zweckmäßigerweise wird die Eindeckung die-
ser erforderlichen Haftpflichtversicherung gleichzeitig mit jener
Polizze vorgenommen, mit der auch die vorgeschriebene Haft-
pflichtversicherung für die Gesellschaft eingedeckt wird.
Bei Abschluß der Versicherung mit den erwähnten Mindestversi-
cherungssummen ist zu beachten, daß der Versicherer zum Ge-
schäftsbetrieb in Österreich berechtigt sein muß (§ 21a Abs 1
RAO) und seine Nachhaftung weder ausgeschlossen noch zeitlich
begrenzt sein darf (§ 21a Abs 5 RAO).
1.4. Eine RA-GmbH ist unter Verwendung eines vom ÖRAK auf-
gelegten Formblatts beim Ausschuß der nach dem Kanzleisitz zu-
ständigen RAK zur Eintragung in die Liste der RA-Gesellschaften
(§ 1a Abs 1 RAO) anzumelden. Die Meldung muß die in § 1a
Abs 2 RAO angeführten Angaben enthalten. Die Gesellschaft darf
nur aufgrund einer Erklärung der zuständigen RAK, „daß die Ein-
tragung in die Liste der RA-Gesellschaften nicht verweigert werden
wird“, in das Firmenbuch eingetragen werden. Auf die Ausstellung
einer solchen „Unbedenklichkeitsbescheinigung“ (ErlRV) besteht
ein Rechtsanspruch der anmeldenden RAe. Nach Eintragung in
das Firmenbuch wird die Gesellschaft bei der zuständigen RAK in
die Liste der RA-Gesellschaften eingetragen.
Jede Änderung der Angaben gem § 1a Abs 2 RAO ist beim Aus-
schuß der zuständigen RAK mit Formblatt anzumelden, wobei die
RA-Gesellschafter wiederum die Richtigkeit der Anmeldung bestäti-
gen müssen (§ 1a Abs 3 RAO). Bei Wegfall der Erfordernisse der
§§ 21a und 21c RAO ist eine RA-GmbH aus der Liste der RA-Ge-
sellschaften zu streichen.
1.5. § 7a Abs 1 RAO gestattet jetzt RAen generell, auch außer-
halb ihres Kanzleisitzes Kanzleiniederlassungen einzurichten. Ein-
zige Voraussetzung ist, daß die Leitung einer solchen Niederlas-
sung einem RA übertragen wird, der „an der Adresse der Nieder-
lassung“ seinen Kanzleisitz hat, wo sich also der „Mittelpunkt sei-
ner beruflichen Tätigkeit“ befinden muß (ErlRV). Die Bestimmungen
des § 7a RAO gelten „sinngemäß“ auch für die Errichtung von
Zweigniederlassungen einer RA-GmbH. Das für die Hauptnieder-
lassung geltende Erfordernis (vgl unten zu 2.3), daß der Sitzanwalt
Gesellschafter ist, gilt nicht auch für eine Zweigniederlassung, weil
bei dieser auch einem RA, der nicht Gesellschafter der RA-GmbH
ist, die Leitung übertragen sein kann. Die Errichtung einer Zweig-
niederlassung bedarf der Genehmigung der für den Kanzleisitz
der Gesellschaft zuständigen RAK. Diese ist zu erteilen, wenn die
vorgenannte Voraussetzung erfüllt ist. Liegt die beabsichtigte
Zweigniederlassung im Sprengel einer anderen RAK, so hat diese
ein Anhörungsrecht.
Die Zweigniederlassung ist auch zur Eintragung gem § 3 Z 6 FBG
in das Firmenbuch anzumelden, die ihrerseits zur Veröffentlichung
im „Zentralblatt für die Eintragungen in das Firmenbuch in der
Republik Österreich“ führt (§ 10 Abs 2 HGB). Das Firmenbuch
wird wohl (obgleich das Gesetz das nicht ausdrücklich vorsieht)

die Eintragung erst nach Vorlage der Genehmigung gem § 7a
Abs 2 RAO vornehmen dürfen.
1.6. Ein RA kann, wenn dies der Gesellschaftsvertrag gestattet,
neben seiner Beteiligung an einer RA-Gesellschaft die Rechtsan-
waltschaft auch als Einzelanwalt ausüben (vgl § 21c Z 8 Halbs 2
RAO). Das kann auch an einem vom Kanzleisitz der Gesellschaft
verschiedenen Kanzleisitz der Einzelpraxis geschehen. Zwischen
den Gesellschaftern ist zu regeln, ob und inwieweit die der RA-
GmbH angehörende RAe in ihrer Einzelpraxis mit der Gesellschaft
in Wettbewerb treten dürfen (vgl § 24 GmbHG).
Ein RA darf aber nach dem Berufsrecht nur einer Gesellschaft als
Gesellschafter angehören (§ 21c Z 8 Halbs 1 RAO). Auch eine
mittelbare Beteiligung an einer zweiten Gesellschaft über einen
Treuhänder (§ 21c Z 5 RAO) oder eine sonstige Beteiligung am
Umsatz oder Gewinn einer zweiten Gesellschaft (§ 21c Z 2 Satz 3
RAO) ist unzulässig. Das Verbot gilt jedoch nicht für die Beteili-
gung als Gesellschafter an anderen als RA-Gesellschaften. Aller-
dings sind dabei die Einschränkungen des § 20 lit c RAO und § 5
RL-BA (insbesondere Wahrung von Ehre und Ansehen des Standes)
sowie §§ 6f RL-BA (Zusammenarbeit mit bestimmten Personen oder
Einrichtungen; Begünstigung der Winkelschreiberei) zu beachten.

2. Die Satzung der RA-GmbH

Das RA-BRÄG hat das GmbHG nicht geändert, doch sind bei der
Verfassung des Gesellschaftsvertrags einer RA-GmbH einige be-
rufsrechtliche Erfordernisse zu beachten:
2.1. Eine RA-GmbH kann durch eine oder mehrere Personen er-
richtet werden. Tritt nur eine Person als Gründer auf (§ 1 Abs 1
iVm § 3 Abs 2 GmbHG), so muß diese RA sein.
Gesellschafter einer RA-GmbH (wie jeder anderen Gesellschaft zur
Ausübung der Rechtsanwaltschaft) dürfen gem § 21c RAO nur
sein:
a) Rechtsanwälte, und zwar

• aktive mit Vertretungs- und Geschäftsführungsbefugnis für die
Gesellschaft, weiters

• solche, die die RAschaft vorübergehend nicht ausüben oder
denen die Ausübung der Rechtsanwaltschaft vorläufig eingestellt
oder untersagt wurde, und schließlich

• ehemalige, die zur Zeit der Verzichtsleistung Gesellschafter wa-
ren oder deren Kanzlei von der RA-Gesellschaft fortgeführt wird;

b) Berufsfremde, und zwar nur

• Ehegatten und Kinder eines RA-Gesellschafters,
• Witwen(r) und Kinder eines solchen RA-Gesellschafters oder ei-

nes verstorbenen RAs, die mit einem anderen RA eine Gesell-
schaft eingehen oder

• von einem oder mehreren Gesellschaftern einer RA-GmbH errich-
tete österreichische Privatstiftungen, deren ausschließlicher Stif-
tungszweck die Unterstützung der gem § 21c Z 1 lit a bis d
RAO als Gesellschafter zugelassenen Personen ist.



602 AnwBl 1999/10

Abhandlungen

Zu den als Gesellschafter zugelassenen Rechtsanwälten zählen
künftig auch Rechtsanwälte aus anderen EU-Mitgliedstaaten, die
nach der Richtlinie 98/5/EG den RA-Beruf ausüben dürfen. Ehe-
gatten können einer RA-GmbH nur für die Dauer der Ehe, Kinder
nur bis zur Vollendung des 35. Lebensjahres, darüber hinaus nur
für die Dauer einer allfälligen Vorbereitung auf die Erlangung der
RAschaft angehören (§ 21c Z 4 RAO). Eine sinnvolle Auslegung
des Begriffs „Kinder“ in § 21c Abs 1 lit b und d ergibt, daß dieser
Begriff im weiten Sinne des § 42 ABGB zu verstehen ist und dem-
nach alle Verwandten eines (verstorbenen) Rechtsanwalts in der
absteigenden Linie umfaßt.
Das Erfordernis, daß österreichische Privatstiftungen nur Gesell-
schafter sein dürfen, wenn ihr „ausschließlicher Stiftungszweck die
Unterstützung der in lit a bis d genannten Personen ist“, ist uE wie
folgt auszulegen: Da sich die Bestimmung des § 21c Z 1 lit e RAO
nicht auch auf § 21c Z 4 bezieht, gilt die zeitliche Begrenzung mit
dem Erreichen des 35. Lebensjahres begünstigter Kinder hier
nicht. Eine solche Limitierung wäre auch unsinnig, wenn der Stif-
tungszweck zum Beispiel auf die Versorgung eines aus welchem
Grund immer arbeitsunfähigen Kindes gerichtet ist. Da unter „Kin-
dern“ im Sinne des § 21c Z 1 lit b und d auch Kindeskinder eines
Rechtsanwalts zu verstehen sind, ist die Dauer der Privatstiftung
auch nicht notwendigerweise mit der ersten Generation nach ei-
nem Rechtsanwalt begrenzt. Vielmehr kann sich ihr Unterstützungs-
zweck auch auf Nachkommen späterer Generationen erstrecken,
wodurch ein Fortbestand der Privatstiftung auch durch längere Zeit
denkbar ist (vgl § 35 Abs 2 Z 3 PSG).
Mit Ausnahme der aktiven RAe dürfen sich die in § 21c Z 1 lit b
bis e genannten Personen (also auch Privatstiftungen) auch als
stille Gesellschafter oder „nach Art“ stiller Gesellschafter an einer
RA-GmbH beteiligen. Andere Personen als Gesellschafter dürfen
jedoch am Umsatz oder Gewinn der Gesellschaft nicht beteiligt
sein (§ 21c Z 2 RAO).
2.2. § 1b Abs 1 RAO bestimmt, daß als Firma einer RA-GmbH
„nur eine Personenfirma“ zulässig sei. Sie hat den Namen wenig-
stens eines Gesellschafters, der RA ist, zu enthalten, während die
Namen anderer Personen als der RA-Gesellschafter nicht aufge-
nommen werden dürfen. Die Firma muß allerdings auch einen
„Hinweis auf die Ausübung der Rechtsanwaltsgesellschaft“ aufwei-
sen. Ein solcher ist aber ein Sachbestandteil, der dazu führt, daß
die Firma in Wahrheit eine sog gemischte Firma zu sein hat. Schei-
det ein RA-Gesellschafter, dessen Name in die Firma aufgenom-
men wurde, aus der Gesellschaft aus, so muß uE die Firma nicht
geändert werden, weil so wie nach § 5 GmbHG die Vorschrift des
§ 1b Abs 1 RAO nur für die Gründung der Gesellschaft, also
deren ursprüngliche Firma gilt (arg „aufgenommen“ im 3. Satz die-
ses Absatzes).
Im Fall der Fortsetzung eines bisher in anderer Rechtsform geführ-
ten Rechtsanwaltsunternehmens als RA-GmbH darf die bisher
geführte Bezeichnung dieses Unternehmens mit einem die neue

Rechtsform andeutenden Zusatz, also zB „GmbH“ weitergeführt
werden (§ 1b Abs 2 RAO).
2.3. Der handelsrechtliche Sitz der RA-Gesellschaft iS § 4 Z 1
GmbHG ist idR, aber nicht notwendigerweise, ihr Kanzleisitz. Eine
RA-GmbH kann handelsrechtlich nur einen Sitz und darf berufs-
rechtlich nur einen Kanzleisitz haben (§ 21c Z 7 RAO). Jedoch
sind Zweigniederlassungen zulässig (vgl oben zu 1.5).
Am Kanzleisitz der RA-GmbH muß zumindest ein RA-Gesellschaf-
ter seinen Kanzleisitz als Einzelanwalt haben (§ 21c Z 7 Satz 1
RAO). Als Kanzleisitz eines RA bezeichnen die ErlRV den „Mittel-
punkt seiner beruflichen Tätigkeit“. Allerdings dürfte zu fordern
sein, daß die Adresse des Kanzleisitzes wenigstens eines RA-Ge-
sellschafters die gleiche ist wie jene der Gesellschaft. Das ergibt
sich wohl durch einen Größenschluß aus § 7a Abs 1 RAO, wo-
nach die Leitung einer Kanzleiniederlassung einem RA übertragen
sein muß, „der seinen Kanzleisitz an der Adresse der Niederlas-
sung hat“.
2.4. Der Gegenstand des Unternehmens einer RA-GmbH (§ 4
Abs 1 Z 2 GmbHG) muß auf die Ausübung der RAschaft ein-
schließlich der erforderlichen Hilfstätigkeiten, wie insb des Kanz-
leibetriebs, und der Verwaltung des Gesellschaftsvermögens be-
schränkt sein (§ 21c Z 6 RAO). Der Betrieb anderer Geschäfte
darf also weder im Gesellschaftsvertrag der GmbH gestattet noch
tatsächlich in deren Namen und/oder auf deren Rechnung durch-
geführt werden. Hier ist auch das Verbot der Beteiligung von
RA-Gesellschaften an anderen Zusammenschlüssen zur gemein-
schaftlichen Berufsausübung zu erwähnen (§ 21c Z 8 RAO). Es
soll „mehrstöckige Gesellschaften“ und die damit verbundene
Gefahr von Abhängigkeiten und Einflußnahmen vermeiden (ErlRV
RA-BRÄG). Verboten ist jede Beteiligung an einem Zusammen-
schluß, der der Berufsausübung dient, also nicht nur eine solche,
die auf die Ausübung des RA-Berufs gerichtet ist. Das Verbot greift
allerdings nur dann, wenn die Beteiligung „zur gemeinschaftlichen
Berufsausübung“ eingegangen wird, nicht etwa bloß zur Kapital-
anlage. Eine solche fällt unter die gem § 21c Z 6 RAO zulässige
„Verwaltung des Gesellschaftsvermögens“.
2.5. Es gibt keine besonderen Vorschriften für die Kapitalausstat-
tung einer RA-GmbH. Die bedungenen Stammeinlagen können
ganz oder zum Teil durch Sacheinlagen (insb den bisherigen
Kanzleibetrieb oder die Gesellschaftsanteile daran) aufgebracht
werden (vgl auch § 27 RL-BA). Handelsrechtlich gelten hiefür die
Bestimmungen des § 6a GmbHG.
2.6. Was die Willensbildung anlangt, so muß gem § 21c Z 10
Satz 1 RAO den RAen, die der Gesellschaft angehören, „ein be-
stimmender Einfluß zukommen“. Umgekehrt ausgedrückt bedeutet
das, daß vertraglich sichergestellt sein muß, daß Gesellschaftern,
die nicht RAe sind, ein bestimmender Einfluß nicht zukommen darf.
Ein solcher Einfluß wird idR durch die Stimmrechtsausübung bei
Gesellschafterbeschlüssen zur Geltung gebracht. Er könnte auch
durch eine Koalition von nicht berufsangehörigen Gesellschaftern



AnwBl 1999/10 603

Abhandlungen

mit RAen zustande kommen, was daher vertraglich ebenfalls aus-
geschlossen sein muß.
Als eine weitere Vorschrift zur Vermeidung berufsfremder Einflüsse
dient die neue Bestimmung des § 21c Z 10 Satz 2 RAO, wonach
ein RA, der Gesellschafter ist, bei der Mandatsausübung von Ge-
sellschafterweisungen freigestellt ist. Damit soll die völlige Unab-
hängigkeit des RA-Gesellschafters zur gebotenen Wahrung des
Vertrauensverhältnisses zwischen dem Mandanten und dem kon-
kret tätig werdenden RA sichergestellt werden (ERL RV).
2.7. Jeder aktive RA, der Gesellschafter ist, muß zur Vertretung
und Geschäftsführung befugt und dabei mit Einzelbefugnis ausge-
stattet sein (§ 21c Z 9 RAO). Andere Personen als RA-Gesellschaf-
ter dürfen bei einer RA-GmbH nicht zum Geschäftsführer bestellt
werden (§ 21c Z 9a RAO). Ein RA, der nicht Gesellschafter ist,
kann daher nicht Geschäftsführer werden. Das entspreche dem
auch bei der RA-GmbH möglichst weitgehend beizubehaltenden
Prinzip der persönlichen Berufsausübung (ErlRV). Das gilt umso
mehr für berufsfremde Gesellschafter, denen eine Mitwirkung an
der Vertretung oder Geschäftsführung der GmbH nicht eingeräumt
werden darf (§ 28 RL-BA). Und das gilt selbstverständlich auch für
Berufsfremde, die nicht Gesellschafter sind.
Bei einer RA-GmbH darf Prokura nicht erteilt werden (§ 21c Z 9a
Satz 2 RAO). Was den Ausschluß der Bestellung von Fremd-
geschäftsführern und der Erteilung von Prokura anlangt, so sollen
diesbezüglich zunächst die praktischen Erfahrungen mit der neu
zugelassenen Gesellschaftsform abgewartet werden (ErlRV). Diese
restriktiven Regelungen entsprechen allerdings nicht dem Grund-
satz einer „sinnvollen Deregulierung“ des anwaltlichen Berufs-
rechts, den sich der Gesetzgeber des RA-BRÄG 1999 auf die Fah-
nen geschrieben hat. Wenigstens den für eine RA-GmbH tätigen
RAen, die nicht Gesellschafter sind, sollte Geschäftsführungsbefug-
nis oder zumindest Prokura erteilt werden dürfen.
Im Falle der Auflösung einer RA-GmbH darf Liquidator nur ein RA
sein (§ 21f RAO).
2.8. Berufsfremden Personen dürfen in der GmbH nur solche Ein-
sichts- und Kontrollrechte zugestanden werden, daß die der Ge-
sellschaft angehörenden RAe in der Erfüllung ihrer Berufspflichten,
insb der Verschwiegenheitspflicht, nicht beeinträchtigt werden
(§ 28 RL-BA). Die Kontroll- und Einsichtsrechte, die einem GmbH-
Gesellschafter zustehen, müssen daher im Rahmen des gesetzlich
Zulässigen durch Gesellschafts- oder Syndikatsvertrag entspre-
chend eingeschränkt werden. Wegen der Höherwertigkeit der
Rechtsgüter der beruflichen Geheimhaltung und Verschwiegenheit
(§ 9 RAO) ist diesen der Vorrang vor den sonst einem GmbH-
Gesellschafter zustehenden Kontroll- und Auskunftsrechten einzu-
räumen.
2.9. Besonderes Augenmerk ist der Regelung der Gewinnvertei-
lung und deren Verhältnis zu den Geschäftsführervergütungen zu
widmen. Die gesetzliche Regelung sieht die Verteilung im Verhält-
nis der eingezahlten Stammeinlagen vor (§ 82 Abs 2 GmbHG).

Doch kann der Gesellschaftsvertrag einen andern Verteilungsmaß-
stab festlegen, was zur Berücksichtigung der unterschiedlichen
Gesellschafterbeiträge in der RA-GmbH idR sachgerecht sein wird.
Die Satzung kann auch die Verwendung und die Fälligkeit des
Ergebnisses von einem Gesellschafterbeschluß abhängig machen
und die dabei anzuwendenden Grundsätze in einem gesonderten
Stimmbindungsvertrag regeln. Hiefür ist die Schriftform erforderlich
(§ 27 RL-BA).

2.10. Der Gesellschaftsvertrag sollte wegen der Gefahr der Strei-
chung von der Liste der RA-Gesellschaften (§ 1a Abs 4 RAO)
durch Normierung von Vorkaufs- und Aufgriffsrechten sowie
durch die Vinkulierung der Geschäftsanteile (§ 76 Abs 2 GmbHG)
sicherstellen, daß keine Personen in die Gesellschaft eindringen
können, die nicht dem durch § 21c Z 1 RAO zugelassenen Perso-
nenkreis angehören. Auch müssen sich gem § 29 RL-BA die der
GmbH angehörenden RA-Gesellschafter das Recht vorbehalten,
das Gesellschaftsverhältnis mit einer berufsfremden Person zu
beenden, wenn diese Person die Eigenschaft verliert, die ihr die
Beteiligung an der Gesellschaft ermöglicht hatte (zB Wiederver-
ehelichung der Witwe eines ehemaligen Gesellschafters). Da die
freie letztwillige Verfügung über den Geschäftsanteil an einer
GmbH wirksam nicht ausgeschlossen werden kann, müssen gesell-
schaftsvertragliche Vorkehrungen dieser Art insbesondere auch für
den Fall des Ablebens eines Gesellschafters getroffen werden. Bei
der Regelung des Abtretungspreises kann wiederum nach den
unterschiedlichen Beiträgen der einzelnen Gesellschaftergruppen
(RAe bzw Berufsfremde) differenziert werden. Die Abfindung von
berufsfremden Gesellschaftern zum Buchwert wird idR unbedenk-
lich sein. Jedenfalls müssen die RAe in der Gesellschaft bei der
Regelung des Ausscheidens Berufsfremder darauf achten, daß ihre
eigene wirtschaftliche Unabhängigkeit dadurch nicht gefährdet ist
(§ 29 letzter Satz RL-BA).

2.11. Gemäß § 31 RL-BA haben die der GmbH angehörenden
RAe vorzukehren, daß Streitigkeiten aus dem Gesellschaftsverhält-
nis ausschließlich vor einem Schiedsgericht entschieden werden,
das aus drei RAen besteht. Eine entsprechende Schiedsklausel
wird zweckmäßigerweise schon im Gesellschaftsvertrag vorzuse-
hen sein.

3. Anstellungsverhältnisse in der RA-GmbH

3.1. Die Rechtsnatur des Anstellungsverhältnisses zwischen einem
RA als Geschäftsführer einer RA-GmbH und dieser wird wesentlich
davon abhängen, ob der RA selbst Gesellschafter ist oder nicht.

Mit einem mehrheitlich beteiligten Gesellschafter-Geschäftsführer
besteht jedenfalls kein Dienstverhältnis im arbeitsrechtlichen Sinn.
Aber auch mit einem bloß minderheitsbeteiligten RA wird das
Anstellungsverhältnis idR nicht auf Arbeitsrecht beruhen. Denn der
als Geschäftsführer tätige RA schuldet zwar der Gesellschaft auf
Dauer gerichtet bloß gattungsmäßig umschriebene Leistungen,
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doch hat er regelmäßig die Möglichkeit, den Ablauf der Arbeit
selbst zu regeln und jederzeit zu ändern und erbringt er seine Lei-
stungen weitgehend frei und ohne persönliche Abhängigkeit (vgl
auch § 21c Z 10 Satz 2 RAO). Ein solches Rechtsverhältnis wird
als „freier“ Dienstvertrag bezeichnet2), auf den je nach Ausgestal-
tung die Regelungen verschiedener Rechtsgeschäftstypen zur An-
wendung kommen können.

Dagegen wird das Anstellungsverhältnis eines RA, der nicht Gesell-
schafter ist, regelmäßig als arbeitsrechtliches Dienstverhältnis zu
beurteilen sein, auf welches das AngG und andere arbeitsrechtli-
che Vorschriften anzuwenden sind. Dies gilt ungeachtet des Erfor-
dernisses, daß auch bei der Tätigkeit eines solchen „angestellten
Rechtsanwalts“ die Erfüllung der Grundsätze des rechtsanwaltli-
chen Berufs- und Standesrechts sichergestellt sein muß (§ 5 RL-BA),
also eine gewisse Einschränkung der Direktionsbefugnis der Arbeit-
geber-GmbH besteht.

3.2. Bei der Regelung des Anstellungsverhältnisses mit einem
RA-Geschäftsführer stehen im Vordergrund Abmachungen über
laufende Bezüge, Altersversorgung und Ansprüche beim Ausschei-
den. Beim Gesellschafter-Geschäftsführer besteht zwischen den
Vereinbarungen darüber und der Regelung des Gesellschaftsver-
hältnisses (Ergebnis- und Vermögensbeteiligung) regelmäßig ein
enger Zusammenhang. Diese Gegenstände werden daher zweck-
mäßigerweise gemeinsam in einem Syndikatsvertrag geregelt wer-
den.

3.3. Dagegen werden im Anstellungsvertrag eines „angestellten
Rechtsanwalts“ die üblichen Bedingungen eines Angestelltendienst-
verhältnisses überwiegen. Dazu zählt insbesondere ein festes
Gehalt, zumal eine Beteiligung von anderen Personen als Gesell-
schaftern am Umsatz oder Gewinn der GmbH nicht zulässig ist
(§ 21c Z 2 RAO). Die Gewährung von Prämien, die vom Erfolg
des angestellten RAs abhängig sind, ist dadurch uE nicht ausge-
schlossen.

Weitere Regelungspunkte sind die Wahrnehmung der „Kanz-
leipflicht“ des angestellten RA, Zeichnungsbefugnisse, ein Wett-
bewerbsverbot während aufrechten Dienstverhältnisses und eine
Konkurrenz-(Klientenschutz-)Klausel für die Zeit nach dem Dienst-
verhältnis (§ 36 AngG).

4. Umgründung in eine RA-GmbH

4.1. Die Neugründung einer RA-GmbH durch mehrere RAe, die
keinen bestehenden Betrieb einbringen, ist unproblematisch. Wer-
den schon bestehende RA-Unternehmen eingebracht, so stellt sich
die Bewertungsfrage. Dabei wird die Bewertung der Sachwerte
nicht schwierig sein, während der eingebrachte „Klientenstock“
mit einem bestimmten Prozentsatz eines Jahresumsatzes bewertet
werden könnte.

Im Falle der Einbringung einer bisher als GesbR oder EEG geführ-
ten Sozietät in eine GmbH ist die Vorschrift des § 21c Z 8 RAO zu

beachten, wonach RAe nur einer RA-Gesellschaft angehören dür-
fen. Anläßlich des Entstehens der GmbH muß also die bisherige
RA-Gesellschaft als solche erlöschen.

Rechtlich handelt es sich idR um eine Einbringung als Sacheinlage
in eine neu gegründete (Sacheinlagegründung) oder schon beste-
hende GmbH (mit oder ohne Kapitalerhöhung). Werden alle
Gesellschaftsanteile an einer bisher bestehenden EEG gleichzeitig
eingebracht, so erlischt die bisherige Gesellschaft mit dem Wirk-
samwerden der Einbringung durch Vereinigung aller Anteile in der
Hand der GmbH, der das Unternehmen analog § 142 HGB, also
mit Gesamtrechtsnachfolge anwächst. Andernfalls liegt Einzel-
rechtsnachfolge vor. Das ist insbesondere auch für die Überleitung
der Mandatsverhältnisse von Bedeutung, die die ausdrückliche
oder stillschweigende Zustimmung der jeweiligen Mandanten vor-
aussetzt.

4.2. In mietrechtlicher Hinsicht ist zu beachten, daß die Einbrin-
gung des Kanzleibetriebs in eine GmbH als Veräußerung des Un-
ternehmens mit der Rechtsfolge angesehen werden kann, daß die
GmbH als Erwerber anstelle des bisherigen Hauptmieters in das
Hauptmietverhältnis eintritt. In diesem Fall ist strittig, ob der Vermie-
ter durch die Einbringung des Kanzleibetriebs jedenfalls zur Anhe-
bung auf den angemessenen Mietzins gem § 12a Abs 1 iVm
Abs 2 MRG berechtigt ist3) oder nur dann, wenn sich auch (kumu-
lativ) die „rechtlichen und wirtschaftlichen Einflußmöglichkeiten“
gemäß § 12a Abs 3 MRG entscheidend ändern4). Erfolgt die Ein-
bringung des Kanzleibetriebs in eine GmbH im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge (vgl zu 4.1), so ist der Vermieter zur Anhebung
des Mietzinses nur dann berechtigt, wenn sich die rechtlichen und
wirtschaftlichen Einflußmöglichkeiten entscheidend ändern5).

Das RA-BRÄG 1999 sieht in Art V Z 5 folgende Übergangsrege-
lung vor: Wird eine am 1. 6. 1999 bereits bestehende RA-Gesell-
schaft bis 1. 12. 1999 in eine RA-GmbH übergeführt und diese bis
zu diesem Tag zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldet, so
löst ein damit zusammenhängender Übergang von Hauptmietrech-
ten auf die RA-GmbH oder eine durch die Veränderung der Rechts-
form bewirkte entscheidende Änderung der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Einflußmöglichkeiten die Rechtsfolgen nach § 12a
Abs 2 und 3 MRG nicht aus. Der Vermieter kann also den Mietzins
nicht anheben. Diese Übergangsvorschrift kommt uE unabhängig
davon zur Anwendung, ob die RA-GmbH im Wege der Bar- oder
der Sachgründung errichtet wird (arg „zusammenhängender Über-
gang“).

2) ZB Arb 9876, 9879.
3) Zust: OGH 24. 2. 1998, 5 Ob 1/96, wobl 1999/26; Würth, wobl

1995, 73ff.
4) Dafür: OGH 25. 10. 1994, 1 Ob 591/93, wobl 1995/41, OGH

15. 12. 1997, 1 Ob 2388/96, wobl 1998/62; Schauer, wobl 1999,
39ff.

5) OGH 29. 9. 1998, 1 Ob 226/98, wobl 1999/43 mwN.
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4.3. Die GmbH als Übernehmer eines eingebrachten RA-Betriebs
tritt gemäß § 3 Abs 1 AVRAG als Arbeitgeber (AG) mit allen
Rechten und Pflichten in die zur Zeit des Übergangs bestehenden
Arbeitsverhältnisse zu gleichen Bedingungen (Abs 3) ein. Lediglich
die Übernahme einer auf Einzelvertrag beruhenden betrieblichen
Pensionszusage kann die GmbH durch rechtzeitigen Vorbehalt
ablehnen. Der betreffende Arbeitnehmer (AN) hat dann gegen den
Veräußerer (zB die bisherige Sozietät) Anspruch auf Abfindung
des sog Unverfallbarkeitsbetrags iSd BPG (§ 5 Abs 2 AVRAG). Für
Verbindlichkeiten aus dem Arbeitsverhältnis, die vor dem Über-
gang begründet wurden, haften die bisherige Sozietät (bzw deren
persönlich haftende Gesellschafter) und der Erwerber zur ungeteil-
ten Hand (§ 6 Abs 1 – vgl auch die Spezialbestimmungen über die
Haftung für Abfertigungs- und Pensionsansprüche in § 6 Abs 2
AVRAG).

Bei Einbringung einer bisherigen Einzelkanzlei oder einer bisher
als GesbR oder EEG geführten Sozietät sind aber nicht nur die be-
rufsrechtlichen und handelsrechtlichen Bestimmungen zu beachten,
sondern insbesondere auch die strengen Regelungen des Artikel III
UmgrStG, wenn bei der Einbringung steuerliche Belastungen weit-
gehendst vermieden werden sollen. Zu den damit zusammenhän-
genden Fragen und Gestaltungsmöglichkeiten wird im Rahmen des
in Ausarbeitung befindlichen Leitfadens zur RA-GmbH ausführlich
Stellung genommen werden. Dieser Leitfaden wird auf Anregung
des Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages vom Manz Verlag im Rahmen der
Schriftenreihe des ÖRAK herausgegeben werden.

5. Rechnungslegung in der RA-GmbH

5.1. Doppelte Buchführung: Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung sind gem § 6 Abs 1 HGB iVm § 61 Abs 3 GmbHG Vollkauf-
leute kraft Rechtsform und daher handelsrechtlich zur Buchführung
verpflichtet (§ 189 Abs 1 HGB). Die Bücher einer RA-GmbH
müssen daher im Wege der doppelten Buchführung erstellt und
die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und Bilanzierung
beachtet werden (insbesondere § 189 Abs 1, §§ 192, 193, 195,
201 HGB).

Die Umstellung von Einnahmen-Ausgaben-Rechnung auf die dop-
pelte Buchführung bringt ua die Änderung mit sich, daß sowohl die
Eingangs- als auch Ausgangsrechnungen (Honorarnoten) schon
mit Eingang bzw Rechnungslegung in der Buchhaltung erfaßt wer-
den müssen und nicht erst zum Zeitpunkt der Bezahlung bzw des
Zahlungseinganges.

5.2. Bilanz statt Einnahmen-Ausgaben-Rechnung: Die Geschäfts-
führer der RA-GmbH haben den Jahresabschluß innerhalb von
5 Monaten nach Ende des Geschäftsjahres nach den handelsrecht-
lichen Vorschriften zu erstellen und den Gesellschaftern vorzulegen
(§ 222 Abs 1 HGB). Diesen stehen für die Genehmigung des Jah-
resabschlusses und – wenn nichts dagegen spricht – Entlastung der

Geschäftsführer weitere 3 Monate zur Verfügung. Die handels-
rechtliche Gesamtfrist beträgt somit maximal 8 Monate ab Bilanz-
stichtag.

Der Jahresabschluß setzt sich aus der Bilanz, der Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie dem Anhang zusammen (§ 222 Abs 1 iVm
§ 193 Abs 4 HGB), der Angaben über die Posten der Bilanz und
der Gewinn- und Verlustrechnung sowie allgemeine Angaben über
die Gesellschaft zu enthalten hat (§§ 236 bis 239 HGB). Die Ge-
schäftsführer von mittleren und großen Gesellschaften (siehe 5.3)
müssen dem Jahresabschluß überdies einen Lagebericht anschlie-
ßen (§ 222 Abs 1 HGB), in dem die Entwicklung der Gesellschaft
im abgeschlossenen Geschäftsjahr und die zukünftigen Erwartun-
gen dargestellt sind (§ 243 HGB).

Bilanzierung bedeutet gegenüber der bei Rechtsanwälten bisher
eher üblichen Einnahmen-Ausgaben-Rechnung, daß die jeweils am
Bilanzstichtag bestehenden Forderungen, erbrachten und noch
nicht fakturierten Leistungen sowie noch nicht abrechenbaren Lei-
stungen ermittelt, bewertet und in der Bilanz angesetzt werden
müssen. Gleiches gilt für bestehende Verbindlichkeiten und die
gem § 198 Abs 8 HGB handelsrechtlich erforderlichen Rückstel-
lungen (zB für Abfertigungs- und Pensionsansprüche, für noch nicht
konsumierte Urlaube, für Jubiläumsgeld oder die Rückstellung für
die Kosten der Erstellung des Jahresabschlusses).

Umsatzsteuer: Die Ist-Besteuerung bleibt hingegen auch in der
RA-GmbH erhalten, weil diese für alle freiberuflichen Tätigkeiten
zwingend vorgesehen ist. Das Soll-System kann beantragt werden
(§ 17 Abs 1 UStG).

Die Soll-Besteuerung hat den Nachteil des Zinsenverlustes (Abfuhr
der Umsatzsteuer schon für den Zeitpunkt der Rechnungslegung
und nicht erst der Vereinnahmung). Um die Ist-Besteuerung auch
bei doppelter Buchführung beibehalten zu können, muß aber eine
geeignete Buchhaltungssoftware vorhanden sein.

5.3. Prüfungs- und Offenlegungspflicht: Abhängig von der Einstu-
fung der GmbH in eine der drei Größenklassen des § 221 HGB
treten sehr unterschiedliche Pflichten ein:

Erfüllt eine Gesellschaft zwei der drei Merkmale für die Einordnung
in eine Klasse an den Bilanzstichtagen zwei aufeinanderfolgender
Geschäftsjahre, dann treten die Rechtsfolgen dieser Größenklasse
ein (§ 221 Abs 4 Z 1 HGB).

Eine RA-GmbH wird somit, wenn sie an zwei aufeinanderfolgen-
den Bilanzstichtagen die Größenkriterien für die kleine Kapital-
gesellschaft überschreitet, ab dem dritten Geschäftsjahr prüfungs-
pflichtig (§ 268 Abs 1 HGB).

Klasse Bilanzsumme
S

Umsatzerlöse pa
S

Arbeitnehmer im
Jahresdurchschnitt

Klein bis 37 Mio bis 74 Mio bis 50

Mittel 37 bis 150 Mio 74 bis 300 Mio 50 bis 250

Groß über 150 Mio über 300 Mio über 250
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Bei Um-/Neugründungen treten die Rechtsfolgen ab dem folgen-
den Geschäftsjahr ein, wenn die Merkmale am ersten Bilanzstich-
tag nach der Um-/Neugründung vorliegen (§ 221 Abs 4 Z 2
HGB).
Der von den Gesellschaftern genehmigte Jahresabschluß muß bis
spätestens 9 Monate nach dem Bilanzstichtag beim zuständigen
Firmenbuchgericht eingereicht werden (§ 277 Abs 1 HGB). Mittel-
große und große Gesellschaften haben überdies den Bestätigungs-
vermerk durch einen Wirtschaftsprüfer vorzulegen.
Für mittelgroße Gesellschaften ist eine vereinfachte Offenlegung
vorgesehen (§ 279 HGB), ua muß in der Gewinn- und Verlustrech-
nung nur das Rohergebnis angegeben werden. Ob das Rohergeb-
nis bei Rechtsanwälten im wesentlichen den Umsatzerlösen ent-
spricht oder ob von diesen zur Ermittlung des Rohergebnisses der
Personalaufwand abzuziehen ist, wird derzeit von den Rechnungs-
legungs-Fachleuten geprüft.
Kleine RA-Gesellschaften müssen nur eine verkürzte Bilanz und
einen verkürzten Anhang einreichen, keine Gewinn- und Verlust-
Rechnung (§ 278 HGB).

6. Pro und contra RA-GmbH
aus abgabenrechtlicher Sicht

Der größte Vorteil der RA-GmbH ist uE – neben der Haftungs-
beschränkung (siehe 1.3) – in der Möglichkeit zu sehen, mittels
Pensionszusagen betrieblich, dh mit steuerlicher Wirkung, für das
Alter vorsorgen zu können. Neben anderen Vorteilen hat die
GmbH jedoch auch Nachteile, besonders ist dies der jährliche
Zinsenverlust, der – durch die zwingende Bilanzerstellung ver-
ursacht – gegenüber der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung eintritt
(siehe Pkt 7.).
Die wesentlichen Vor- und Nachteile der RA-GmbH sind zusam-
mengefaßt:
6.1. Pensionszusagen können an den Geschäftsführer einer RA-
GmbH – im Gegensatz zu den Pensionsregelungen im Bereich der
Personengesellschaften – mit steuerlicher Wirkung gegeben wer-
den.
Der Vorteil einer solchen Pensionszusage insbesondere gegenüber
der privaten Vorsorge liegt darin, daß

• für die Pension aus unversteuerten Mitteln angespart werden
kann;

• die angesparten Erträge aufgrund der Rückstellungsdotierung
bis zur Auszahlung der Pension steuerfrei sind, also nicht lau-
fend der (Lohn-)Einkommenbesteuerung unterliegen;

• Lohnnebenkosten wie Dienstgeberbeitrag, Kommunalsteuer und
Beiträge zur Sozialversicherung nicht anfallen;

• es in der RA-GmbH zu einer Körperschaftsteuerstundung kommt
und

• die Pension steuerbegünstigt – mit dem Hälftesteuersatz – abge-
funden werden kann, falls Lohnsteuerpflicht besteht und die Vor-

aussetzungen des § 67 Abs 8 lit b) EStG gegeben sind – und es
diese Begünstigungsbestimmung zum zukünftigen Zeitpunkt der
Abfindung auch noch gibt.

Der große Vorteil der betrieblichen Pensionszusage liegt uE im An-
sparen aus unversteuerten Mitteln: Während für eine ausreichende
private Vorsorge – nach Abzug der Ertragsteuern – idR nur 50%
des für die Vorsorge vorgesehenen Betrages zur Verfügung stehen,
sind es bei einer betrieblichen Pensionszusage aufgrund der steu-
erlichen Wirksamkeit 100%.

Im Falle der Vorsorge über eine Privatstiftung (siehe 2.1. lit b)
können (nach Abzug der 34% Körperschaftsteuer) 66% des auf
die Stiftung entfallenden Gewinnes zur Vorsorge angelegt werden,
wobei daraus resultierende Kapitalerträge weitgehend steuerfrei
sind (§ 13 Abs 2 Z 1 KStG und § 94 Z 10 EStG).

6.2. Rechtsanwälten wird es im Rahmen der GmbH möglich sein,
ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr zu wählen.
Da der Gewinn eines solchen Wirtschaftsjahres als Gewinn des
Kalenderjahres zu besteuern ist, in dem das Wirtschaftsjahr endet
(§ 7 Abs 5 KStG), kommt es zur teilweisen Verlagerung von in
einem Kalenderjahr erzielten Gewinnen in das nächste: Wird zB
der Zeitraum 1. 2. bis 31. 1. als Wirtschaftsjahr einer RA-GmbH
gewählt, so gilt der in den Monaten Februar bis Dezember erzielte
Gewinn erst als Gewinn des Folgejahres.

Davon betroffen kann aber selbstverständlich nur der nach Abzug
der Geschäftsführerbezüge verbleibende steuerliche Restgewinn
der RA-GmbH sein.

6.3 Bei Wahl der Rechtsform einer RA-GmbH wird der bisherige
Gewinn des Einzel-RA bzw werden die bisherigen Gewinnanteile
der RA-Personengesellschafter künftig zweigeteilt zufließen: Als
Geschäftsführerbezüge einerseits und als Restgewinn der GmbH,
der auf Beschluß der Generalversammlung verteilt und ausgeschüt-
tet wird (siehe 2.9.). Die bisher gewohnte freie Entnahmemöglich-
keit besteht in der GmbH nicht mehr (§ 82 Abs 1 GmbHG).

Über die zivilrechtliche Gestaltung der Anstellungsverträge für den
Gesellschafter-Geschäftsführer einer RA-GmbH (siehe Pkt 3.) hin-
aus sollte die steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behand-
lung der Geschäftsführerbezüge beachtet werden:

• Die Beteiligung des Geschäftsführers beträgt bis zu 25%:
Ist der Geschäftsführer der Generalversammlung gegenüber auf
gesellschaftsrechtlicher und -vertraglicher Ebene weisungsgebun-
den, so wird der Geschäftsführer je nach Inhalt seines Anstel-
lungsvertrages entweder Arbeitnehmer im Sinn des Arbeitsrech-
tes sein oder freier Dienstnehmer (s dazu 3.1.).
Ist er Arbeitnehmer, unterliegen seine Bezüge dem Lohnsteuer-
abzug, dem Dienstgeberbeitrag, der Kommunalsteuer und der
ASVG-Pflichtversicherung.
Als freier Dienstnehmer ist der Geschäftsführer hingegen mit
seinen Bezügen gem § 22 Z 2 EStG, Teilstrich 1, einkommen-
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steuerpflichtig6), ohne Dienstgeberbeitrag und Kommunalsteuer.
Sozialversicherungsrechtlich sind einkommensteuerpflichtige Ge-
schäftsführer den selbständig tätigen Rechtsanwälten gleichge-
stellt (also keine ASVG-Pflicht).
Ist der Geschäftsführer hingegen aufgrund gesellschaftsvertrag-
licher Sondervereinbarung (zB Sperrminorität) der General-
versammlung gegenüber nicht weisungsgebunden, unterliegen
seine Bezüge idR jedenfalls dem Lohnsteuerabzug, dem Dienst-
geberbeitrag und der Kommunalsteuer, unabhängig davon,
daß er infolge der fehlenden Weisungsbindung zivilrechtlich in
keinem Arbeitsverhältnis stehen kann, sondern in jedem Fall
freier Dienstnehmer (siehe 3.1.) ist. Diese unbefriedigende
Situation ergibt sich aus der Fiktion eines steuerlichen Dienstver-
hältnisses gem § 47 Abs 2 EStG, 3. Satz, iVm § 25 Abs 1 Z 1
lit b) EStG. Infolge dieser Fiktion und der damit verbundenen
Lohnsteuerpflicht unterliegen solche Geschäftsführer gem § 4
Abs 2 ASVG, 2. Satz, jedenfalls als Dienstnehmer der ASVG-
Pflicht7).

• Die Beteiligung des Geschäftsführers beträgt mehr als 25%:
Der zu mehr als 25% beteiligte Geschäftsführer ist infolge der
Bestimmung des § 22 Z 2 EStG, Teilstrich 2, jedenfalls einkom-
mensteuerpflichtig, unterliegt aber – wenn die Voraussetzungen
des zitierten Teilstriches 2 zutreffen – gem § 41 Abs 2 FlAG
dem Dienstgeberbeitrag und gem § 2 KommStG der Kommunal-
steuer.
Bei einer Beteiligung von mehr als 25% besteht nur ausnahms-
weise ASVG-Pflicht, nämlich dann, wenn der Inhalt des Anstel-
lungsvertrages eines bis zu 49% beteiligten Geschäftsführers
(ohne Sperrminorität) zivilrechtlich einem Dienstvertrag ent-
spricht.

Ob die lohnsteuerliche Gestaltung bei Beteiligung bis zu 25% tat-
sächlich Vorteile gegenüber der Einkommensteuer bringt, muß im
Einzelfall geprüft werden, weil Lohnsteuerpflicht jedenfalls jene
nach dem ASVG nach sich zieht.

Solche Geschäftsführer müßten dann neben den Beiträgen zum
ASVG auch ihren Kammerbeitrag zur Versorgungseinrichtung –
Teil A leisten8). Lassen sie sich aufgrund der bestehenden ASVG-
Pflicht von der Versorgungseinrichtung – Teil B befreien, so verzich-
ten sie auf die für sie wesentlich rentablere Altersvorsorge.

Auch können solche Geschäftsführer einer RA-GmbH nicht an dem
ab 1. 1. 2000 bestehenden Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag teilhaben, weil Krankenpflichtversicherung nach dem ASVG
besteht.

Dies alles sollte bei der Gestaltung des Anstellungsverhält-nisses
zusätzlich zu den zivilrechtlichen Überlegungen (siehe 3.1.) be-
rücksichtigt werden.

6.4. In der GmbH thesaurierte Gewinne sind nur mit 34% KöSt
besteuert, erst anläßlich der (späteren) Ausschüttung fällt der Rest
auf die lineare Steuerbelastung von insgesamt 50,5% in Form der

Kapitalertragsteuer an (Gewinn 100 minus 34% KöSt = 66 minus
25% KESt = 49,5). Rechtsanwälte, die sich in einer starken Investi-
tionsphase befinden, könnten sich die niedrigere Besteuerung von
nicht ausgeschütteten Gewinnen zunutze machen.
6.5. Liegenschaften können wahlweise im Betriebsvermögen der
RA-GmbH oder im Privatvermögen der Gesellschafter gehalten
und an die GmbH vermietet werden. Ist letzteres der Fall: kein
Investitionsfreibetrag, idR nur 1,5% AfA, aber keine Einkommen-
steuer vom Veräußerungsgewinn außerhalb der Spekulationsfrist
des § 30 Abs 1 EStG.
6.6. Zu den Nachteilen der GmbH gegenüber einer Einzelkanzlei
bzw einer Personengesellschaft zählt der Rechtsformaufwand:
Gründungskosten, Offenlegungspflicht, Buchführungs- und Bilan-
zierungspflicht (siehe Pkt 5.).
6.7. Im Gegensatz zu Einzelunternehmungen/Personengesell-
schaften besteht im Rahmen der RA-GmbH die Gefahr der ver-
deckten Ausschüttung (§ 8 Abs 2 KStG): Erhält zB der Geschäfts-
führer für ein von ihm gegebenes Darlehen zu hohe, nicht fremdüb-
liche Zinsen oder erzielt der nach Art eines stillen Gesellschafters
beteiligte Ehegatte eines Rechtsanwaltes einen dem Fremdver-
gleich nicht standhaltenden hohen Gewinn, könnte die Abgaben-
behörde – insoweit die Fremdüblichkeit nicht gegeben ist – von

6) Zuletzt VwGH 15. 7. 1998, 97/13/0169, zum Nichtvorliegen eines
lohnsteuerpflichtigen Dienstverhältnisses bei einem an der GmbH nicht
beteiligten Geschäftsführer (siehe auch SWK 31/1998, 691).

7) Zum Steuer- und Sozialversicherungsverhältnis der Bezüge von GmbH-
Geschäftsführern siehe Sedlacek, Der nicht weisungsgebundene GmbH-
Gesellschafter-Geschäftsführer: Spielball gesetzlicher Fiktionen, ASoK
5/1998, 154ff; derselbe in ASoK 10/1998, 344ff und zuletzt im
ASoK-Sonderheft 12/1998, Die neue Sozialversicherung der Gesell-
schafter von Personengesellschaften, 54ff.

8) Aufgrund eines Bescheides des BMAGS vom 28. 7. 1999 unterliegt
ein angestellter Rechtsanwalt wohl grundsätzlich der ASVG-Pflicht, er
ist jedoch – gleich den Rechtsanwaltsanwärtern – nicht pensionspflicht-
versichert, weil er mit dieser Tätigkeit schon den Pflichtbeitrag zur Kam-
mer-Vorsorgeeinrichtung – Teil A zu leisten hat. Das BMAGS begründet
seinen Bescheid mit einer „echten Gesetzeslücke“. Das weitere Verfah-
ren bzw die Auswirkung dieses Bescheides auf die Praxis bleibt abzu-
warten.
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verdeckter Ausschüttung ausgehen: Der in der GmbH angesetzte
Aufwand ist insoweit nicht als Betriebsausgabe abzugsfähig
(Kosten: 34% KöSt), der dadurch entstehende „Vorteil“ ist beim
Gesellschafter mit 25% KESt-pflichtig. Während bei der offenen
Ausschüttung insgesamt 50,5% anfallen (siehe 6.4.), „kostet“ die
verdeckte Ausschüttung 59%.

6.8 Von den weiteren steuerlichen Besonderheiten in der GmbH
sind zu nennen:

• Bei der RA-GmbH werden nicht ausgeschüttete Gewinne linear
mit 34%, ausgeschüttete Gewinne linear mit 50,5% besteuert
(siehe 6.4.).
Wenn daher der einzelne Rechtsanwalt die niedrigeren Pro-
gressionsstufen des Einkommensteuertarifes nicht zB über seine
Geschäftsführerbezüge ausnutzt, geht ihm der Steuervorteil
aus diesen verloren (erst bei einem Einkommen von über
ATS 700.000,– setzt die 50%ige Progression ein).

• In der GmbH anfallende Kapitalerträge sind nicht endbesteuert,
dh. einschließlich Ausschüttung an den Gesellschafter 50,5%
statt 25% Besteuerung.

• Nach Einhaltung der Behaltefrist abgereifte Investitionsfreibe-
träge sind zwar von der KöSt befreit, unterliegen bei Ausschüt-
tung der 25%igen KESt.

• Liquidationsgewinne unterliegen jedenfalls der vollen Besteue-
rung, kein „Hälftesteuersatz“, wie es ihn im Einkommensteuer-
recht unter bestimmten Voraussetzungen noch gibt (§ 37 Abs 5
EStG).

• Das Erbschaftssteuergesetz bemißt nach dem „gemeinen Wert“,
und zwar bei Fehlen vergleichbarer Veräußerungen aufgrund
des Wiener Verfahrens 1996. Bei Einzelunternehmen und Per-
sonengesellschaften ist für diese Zwecke der (idR niedrigere)
Einheitswert heranzuziehen.

• Steht Grund und Boden im Eigentum einer RA-GmbH, so ist der
im Falle der Veräußerung erzielte Gewinn – im Gegensatz zu
Grund und Boden eines Einzelrechtsanwaltes oder einer RA-Per-
sonengesellschaft – jedenfalls voll steuerpflichtig.

7. Übergangsgewinn und Zinsenverlust

Zum Zeitpunkt der Einbringung eines RA-Unternehmens, das sei-
nen Gewinn mittels Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ermittelt, ist
erstmals eine Bilanz zu erstellen – und zwar nach den Bestimmun-
gen des § 4 Abs 1 EStG. Dabei entsteht idR ein steuerpflichtiger
Übergangsgewinn (§ 4 Abs 10 EStG).

Mit diesem Übergangsgewinn wird die Besteuerung, die bisher
zum Zeitpunkt des Honorareinganges erfolgte, in das Jahr der Lei-
stungserbringung vorgezogen. Der insbesondere aus den Forde-
rungen erbrachten noch nicht fakturierten Leistungen und noch
nicht abrechenbaren Leistungen (saldiert mit bestimmten Verbind-
lichkeiten und Rückstellungen) resultierende Übergangsgewinn

wird im letzten Jahr der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung zusätzlich
zum sich aus dieser Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ergebenden
laufenden Gewinn besteuert: Den Zinsenvorteil und die Liquidität,
die aufgrund der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung bisher dem An-
walt bzw den Anwälten zugute gekommen sind, haben aufgrund
dieses Vorganges und der zukünftigen Bilanzierung Jahr für Jahr
der Staat.

Beispiel: Der Übergangsgewinn wäre ATS 20 Mio, die Einkom-
mensteuer darauf beträgt ATS 10 Mio. Bei in Zukunft gleichblei-
bendem Stand der zum Jahresende erbrachten, aber noch nicht
vereinnahmten Leistungen gehen diese ATS 10 Mio vom Anwalt
(den Anwälten) auf den Staat über und bleiben auch dort, solange
bilanziert wird. Bei einem Zinssatz von 5% beträgt der jährliche
Zinsenverlust brutto ATS 500.000,–, aber nicht nur einmal im
Jahr des Übergangsgewinnes, sondern in jedem weiteren Jahr, in
dem der Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich (Bilanzierung)
ermittelt und der Besteuerung unterzogen wird.

Es muß daher im Rahmen der GmbH dieser Zinsenverlust erst wie-
der „verdient“ werden, oder es werden alle Anstrengungen unter-
nommen, diesen Zinsennachteil wettzumachen.

Dafür stehen insbesondere die Pensionszusage (6.1.) bzw die steu-
erwirksam gebildete Pensionsrückstellung und das abweichende
Wirtschaftsjahr (6.2.) zur Verfügung.

Zu beachten ist allerdings, daß durch das abweichende Wirt-
schaftsjahr der durch die Bilanzierung entstehende Zinsennachteil
nur unter der Voraussetzung (annähernd) ausgeglichen werden
kann, daß in der GmbH auch ein entsprechend hoher Gewinn
entsteht. Das heißt nichts anderes, als daß die Geschäftsführerbe-
züge, die ja bei Zufluß steuerpflichtig sind, zurückhaltend geplant
und festgelegt werden sollten.

8. Eintritt und Ausscheiden von Partnern

Bei Eintritt neuer Partner in eine Personengesellschaft können diese
die mit ihrem Eintritt verbundenen Aufwendungen (Anschaffungs-
kosten) zumindest zum Teil steuerlich verwerten, sei es über die Ab-
schreibung der Anschaffungskosten, über eine Versorgungsrente
oder über Gewinnverzicht zu Beginn der Partnerschaft („Lock-step-
System“)9).

Da der neu in eine GmbH eintretende Partner die Anschaffungs-
kosten für den GmbH-Anteil (erworben entweder über Abtretung
oder Kapitalerhöhung) einschließlich etwaiger Finanzierungsko-
sten steuerlich idR nicht verwerten kann, ist der zukünftige Eintritt
neuer Partner von Grund auf neu zu überdenken und sollte daher
schon anläßlich des Rechtsformwechsels ausreichend geplant wer-
den.

9) Zu diesen Fragen nehmen Wiesner/Schwarzinger/Sedlacek/Sulz in
„Zusammenschluß und Realteilung von Rechtsanwälten“ auf den S 67ff
(Alternatives Zusammenschlußmodell für Rechtsanwälte) und 78ff (Ab-
tretung eines Gesellschaftsanteiles) ausführlich Stellung.
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Um diesen Steuernachteil für zukünftig eintretende Partner zu ver-
meiden oder zumindest zu reduzieren, wäre folgende Vorgangs-
weise denkbar:

Der eintretende Partner leistet im Rahmen der Kapitalerhöhung
kein Agio, sondern verzichtet für einen bestimmten Zeitraum in der
Form (anteilig) auf zukünftige Gewinnanteile, daß der nach den
Geschäftsführerbezügen verbleibende Gewinn der GmbH dement-
sprechend alinear ausgeschüttet wird (2.9.). Da somit dem eintre-
tenden Partner zumindest vorübergehend nur ein eingeschränktes
Gewinnbezugsrecht zusteht, ist der von ihm mit der Kapital-
erhöhung übernommene Gesellschaftsanteil entsprechend weniger
wert, so daß sich die Aufbringung eines Agios (neben dem Ge-
winnverzicht) erübrigt oder dessen Höhe zumindest reduziert.

Während der eintretende Partner einen Abtretungspreis oder ein
Agio aus bereits versteuertem Einkommen zahlen müßte, wird ihm
in diesem Fall die Steuerpflicht zumindest zum Teil erspart. Die
Steuerpflicht der bisherigen Gesellschafter entsteht statt für den –
soweit er steuerpflichtig wäre – aus der Abtretung entstehenden
Gewinn erst bei (alinearer) Gewinnausschüttung10) oder Einlagen-

rückzahlung, so wie dies auch bei Leistung eines Agios der Fall
wäre.
Genausogut könnte aber auch der im wesentlichen auf die persön-
lichen Leistungen der einzelnen Partner zurückzuführende Good-
will einer RA-GmbH an ausscheidende Partner über den Weg der
alinearen Gewinnausschüttung anteilig abgefunden werden. Dies
erfordert aber eine rechtzeitige Planung.
Mit der Möglichkeit, auch bestimmt qualifizierte Privatstiftungen an
einer RA-GmbH zu beteiligen (siehe 2.1.), könnte diese nicht nur
der Altersvorsorge dienen (siehe 6.1., letzter Absatz), sondern
auch den Eintritt neuer Partner unterstützen: Tritt eine Privatstiftung
ihre Beteiligung ab, so bleibt der daraus entstehende Veräuße-
rungsgewinn nach Ablauf der Spekulationsfrist steuerfrei (§ 13
Abs 2 Z 4 KStG). Zu bedenken ist allerdings, daß der Erwerber –
wie dargestellt – seine Anschaffungskosten steuerlich nicht verwer-
ten kann.

10) Auf diese Vorgangsweise weisen – allerdings bei bestehendem
Gewinn vorweg – schon Wiesner/Schwarzinger/Sedlacek/Sulz, aaO,
66, hin.
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RA Dr. Thomas Höhne, Wien*)

Anwaltswerbung im Internet – ein Diskussionsbeitrag

Die Redaktion des Anwaltsblatts hat den Beitrag von Thiele, An-
waltliche Werbung im Internet1) zur Diskussion gestellt. Ohne jeden
Anspruch auf Vollständigkeit hier einige Anmerkungen dazu:
Wenn Thiele das Internet als ein „Medium“, wenn auch nur unter
Anführungszeichen und unter Bezugnahme auf § 48 Abs 1 RLBA,
nennt, so ist zur Vermeidung von Mißverständnissen Vorsicht gebo-
ten, insbesondere im Hinblick auf die von ihm genannten Entschei-
dungen. In der ersten von ihm zitierten Entscheidung des OLG
Wien2) ging es nicht um Fragen des Internet; das Gericht hatte
vielmehr die rechtliche Qualität eines im Wege des Originaltext-
service der APA elektronisch verbreiteten Pressedienstes einer poli-
tischen Partei zu beurteilen. Das Gericht qualifizierte diesen Presse-
dienst als periodisches Medium iSd § 1 Abs 1 Z 2 MedienG und
hielt fest, daß das MedienG auch für die elektronischen Medien,
und zwar auch für die sogenannten neuen Medien, gelte. Insofern
ist diese E zweifellos auch für die Rechtsfragen des Internet bedeu-
tend. Die ebenfalls von Thiele genannte E des OLG Wien vom
26. 11. 19973) ist die erste und anscheinend bisher einzige,
die sich (bejahend) mit der medienrechtlichen Qualifikation des
WWW beschäftigte. Obwohl das Gericht jede eingehendere
Beschäftigung mit der Problematik unterließ, kam es letztlich zum
für dieses Verfahren richtigen Ergebnis – aber auch nur deshalb,
da es sich in dem zugrunde liegenden Sachverhalt um die Online-
Ausgabe einer Zeitung handelte, an deren Charakter als Medium
in der Tat nicht zu zweifeln war. Das WWW als solches kann
jedoch (schon gar nicht „fraglos“, wie das OLG Wien meinte)
ebensowenig wie das Internet als Medium iSd MedienG bezeich-
net werden.
Das Internet ist die Zusammenfassung verschiedenartigster Dienste:
Das World Wide Web (WWW) ist jenes Netz, in das Millionen
von Computer verflochten sind und in dem wir uns beim Surfen auf
die Reise begeben; daneben zählen aber auch beispielsweise das
File Transfer Protocol und Telnet (Dienste zur Übertragung umfang-
reicher Dateien), Diskussionsgruppen (Usenet, Listserver) oder die
e-mail-Funktion zu den Diensten des Internet. Der Begriff des Medi-
ums iSd § 1 MedG paßt daher auf eine einzelne Homepage oder
auf ein moderiertes Diskussionsforum, keinesfalls aber auf den
Überbegriff des Internet als solchen4).
Diese Gefahr eines Mißverständnisses war hier zwar aufzugreifen,
hat aber im übrigen keinen Einfluß auf die Ausführungen Thieles.
Zuzustimmen ist Thiele, daß anwaltliche Werbung im Internet
grundsätzlich weder in standesrechtlicher noch in wettbewerbs-
rechtlicher Hinsicht anders zu beurteilen ist, als wenn sie in einem
traditionellen Medium erfolgte. Allerdings bietet das Internet –
abgesehen von seiner globalen Zugänglichkeit – neue technische
Möglichkeiten Homepage5), Mailbox, anwaltliches Gästebuch,

multimediale Gestaltungsmittel), die Thiele durchaus korrekt beur-
teilt.

Zuzustimmen ist ihm auch, daß gegen die Veröffentlichung von
Portraitfotos von Konzipienten auf der Homepage des RA kein Ein-
wand besteht – zu präzisieren ist allerdings, daß diese ausdrück-
lich als „Rechtsanwaltsanwärter(innen)“ und nicht bloß als „RAA“
zu bezeichnen sind, um eine mögliche Irreführung iSd § 2 UWG
über die Größe der Partnerschaft zu vermeiden.6)

Was dagegensprechen sollte, wenn der Anwalt auf seiner Home-
page eine virtuelle Bildergalerie darbietet, kann ich nicht sehen,
wie ich auch nichts Verwerfliches in „Angaben über Hobby- und
Freizeitverhalten des Anwalts“ erblicken kann. Wenn sich ein
segelnder Klient zu einem Anwalt mit Segelschein besonders hin-
gezogen fühlt – wo ist das Problem? Wir sollten die Klienten nicht
unterschätzen. Sie suchen ja keine Freizeitpartner, sondern gute
Anwälte und werden sich an Angaben orientieren, die entspre-
chende Schlüsse zulassen. Wer nichts anderes zu bieten hat als in-
teressantes Freizeitverhalten, wird die Klienten haben, die er oder
sie verdient. Eine virtuelle Bildergalerie mit Picasso-Reproduktio-
nen7) wäre allerdings bereits aus urheberrechtlichen Gründen pro-
blematisch, da die Verbreitung eines urheberrechtlich geschützten
Werks im WWW eine dem Urheber vorbehaltene Verwertungs-
handlung darstellt.8)

Thiele hat grundsätzlich auch darin recht, daß ein Hyperlink auf
eine andere Web-Site irreführend oder rufausbeutend sein kann.

*) RA Dr. Thomas Höhne ist Partner von Höhne & In der Maur Rechts-
anwälte OEG, Wien, e-mail: hoehne@indermaur.at.

1) AnwBl 1999, 402ff.
2) 12. 6. 1996, 18 Bs 102/96, MR 1996, 142.
3) 24 Bs 291/97, MR 1998, 44.
4) So auch Laga, Rechtsprobleme im Internet (1998), 370.
5) Beachtlich ist die Sammlung von Anwalts-Homepages, die Herr Kollege

Clemens Binder-Krieglstein unter www.c-binder.com nicht nur zusam-
mengestellt, sondern auch subtil bewertet hat.

6) vgl OBDK 20. 12. 1993, AnwBl 1995, 263.
7) Thiele aaO FN 27. Eine hübsche virtuelle Galerie findet sich etwa bei

www.schoenherr.at.
8) Zur urheberrechtlichen Beurteilung der Digitalisierung von Werken vgl

OGH 26. 1. 1999, 4 Ob 345/98h – „Radio Melody III“, MR 1999,
94 mit Anm von Walter. Siehe auch die Agreed Statements zu Art 1
WIPO Copyright Treaty (WCT) (Dokument CRNR/DC/96) und zu
Art 7, 11 und 16 des WIPO Performances and Phonograms Treaty
(WPPT), nach denen die Speicherung eines geschützten Werks, einer
geschützten Aufführung oder eines geschützten Tonträgers in digitaler
Form in einem elektronischen Medium als Vervielfältigung anzusehen
ist. Zur Übermittlung von Lichtbildern über das Bildfunknetz der APA
s OGH 4. 10. 1994, 4 Ob 1091/94 – „APA-Bildfunk“, MR 1995,
143, sowie Walter, Zur urheberrechtlichen Einordnung der digitalen
Werkvermittlung, MR 1995, 125.
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Hier ist allerdings zur Vermeidung von Mißverständnissen eine ge-
nauere und differenzierende Betrachtung notwendig: Unter „Inline-
Linking“ versteht man einen Trick, der darin besteht, den Nutzer
auf die Inhalte einer anderen Web-Site zu verweisen, diese ande-
ren Inhalte aber immer noch im Rahmen der ursprünglichen Web-
Site, von der der Nutzer ausgegangen ist, erscheinen zu lassen.
Dadurch kann der Nutzer irrigerweise glauben, daß ihm diese
Inhalte vom Inhaber der ursprünglichen Web-Site zur Verfügung
gestellt würden. Auf diese Weise kann es tatsächlich zu einer nach
§ 1 UWG verpönten Rufausbeutung oder zum Schmarotzen an
fremder Leistung kommen. Dasselbe gilt für sogenannte „deep
links“, das sind Links, die nicht an den Anfang einer fremden
Homepage verweisen, sondern auf eine weiter dahinter liegende
Ebene, so daß die Angaben über den Eigentümer dieser neuen
Web-Site übersprungen werden. Auch in diesem Fall kann beim
Nutzer der Eindruck entstehen, die Inhalte, auf die er mittels dieses
Links verwiesen wird, seien vom Inhaber der ursprünglichen Web-
Site zur Verfügung gestellt.

Das Setzen von Links zu Seiten von gewerblichen Anbietern durch
einen Anwalt ist grundsätzlich nicht rechtswidrig. Das WWW lebt
ja geradezu von derartigen Links9). Prinzipiell muß jeder, der In-
halte in das WWW stellt, damit rechnen, daß auf diese Inhalte
Links gesetzt werden. Eine Rechtswidrigkeit aus dem Blickwinkel
des UWG oder des UrhG kann sich nur aufgrund besonderer Um-
stände im Einzelfall ergeben, ist aber die Ausnahme. So kann sich
etwa das Setzen eines Links, der den Eigentümer der gelinkten
Web-Site sozusagen „in schlechte Gesellschaft“ bringt, als wett-
bewerbswidrig erweisen (was aber gerade wiederum bei einem
durch einen Rechtsanwalt gesetzten Link wohl nur in Ausnahmsfäl-
len der Fall sein wird). Es kann aber grundsätzlich nicht gesagt
werden, daß zum Setzen eines Links regelmäßig die Zustimmung
des Betreibers der Ziel-Web-Seite einzuholen sei. Wer nicht will,
daß auf seine Web-Site Links gesetzt werden, muß sich für seine
Inhalte eine andere Verbreitungsform als das WWW suchen.

Nicht folgen kann ich Thiele auch darin, daß der Anwalt durch das
Setzen von Links zu Seiten von gewerblichen Anbietern idR eine
Geschäftsbeziehung zu diesen vortäusche. Die Nutzer des Internet
sind den Umgang mit Links gewohnt. Sie erwarten von jeder bes-
seren Homepage, daß diese zumindest thematisch verwandte
Links anbietet. Ein geordnetes, qualitativ hochstehendes und aktu-
elles Angebot von Links ist wesentlicher Bestandteil der Attraktivität
einer Homepage – und das wird in zunehmendem Maße auch für
anwaltliche Homepages gelten, von denen einige bislang über
das Auflisten der Partner nicht hinauskommen. In wenigen Jahren
wird es für einen Großteil der Anwälte selbstverständlich sein,
nicht nur die eigene Kanzlei (Standort, Erreichbarkeit, Partner, Tä-
tigkeitsgebiete) auf einer Homepage darzustellen; es wird vielmehr
auch notwendig sein, Leistungsnachweise in den Schwerpunktge-
bieten der eigenen Kanzlei, zB in Form von Aufsätzen, Hinweisen
auf eigene Publikationen, Darstellung und Kommentierung aktuel-

ler Rechtsentwicklungen etc sowie ein gut sortiertes Angebot an
Links, die thematisch mit den eigenen Tätigkeitsgebieten verwandt
sind, zu präsentieren. Es wird auch nichts dagegensprechen, daß
ein Anwalt aus Eisenstadt einen Link zur Homepage des burgen-
ländischen Fremdenverkehrsverbandes setzt oder ein Anwalt aus
Bregenz einen Link zum Kulturangebot, das die Stadt Feldkirch
ihrerseits im Internet präsentiert, ohne daß der durchschnittliche
Nutzer annehmen wird, daß der burgenländische Fremdenver-
kehrsverband oder die Stadt Bregenz Klienten des jeweiligen An-
walts seien.

Richtig ist natürlich, daß der Eindruck einer Geschäftsbeziehung
nicht mutwillig herbeigeführt werden darf. Das wäre irreführend.
Das bloße Setzen eines Links zu anderen Anbietern erfüllt diesen
Täuschungstatbestand aber sicherlich nicht.

Richtig ist wohl auch, daß es nicht anginge, wenn eine Unterneh-
mensberatungsgruppe auf ihrer Web-Site einen bestimmten Rechts-
anwalt „anpreist“. Es wird mE jedoch nichts dagegen einzuwen-
den sein, wenn ein Anwalt, der auf der Homepage seines Klienten
Rechtsinformationen zur Verfügung stellt, auch über diese Home-
page mittels e-mail erreichbar ist. Es besteht ja auch kein Einwand
dagegen, daß ein Anwalt, der in einer Zeitung Rechtstips gibt, dort
auch seine e-mail-Adresse angibt.

Das Internet ist ein durchaus demokratisches Instrument. Mit relativ
geringem Kostenaufwand hat hier jeder Kollege und jede Kollegin,
ob Großkanzlei in der Hauptstadt oder Einzelkanzlei am Land, die
Möglichkeit, sich in angemessener Weise zu präsentieren. Wir
sollten nicht den Fehler machen, aus lauter Mißtrauen der relativ
neuen Technik gegenüber einander möglichst viele Maulkörbe um-
zuhängen und dabei zu übersehen, daß uns andere Anbieter von
Beratungsleistungen, die ihre Präsentation den modernen Zeiten
besser anpassen, hinter sich lassen.

Natürlich ist es richtig, daß es im Interesse aller Standesangehöri-
gen ist, unsachliche Anpreisung anwaltlicher Dienstleistungen zu
vermeiden. Wir leben unter anderem von der Seriosität unseres
Standes. Ich kann aber wenig gute Gründe dafür sehen, mit einem
Korsett, das enger als das UWG ist, zu leben.10) Den Stehsatz,
daß der Anwalt am besten „durch die Qualität seiner anwaltlichen
Leistung“ wirbt, halte ich allerdings nur für einen Teil der Wahr-
heit, der von der Realität schon überholt ist. Wenn wir ehrlich sind,
müssen wir zugeben, daß ein großer Teil der Anwälte bereits
erkannt hat, daß es eben nicht genügt, ein guter Anwalt oder eine
gute Anwältin zu sein, sondern daß man sich als solche(r) auf dem
Markt auch aktiv präsentieren muß. Gerade das Internet bietet
dafür hervorragende Möglichkeiten.

9) In seiner FN 47 bezeichnet Thiele zutreffenderweise ja selbst Links als
„Sprungbretter der Online-Welt“.

10) Siehe dazu auch Hoffmann, Überall dasselbe Thema, AnwBl 1999,
389.
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EuGH-Rechtsprechung
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Betäubungsmittel

Sechste Richtlinie 77/388/EWG zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern – Gemein-
sames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes-
sungsgrundlage

Art 2 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG ist
so auszulegen, daß die Vermietung eines für
den Verkauf von Betäubungsmitteln benutzten
Platzes unter Voraussetzungen, wie sie im
Ausgangsverfahren vorliegen, in den Anwen-
dungsbereich dieser Richtlinie fällt.

EuGH, Staatssecretaris van Financien/Coffeeshop „Siberië“ vof,
Rs C-158/98, Urteil vom 29. 6. 1999

Dem Ausgangsverfahren liegt ein Rechtsstreit zwischen dem Cof-
feeshop „Siberië“ und der niederländischen Steuerverwaltung im
Zusammenhang mit Umsatzsteuernacherhebungen für die Jahre
1990–1993 zugrunde.

Das in Amsterdam betriebene Coffeeshop ist ein Lokal, in dem
weiche Drogen verkauft und konsumiert werden, im Zeitraum
1990–1993 stellte das genannte Coffeeshop im Lokal einem Drit-
ten einen Tisch zur Verfügung, an dem dieser jedem Interessierten
Cannabisprodukte verkaufen konnte. Die finanzielle Gegenlei-
stung wurde als Tischmiete verbucht. Für diese Miete wurde keine
Mehrwertsteuer entrichtet. Im Ausgangsverfahren stand zur Diskus-
sion, ob die Vermietung des Tisches an einen Dritten eine strafbare
Beteiligung am Delikt des Handels mit weichen Drogen darstelle
und daher nicht der Mehrwertsteuer unterliege und ob diese Zur-
verfügungstellung eines Tisches sich von der Drogenlieferung unter-
scheide und keinem absoluten gesetzlichen Verbot unterliege.

In seinem Urteil Happy-Family (Rs 289/96, Slg 1988, 3655)
stellte der EuGH fest, daß die Lieferung von Betäubungsmitteln
nicht der Mehrwertsteuer unterliege, da diese Erzeugnisse insoweit
besondere Merkmale aufwiesen, als sie schon nach ihrem Wesen
in allen Mitgliedstaaten einem vollständigen Verkehrsverbot unter-
lägen. Da aber die Zurverfügungstellung einer Verkaufsstätte eine
Dienstleistung iSd gemeinschaftlichen Mehrwertsteuerregelung
darstelle, war für das vorlegende Gericht fraglich, ob dieses
EuGH-Urteil auch auf die Zurverfügungstellung einer Verkaufsstätte
für Cannabiserzeugnisse übertragbar sei (so daß damit eine Be-
steuerung ausgeschlossen wäre).

Gemäß der Rsp des EuGH verbietet der Grundsatz der steuerli-
chen Neutralität bei der Erhebung der Mehrwertsteuer eine allge-
meine Differenzierung zwischen erlaubten und unerlaubten Ge-
schäften. Dies gilt allerdings nicht für die Lieferung von Erzeugnis-
sen wie Betäubungsmitteln, die – mit medizinischen Ausnahmen –
in allen Mitgliedstaaten einem vollständigen Verkehrsverbot unter-

liegen. Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität kann daher in
einer Situation, in der zwischen legalem und illegalem Wirtschafts-
sektor jeder Wettbewerb ausgeschlossen ist, nicht berührt sein,
wenn der fragliche Vorgang nicht steuerbar ist. Es wurde aller-
dings vorgebracht, daß zwischen der eigentlichen Drogenliefe-
rung und den Handlungen im Zusammenhang mit dieser Lieferung
insofern zu unterscheiden sei, als zB die Vermietung als solche
nicht verboten sei und daher der Mehrwertsteuer unterliege (zB
Veranstaltung unerlaubter Glücksspiele: Rs C-283/95, Fischer, Slg
1998, I-3369).

Nach niederländischem Recht ist der Verkauf von weichen Drogen
in Coffeeshops zwar eine Straftat, doch besteht die Möglichkeit,
diese Tätigkeit in Coffeeshops, die bestimmte Voraussetzungen
erfüllen, dann zu dulden, wenn es eine entsprechende Abstim-
mung zwischen Gemeindeverwaltung, Polizei und Staatsanwalt-
schaft gibt. Aus diesem Grund besteht kein vollständiges Verbot
des Inverkehrbringens mehr (das eine Ausnahme vom Grundsatz
der steuerlichen Neutralität rechtfertigen könnte).

Die strittige Tätigkeit ist nicht der Verkauf von Betäubungsmitteln,
sondern die Dienstleistung, und zwar die Zurverfügungstellung
eines Tisches, an dem der einschlägige Verkauf mit Einverständnis
des Dienstleistungserbringers betrieben wird. Daher liegt eine
gegenüber der Rechtssache Happy Family unterschiedliche Kon-
stellation zugrunde. Da der Grundsatz der steuerlichen Neutralität
bei der Mehrwertsteuer-Erhebung eine allgemeine Differenzierung
zwischen erlaubten und unerlaubten Geschäften verbietet, führt ein
strafbares Verhalten aber nicht unbedingt dazu, daß der fragliche
Vorgang nicht steuerbar ist. (Dies wäre nur dann der Fall, wenn
jeder Wettbewerb zwischen legalem und illegalem Wirtschaftssek-
tor ausgeschlossen wäre.)

Der EuGH stellte somit fest, daß die Vermietung eines Tisches/Plat-
zes zur Durchführung gewerblicher Tätigkeiten grundsätzlich eine
wirtschaftliche Betätigung darstellt und daher in den Anwendungs-
bereich der Sechsten Richtlinie fällt. Der wirtschaftliche Charakter
der Vermietung wird auch dadurch nicht geändert, daß die an
dem vermieteten Platz durchgeführte Tätigkeit strafbar und die Ver-
mietung daher rechtswidrig sein könnte. Der Grundsatz der steuer-
lichen Neutralität des Mehrwertsteuersystems würde daher nur
dann verletzt, wenn die Vermietung nicht steuerbar wäre.

Aktuelles Sekundärrecht
Richtlinie 1999/47/EG zur zweiten Anpassung der RL 94/55/
EG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für
den Gefahrguttransport auf der Straße, ABl L 169/99, 1.

Richtlinie 1999/48/EG zur zweiten Anpassung der RL 96/49/
EG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für
die Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter, ABl L 169/99, 59.
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Zugang der Öffentlichkeit
zu Kommissions- und
Ratsdokumenten
Im Rahmen des Maastrichter Vertrags ist die Erklärung Nr 17 über
das Recht auf Zugang zu Informationen integriert, um ua auch das
öffentliche Vertrauen in die Gemeinschaftsverwaltung zu stärken.
Auf dieser Grundlage bauen auch der Verhaltenskodex zwischen
Rat und Kommission (ABl L 340/1993, 41 idgF betreffend den
Zugang der Öffentlichkeit zu Rats- und Kommissionsdokumenten)
sowie die entsprechende Kommissionsentscheidung (ABl 46/
1994, 58 idgF) auf. In dem Verhaltenskodex wird ua festgelegt,
daß der Zugang zu Unterlagen verweigert wird bei potentieller
Beeinträchtigung des Schutzes des öffentlichen Interesses, der
finanziellen Interessen der Gemeinschaft oder des Persönlichkeits-
schutzes.

In zwei rezenten Urteilen hat das Gericht erster Instanz der EG
(EuGeI) dazu neue Aspekte des Rechts auf Zugang zu Informatio-
nen festgelegt1):

So ersuchte Rothmans International die Kommission um Einsicht in
die Protokolle des Zollausschusses im Zusammenhang mit dem
Versandverfahren. Nach einem mehrmaligen Briefwechsel wurden
dem Antragsteller Unterlagen der Kommission übermittelt, nicht
jedoch die gewünschten Protokolle, wobei die Kommission darauf
hinwies, daß nicht sie, sondern der entsprechende Ausschuß Urhe-
ber dieser Protokolle sei und diese Protokolle nach der Geschäfts-
ordnung des Ausschusses geheim seien.

Zu allererst war für das EuGeI fraglich, welche Handlung der Kom-
mission als anfechtbar betrachtet werden kann, und daher Gegen-

stand der eingebrachten Nichtigkeitsklage ist. In Hinblick auf die
notwendige Rechtsverbindlichkeit und die daraus resultierende
potentielle Beeinträchtigung der Interessen des Antragstellers kam
das Gericht zu dem Schluß, daß die anfechtbare Rechtshandlung
das Antwortschreiben des Generalsekretärs der Kommission war,
das die Entscheidung über die Verweigerung der Einsichtnahme
beinhaltete, nicht aber eine darauffolgende Bestätigung dieser Ein-
sichtverweigerung.
Zum vom Antragsteller vorgebrachten Aspekt der nicht ausreichen-
den Begründung dieser Entscheidung führte das EuGeI aus, daß
dies nicht zutreffe, weil die Begründung dem Erfordernis der kla-
ren, unzweideutigen Darlegung der Überlegungen der die Rechts-
handlung setzenden Gemeinschaftsbehörde entspreche und auf-
grund dieser Rechtfertigung den Betroffenen die Möglichkeit gege-
ben werde, ihre Rechte durchzusetzen. Zur Frage, ob die Kom-
mission materiell und intellektuell gesehen Urheber der in Frage
stehenden Protokolle ist, argumentierte die Kommission dahin, daß
ihre den Ausschuß unterstützende – „rein technische“ – Arbeit nicht
ausreichend sei, um ihr intellektuelle Urheberschaft der Dokumente
zuzuweisen. Sie verwies hiebei auf den sogenannten Komitologie-
beschluß (ABl L 197/1987, 33), der festlegt, daß die Kommission
bei der Ausübung der ihr vom Rat übertragenen Befugnisse zur
Durchführung bestimmter Vorschriften von einem Ausschuß unter-
stützt wird; solche Ausschüsses seien daher nicht als „integraler
Teil“ der Kommission zu betrachten. Sähe man die Ausschüsse
allerdings tatsächlich als eigene Rechtskörper, würde dies konse-
quenterweise bedeuten, daß der Zugang zu ihren Dokumenten
wesentlich erschwert und dies dem Prinzip der Transparenz wider-
sprechen würde.

1) Vgl AnwBl 1997, 315.
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Das Gericht stellte hiezu fest, daß Grundsatz des Verhaltenskodex
ein möglichst umfassender Informationszugang ist, und Ausnah-
men daher eng auszulegen seien, dies gelte auch für Ausnahmen
betreffend jene Schriftstücke, deren Urheber ein Dritter ist. Die ein-
schlägigen Ausschüsse, wie der verfahrensgegenständliche Zoll-
ausschuß, unterstützten die Kommission bei Erfüllung der ihr über-
tragenen Aufgaben und stellten daher keine gesonderte Gemein-
schaftsbehörde dar. Die Ausschüsse haben auch keine eigene
Verwaltung oder Haushalt uam, sie können somit auch nicht als
„andere Gemeinschaftsbehörde oder Rechtsperson“ (etwa des
Rates) betrachtet werden oder gar einem Mitgliedstaat zugerech-
net werden. Die Gemeinschaftsverträge unterscheiden nämlich
klar zwischen Ausschüssen, die durch die Verträge selbst oder
gem der Geschäftsordnung des Rates eingesetzt werden und jenen
Ausschüssen, die vom Rat durch Rechtsakte eingesetzt werden, in
denen die Kommission Befugnisse zur Durchführung der vom Rat
erlassenen Vorschriften erhält (Komitologie-Verfahren). Für die erst-
genannten Ausschüsse gilt die Geschäftsordnung des Rates und
ihre Dokumente sind somit Ratsdokumente iSd Ratsbeschlusses über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Ratsdokumenten (ABl L 340/
1993, 43). Dies gilt nicht für die sogenannten Komitologie-Aus-
schüsse, die sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammenset-
zen und in denen ein Vertreter der Kommission den Vorsitz führt.
Da solche Ausschüsse keine Arbeitsgruppen des Rates sind, sind
ihre Dokumente daher auch keine Ratsdokumente.

Da eine Verweigerung des Zugangs zu den Protokollen der viel-
fältigen Komitologie-Ausschüsse auch eine beträchtliche Einschrän-
kung des Rechts auf Zugang zu gemeinschaftlichen Schriftstücken
wäre, ist eine solche Einschränkung nicht vereinbar mit den Zielen
des Informations- bzw Dokumentenzugangs. Für die Zwecke der
Gemeinschaftsregelungen betreffend den Zugang der Öffentlich-
keit zu Gemeinschaftsdokumenten sind Unterlagen der Komitolo-
gie-Ausschüsse daher als Dokumente der Kommission anzusehen.

Eine Entscheidung über den Zugang zu diesen Dokumenten liegt
somit bei der Kommission, und sie kann sich ihrerseits nicht dar-
auf berufen, nicht Urheber dieser Schriftstücke zu sein (EuGeI,
Rs T-188/97, Rothmans International BV/Kommission, Urteil vom
19. 7. 1999).

Im zweiten Fall ging es um den Zugang zu Ratsdokumenten. Der
einschlägige Ratsbeschluß (s oben, ABl L 340/1993, 43) besagt,
daß der Zugang in Fällen öffentlichen Interesses (dh ua öffentliche
Sicherheit und internationale Beziehungen) zu verweigern ist. Die
Antragstellerin Heidi Hautala ist Abgeordnete zum EP; ihre An-
frage an den Rat betraf die vom Europäischen Rat von Luxemburg
(Juni 1991) und Lissabon (Juni 1992) beschlossenen Kriterien für
Waffenausfuhren. In der Antwort des Rats wurde auf einen Bericht
der „Ratsgruppe für die Ausfuhr konventioneller Waffen“ Bezug
genommen, in den die Antragsstellerin in der Folge Einsicht
nehmen wollte. Dieser Bericht wurde vom Politischen Komitee des

Rates, allerdings nicht vom Rat selbst gebilligt. Er wurde auch nicht
auf den für die Verteilung von Ratsdokumenten üblichen Vertriebs-
wegen verteilt, sondern blieb einer begrenzten Anzahl von Adres-
saten vorbehalten. Die Einsichtnahme wurde daher vom General-
sekretariat des Rats verweigert, und zwar mit dem Hinweis, daß
der Bericht Informationen beinhalte, deren Zugänglichmachung
dem öffentlichen Interesse in Hinblick auf die öffentliche Sicherheit
zuwiderliefe. Diese Ablehnung wurde nach einem Zweitantrag
bestätigt. Da es sich um Aspekte des Titels V des EU-Vertrags han-
delte, argumentierte der Rat, daß diese der Zuständigkeit des
Gerichtshofs entzogen seien. Das EuGeI kam allerdings zu dem
Schluß, daß der einschlägige Ratsbeschluß – unabhängig von
ihrem Inhalt – Schriftstücke des Rates betreffe. Die Tatsache, daß
gemäß Art L des EU-Vertrages das EuGeI keine Jurisdiktion über
die Rechtmäßigkeit von unter Titel V fallenden Rechtsakten habe,
schließe seine Zuständigkeit, in Hinblick auf den öffentlichen
Zugang zu solchen Rechtsakten Recht zu sprechen, nicht aus.

Zum Einwand, daß zumindest ein teilweiser Zugang geprüft hätte
werden müssen, stellte das EuGeI fest: Die Prüfung eines Zweit-
antrags hat die Feststellung zum Zweck, ob ein Antrag unter Beru-
fung auf einen gerechtfertigten Ablehnungsgrund abgelehnt wer-
den kann. Da dem Rat bei der Beurteilung, ob der Zugang zu
Dokumenten dem öffentlichen Interesse im Bereich der zwischen-
staatlichen Beziehungen widerspricht, ein weiter Ermessensspiel-
raum zusteht, hat sich die entsprechende richterliche Kontrolle auf
die Einhaltung von Verfahrensregeln und die Begründungspflicht
zu beschränken. Da der in Frage stehende Bericht einen mitglied-
staatlichen Meinungsaustausch beinhaltet, ist daher gegen die Be-
urteilung des Rates nichts einzuwenden. Über die Zugangsbedin-
gungen entscheidet der Rat, weil gemeinschaftseinheitliche Rege-
lungen nicht vorliegen; der einschlägige Ratsbeschluß ist nämlich
eine Anordnung der inneren Verwaltung; von diesem Beschluß
wird ein teilweiser Zugang weder ausdrücklich vorgesehen noch
ausdrücklich untersagt.

Im Sinne der Bedeutung des Zugangs der Öffentlichkeit zu Ge-
meinschaftsdokumenten sowie der Tatsache, daß Ausnahmen hie-
von eng auszulegen sind und iSd Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes
hätte der Rat aber die Verpflichtung gehabt, die Möglichkeit eines
teilweisen Zugangs zu den strittigen Dokumenten zu überprüfen
(und zwar zu jenen Informationen, die nicht von den Ausnahme-
bestimmungen gedeckt sind). Der Rat habe aber eine solche Über-
prüfung nicht getätigt, da seiner Ansicht nach das Prinzip des
Zugangs zu Dokumenten nur für die Dokumente an sich gilt und
nicht für die in ihnen enthaltenen Informationen. Die angefochtene
Entscheidung ist daher mit einem Rechtsirrtum behaftet und wurde
vom EuGeI für nichtig erklärt (EuGeI, Rs T-14/98, Heidi Hautala/
Rat, Urteil vom 19. 7. 1999). Es bleibt abzuwarten, ob der Rat
gegen diese Entscheidung des EuGel ein Rechtsmittel ergreift.

Christine Stix-Hackl
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Terminübersicht – Seminare

Oktober

November

13. 10. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991013/8 WIEN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/5 GRAZ

15./16. 10. Prozeßtaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 991015/2 HERNSTEIN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 991015/8 WIEN

16./17. 10. Gut befragt ist halb gewonnen –
Frage- und Vernehmungstechniken
vor Gericht, Teil II, Intensivseminar
Seminar-Nr: 991016/2 HERNSTEIN

18. 10. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991018/2 WR. NEUSTADT

19. 10. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991019/3 LINZ

19. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 991019/8 WIEN

20. 10. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991020/4 SALZBURG

21. 10. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991021/6 INNSBRUCK

21. bis
23. 10.

Home sweet home!
Wohnrecht für Profis
Seminar-Nr. 991021/2 MELK

22. 10. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991022/7 FELDKIRCH

22./23. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991022/8 WIEN

2. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 991102/8 WIEN

Dezember

Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-

3. 11. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991103/5 GRAZ

4. 11. Stichtag 15. 11. 1999:
Opting out aus der Krankenversicherung
Seminar-Nr: 991104/1 KLAGENFURT

5./6. 11. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 991105/6 INNSBRUCK

5./6. 11. Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel
Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 991105/8 WIEN

12./13. 11. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 991112/6 INNSBRUCK

12./13. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991112/3 ST. GEORGEN

12./13. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991112/8 WIEN

16. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 991116/8 WIEN

19./20. 11. Bau- und Raumplanungsrecht
unter Berücksichtigung der
relevanten Nebengesetze
Seminar-Nr: 991119/5 GRAZ

19./20. 11. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991119/8 WIEN

26./27. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991126/3 ST. GEORGEN

26./27. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 991126/8 WIEN

30. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 991130/8 WIEN

3. 12. Standesrecht
Seminar-Nr: 991203/6 INNSBRUCK

10. 12. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991210/7 BREGENZ

10. 12. Die Anfechtung
Seminar-Nr: 991210/8 WIEN

10./11. 12. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 991210A/8 WIEN
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programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

Stichtag 15. 11. 1999: Opting out
aus der Krankenversicherung
awak.infopill

Gratisinformation für Anwälte
WARUM SIE TEILNEHMEN SOLLTEN?
Wir möchten Ihnen Entscheidungshilfe geben!
Das Opting out aus der Krankenpflichtversicherung gem § 2 Abs 1
Z 4 GSVG stellt jeden Rechtsanwalt vor die Frage, Entscheidungen
bezüglich seiner Krankenversicherung zu treffen.
Diese höchstpersönliche Entscheidung verlangt nach sorgfältiger
Planung des zukünftig gewünschten Krankenversicherungsschut-
zes.
Einerseits ist der Wechsel zwischen den einzelnen Optionen auf
bestimmte Fälle eingeschränkt; er kann außerdem mit Nachteilen
verbunden sein.
Andererseits ist aber auch die Belastung mit Krankenversicherungs-
beiträgen/-prämien in der Pension von der individuellen Entschei-
dung für die Aktivzeit abhängig. Zur Vorinformation und zur bes-
seren Übersicht werden die Besonderheiten der einzelnen Optio-
nen in unserer Informationsveranstaltung zusammengefaßt.
Konkret lauten die Fragen jedes Rechtsanwalts bis 15. 11. 1999:
1. Welche Option ist für mich möglich: Selbstversicherung gem
§ 16 ASVG, Selbstversicherung gem § 14a GSVG oder Gruppen-
Versicherungsvertrag?
2. Welche Option entspricht meinen persönlichen (auch familiä-
ren) Verhältnissen?
3. Was kostet dazu eine etwaige Sonderklassen- und/oder Zu-
satzversicherung für Arzt, Heilbehelfe etc?
Termine:
13. 10. in Wien, 17.00–19.00 Uhr, Seminar-Nr: 991013/8
18. 10. in Wr. Neustadt,

9.00–11.00 Uhr, Seminar-Nr: 991018/2
19. 10. in Linz, 14.00–16.00 Uhr, Seminar-Nr: 991019/3
20. 10. in Salzburg, 9.00–11.00 Uhr, Seminar-Nr: 991020/4
21. 10. in Innsbruck, 14.00–16.00 Uhr, Seminar-Nr: 991021/6
22. 10. in Feldkirch, 14.00–16.00 Uhr, Seminar-Nr: 991022/7
3. 11. in Graz, 14.00–16.00 Uhr, Seminar-Nr: 991103/5
4. 11. in Klagenfurt, 9.00–11.00 Uhr, Seminar-Nr: 991104/1

Referenten: Dr. Herbert Hochegger, Rechtsanwalt in Wien, Kanz-
lei Dr. Herbert Hochegger und Mag. Markus Kajaba, Wien, Vor-
sitzender des ÖRAK-Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen
KR Werner Sedlacek, Steuerberater, geschäftsführender Gesellschaf-
ter der TPA Treuhand Partner Austria Wirtschaftstreuhand GmbH
Vorst.-Dir. Dr. Peter Eichler, BARC VERSICHERUNGS-HOLDING
AG, Wien
Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-mail office@awak.at. Zusätz-

lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.

Honorarrecht

awak.basic

Dies ist ein Seminar für Rechtsanwaltsanwärter, die sich Kenntnisse
über die rechtlichen Honoraransprüche des Anwaltes gegenüber
seinen Klienten verschaffen wollen.

Es werden sowohl die gesetzlichen Grundlagen dieser Ansprüche
als auch die Möglichkeiten einer vertraglichen Gestaltung und ihre
Grenzen vorgetragen und diskutiert.

Termin: Freitag, 12. 11. 1999 bis Samstag, 13. 11. 1999 =
3 Halbtage

Planung und Referent: Dr. Michael Pallauf, RA in Salzburg

Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminarnummer: 991112/3

Arbeitsrecht

awak.special

Dieses Seminar bietet einen grundlegenden Überblick über wich-
tige Bereiche für Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der Arbeitswelt.
Praxisbezogene Sachverhalte werden mit der Theorie des Arbeits-
rechts verknüpft. Das Spektrum dieses Seminars reicht vom Arbeits-
vertrag bis zur Beendigung und den sich daraus ergebenden Kon-
sequenzen.

Termin: Freitag, 12. 11. 1999 bis Samstag, 13. 11. 1999 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Helmut Preyer, RA in Wien

Referenten: Dr. Gerhard Kuras, Richter des OLG Wien, Dr. Georg
Grießer, RA in Wien, Dr. Helmut Preyer, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminarnummer: 991112/8

Zivilverfahren II

awak.basic

Inhalt dieses Seminars ist die Darstellung der wesentlichen Rechts-
mittel im Zivilverfahren – Berufung und Revision. Berufungs- und
Revisionsgründe werden anhand von praxisbezogenen Beispielen
und der aktuellen Judikatur dargestellt. Ein besonderer Schwer-
punkt wird auf die Erörterung möglicher Fehler und Unterlassungen
von Anwälten im Rahmen des Rechtsmittelverfahrens gelegt.

Termin: Freitag, 26. 11. 1999 bis Samstag, 27. 11. 1999 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Wolfgang Fromherz, RA in Linz

Referenten: Dr. Wolfgang Fromherz, RA in Linz, Dr. Walter Engel-
berger, Richter des LG Linz, Dr. Hansjörg Seiler, HR des OGH

Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminarnummer: 991126/3
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Anwaltliche Vereinigung
für Mediation und
kooperatives Verhandeln
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
seit der Gründung der AVM im Spätherbst 1997 ist nicht nur eini-
ge Zeit vergangen, sondern auch einiges geschehen, das es nun
aus meiner Sicht rechtfertigt, die Anwaltschaft insgesamt über den
Stand der Dinge zu informieren:

Das „Separatinteresse“ einiger weniger hat sich in diesen letzten
Jahren zu einem Standesanliegen gemausert: Alle Rechtsanwalts-
kammern Österreichs gehören nun der Vereinigung als Mitglieder
an. Der ÖRAK hat einen Arbeitskreis Mediation eingesetzt. Dieser
hat einen ergänzenden Artikel der Richtlinien zur anwaltlichen Be-
rufsausübung „Der Rechtsanwalt und Mediation“ erarbeitet und
bereitet nun einen Entwurf für Ausbildungsrichtlinien vor.

All dies erschöpft sich nicht in grauer Theorie. Da auch der Gesetz-
geber im Zusammenhang mit dem Eherechtsänderungsgesetz Me-
diation erstmals ausdrücklich anspricht, ist für die Zukunft umso-
mehr anzunehmen, daß sich dieses vielversprechende Modell der

Konfliktregelung auch in Österreich seinen Weg bahnen wird.
Freilich ist Familienmediation nicht das einzige Einsatzgebiet. Erst
kürzlich wurde im Rahmen der drei Tage dauernden Wiener Konfe-
renz für Mediation das breite Anwendungsgebiet dieser Methode
überzeugend dargelegt und mit vielen Beispielen zB aus der Praxis
des Wirtschaftslebens, der Arbeitswelt, des Wohnrechtes und auch
aus dem öffentlich(rechtlich)en Bereich belegt.

Natürlich haben Rechtsanwälte schon seit jeher neben gerichtli-
chen Prozessen auch Verhandlungen geführt; dennoch gilt es nun,
das Besondere der Methode Mediation und die neuen Aufgaben,
die damit auf die Anwaltschaft zukommen, zu erkennen und
auch als Chance zu nutzen: Oberstes Ziel ist wohl für jeden
Anwalt, das „Beste“ für seinen Mandanten zu erreichen. Zuneh-
mend wünschen sich Klienten, dabei mitzureden, was das „Beste“
für sie sei. Sie wollen die Entscheidung nicht „dem Recht“ allein
oder der staatlichen Autorität in Form langwieriger und kostspie-
liger Instanzenzüge überlassen, sondern persönlichen Prioritäten
und wirtschaftlichen Überlegungen mehr Gewicht geben, ja letzt-
lich die entscheidende Lösung – mit Unterstützung – selbst erar-
beiten!

Mediation ist keine psychologisierende Streitvermeidung, sondern
eine konstruktive, lösungsorientierte Form der Auseinandersetzung,
bei der die wichtigste Aufgabe des Mediators darin besteht, daß
die Spielregeln des fairen und sachbezogenen Verhandelns einge-
halten werden. Da sehr viele Streitigkeiten eine rechtliche Dimen-
sion haben, ist es allerdings auch im Zuge einer Mediation wich-
tig, daß die Streitparteien korrekte und vollständige Informationen
über die rechtlichen Aspekte erhalten. Und hier liegt die besondere
Aufgabe der Anwaltschaft im Zusammenhang mit Mediation:
Wenn die Konfliktparteien selbst über Lösungsvorschläge mitent-
scheiden wollen, dann ist ihre gute Information die Vorbedingung
zu Lösungen, die „halten“. Echte Zustimmung erfordert informier-
ten Konsens – Anwälte in der Mediation helfen Lösungen zu erar-
beiten, die auf sicheren Beinen stehen!

Als Beratungsanwalt in der Mediation sind neben dem guten alten
Fachwissen auch Kenntnisse über diese Streitkultur notwendig.
Falls ein Anwalt selbst als Mediator tätig sein möchte, braucht er
„zusätzliches Handwerkszeug“ für diese besondere Form der Ge-
sprächsführung. AVM versteht sich als „Haus“ der Anwälte in der
Mediation und ist bemüht, Informationen und spezielle Fortbildung
auf diesem Gebiet anzubieten.

Ich hoffe, ich habe mit dieser Darstellung Ihr Interesse geweckt. Die
internet-Reisenden unter Ihnen darf ich auch auf unsere website
www.avm.co.at hinweisen, in der wir in Kürze auch unsere Media-
toren vorstellen werden.

Mit besten Empfehlungen
Dr. Max Josef Allmayer-Beck, RA in Wien

Generalsekretär
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STAMPFL & Co. KEG
1070 Wien, Mariahilfer Straße 32
Tel.: 01/ 524 37 35, Fax: 01/ 524 37 35 11
e-mail: stampfl@aon.at

Die einfache modular
aufgebaute Gesamtlösung.
Alle Module auch als
Useware-Lizenz,
Sie bestimmen
was Sie brauchen.

A k t e n v e r w a l t u n g
H o n o r a r w e s e n
F o r m u l a r w e s e n
F o r d e r u n g s w e s e n
I n s o l v e n z v e r f a h r e n
E R V , G r E S t
A k t e n I m p o r t / E x p o r t

Seminarangebot für die nächste Zeit:

In Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Bundesverband für
Psychotherapie:
Grundseminar Mediation

Fortbildungsmodul

AVM-Seminare:

Und aus unserer Jahresfortbildung in Wirtschaftsmediation, die
Ende Oktober beginnt, gelangen folgende Module (begrenzt für
weitere acht Teilnehmer) auch einzeln zur Ausschreibung:

Nähere Informationen über AVM und das Seminarangebot senden
wir Ihnen gerne zu:
AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives
Verhandeln, 1010 Wien, Rosenbursenstraße 4/3, Telefon 01/
513 12 01, Fax 01/513 12 05, e-mail: office@avm.co.at.

ab
25. Nov.

Salzburg
Lehrgang 10 – derzeit noch Plätze frei

ab
12. Nov.

Tirol und Vorarlberg
Lehrgang 11 – bereits ausgebucht

Frühjahr
2000

Wien
Lehrgang 12 – Voranmeldungen willkommen

20. Nov. Wien
Rolle des Kindes im Scheidungsverfahren, in der
Scheidungsmediation – Dr. Jellenz-Siegel – derzeit
noch Plätze frei

Jan. bis
Juni 2000

Wien
Supervision mit Hilfe der Techniken der Aufstellungs-
arbeit – Dr. Sabine Bösel und Roland Bösel – einmal
monatlich, Voranmeldungen willkommen

30. März
bis 2. April
2000

Salzburg
Dynamik und Verstehen, der Schlüssel zum Erfolg in
der Mediation – Jack Himmelstein und Len Riskin –
Voranmeldungen willkommen

18. Mai
bis 21. Mai
2000

Salzburg
Arbeit mit Gruppen in der Mediation – Veronika
Dahlheimer und Gerhard Falk – Voranmeldungen
willkommen

6. Juli
bis 9. Juli
2000

Salzburg
Special Skills für die Mediation – Liz O’Brien und
Barbara Filner – Voranmeldungen willkommen



620 AnwBl 1999/10

Amtliche Mitteilungen

Kundmachung
des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages
Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages hat bei ihrer Tagung am 17. September 1999 beschlos-
sen:

Änderung der „Richtlinien für die Ausübung
des Rechtsanwaltsberufes, für die Überwachung

der Pflichten des Rechtsanwaltes und für die
Ausbildung der Rechtsanwaltsanwärter“

(RL-BA 1977, kundgemacht im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“
vom 14. Dezember 1977, 31. Mai 1989, 24. März 1990,
30. März 1991, 14. Februar 1993, 24. Oktober 1993, 23. März
1994, 10. Februar 1995, 29. Juni 1995, 8. Oktober 1997,
13. Oktober 1998 [berichtigt am 7. Dezember 1998] und
22. April 1999), die, wenn nichts anderes vorgesehen, mit ihrer
Kundmachung in Kraft treten:

§ 9a lautet mit Wirkung ab dem 1. 1. 2000 wie folgt
und ersetzt dann die bisher geltende Bestimmung:

Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, die nach der Satzung der
Versorgungseinrichtung von ihm gewählte und der Rechtsanwalts-
kammer gemeldete Krankenversicherung (Gruppenvertrag oder
sonstige zulässige Versicherung) während der Dauer seiner Eintra-
gung in die Liste der Rechtsanwaltskammer aufrecht zu erhalten
und die laufenden Prämien oder Beiträge jeweils pünktlich zu ent-
richten.

Eingefügt wird § 9b, der lautet wie folgt:

(1) Die Rechtsanwaltskammern haben bis 30. 6. 2000 Einrichtun-
gen zu schaffen, die der Sicherung und Überwachung der
Pflichten des Rechtsanwaltes, insbesondere von Melde-, Aus-
kunfts- und Versicherungspflichten im Zusammenhang mit der
Übernahme und Durchführung von vertraglich übernommenen
Treuhandschaften, in deren Rahmen der Rechtsanwalt den Auf-
trag zur Verwahrung und späteren Ausfolgung eines bei ihm
hinterlegten Geldbetrages für den Fall des Eintrittes einer oder
mehrerer Bedingungen an einen oder mehrere, ihm als Begün-
stigte genannte Dritte übernimmt und durchführt, dienen.

Von dem vorstehend definierten Begriff jedenfalls nicht umfaßt
sind

a) Treuhanderläge, die den Betrag von S 500.000,– nicht
überschreiten,

b) Treuhanderläge, die für die Entrichtung von Gerichtsgebüh-
ren oder von Steuern oder Abgaben gewidmet sind, sowie

c) die Entgegennahme von Geldbeträgen im Rahmen einer
Forderungsbetreibung oder Prozeßführung und

d) die Verwaltung von Vermögen und die Tätigkeit als Aus-
gleichs- oder Masseverwalter.

(2) Diese Einrichtungen können auch mittels automationsunterstütz-
tem Datenverkehr geführt werden und haben jedenfalls vorzu-
sehen, daß
a) der Rechtsanwalt eine übernommene Treuhandschaft selb-

ständig ausüben können muß,
b) dem Rechtsanwalt die Übernahme von Bürgschaften, Dar-

lehens- und Kreditgewährungen in diesem Zusammenhang
untersagt ist,

c) der Treuhandauftrag schriftlich abzuschließen ist,
d) der Rechtsanwalt Beginn und Beendigung der Treuhand-

schaft der Einrichtung zu melden hat,
e) der Rechtsanwalt das treuhandanderkontoführende Kredit-

institut zu ermächtigen und zu beauftragen hat, Duplikate
der Kontoauszüge und der Überweisungsträger an den/die
Treugeber zu übermitteln,

f) der Rechtsanwalt sich anteilig an der Prämie einer von
seiner Rechtsanwaltskammer abgeschlossenen Vertrauens-
schadenversicherung zu beteiligen hat und

g) der Rechtsanwalt verpflichtet ist, der Einrichtung die Überprü-
fung der ordnungsgemäßen Abwicklung der von ihm über-
nommenen Treuhandschaft zu ermöglichen, daran mitzuwir-
ken und sich von seinem Auftraggeber in diesem Umfang von
seiner Verschwiegenheitsverpflichtung entbinden zu lassen.

Darüber hinaus können diese Einrichtungen vorsehen, daß
h) der in Abs 1 lit a festgesetzte Höchstbetrag jener Treu-

handerläge, die nicht von dem in Abs 1 definierten Begriff
umfaßt sind, in geringerer Höhe festgesetzt wird;

i) der Rechtsanwalt auch laufende Verfügungen über den
Treuhanderlag der Einrichtung zu melden hat;

j) der Rechtsanwalt das treuhandanderkontoführende Kredit-
institut zu ermächtigen und zu beauftragen hat, Duplikate
der Kontoauszüge und der Überweisungsträger auch an
Begünstigte und an die Einrichtung zu übermitteln und

k) der Rechtsanwalt verpflichtet ist, seinem Klienten bzw dem
Treugeber die Statuten bzw Bestimmungen der Einrichtun-
gen nachweislich zur Kenntnis zu bringen.

(3) Ein Rechtsanwalt, der Treuhandschaften im Sinne des Abs 1
übernimmt und durchführt, hat diese ausschließlich nach Maß-
gabe der Bestimmungen der von seiner Rechtsanwaltskammer
geschaffenen Einrichtung zu übernehmen und durchzuführen.

(4) Diese Verpflichtung des Rechtsanwaltes gemäß Abs 3 entfällt
dann, wenn der Treugeber des Rechtsanwaltes diesem gegen-
über die Abwicklung der Treuhandschaft im Rahmen der
geschaffenen Einrichtung ausdrücklich und schriftlich ablehnt,
obwohl ihm nachweislich zur Kenntnis gebracht wurde, daß
sohin die Kontrolle der Abwicklung der Treuhandschaft durch
die Einrichtung sowie ein allenfalls bestehender Versicherungs-
schutz entfällt.
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§ 17a lautet nunmehr wie folgt:

Der Rechtsanwalt ist berechtigt, mit seinem Klienten schriftlich eine
Vereinbarung zu treffen, die die Haftung aus seiner beruflichen
Tätigkeit unter Beachtung der allgemeinen Regeln des Zivilrechts
auf die jeweilige gesetzliche Mindesthaftpflichtsumme beschränkt.

§ 40 wird aufgehoben.
In § 43 Abs 7 entfällt die Verweisung „(§ 54 RL-BA)“.

Artikel VIII Rechtsanwalt und Öffentlichkeit
lautet nunmehr wie folgt:

§ 45

(1) Der Rechtsanwalt wirbt vornehmlich durch die Qualität seiner
anwaltlichen Leistung.

(2) Werbung ist zulässig, soferne sie wahr, sachlich, in Einklang
mit Ehre und Ansehen des Standes, den Berufspflichten sowie
der Funktion des Rechtsanwaltes im Rahmen der Rechtspflege
ist.

(3) Unzulässig ist insbesondere
a) Selbstanpreisung durch marktschreierische Werbung;
b) vergleichende Werbung gegenüber Standesangehörigen;
c) Mandatsakquisition unter Ausnützung einerZwangssituation;
d) Überlassung von Vollmachtsformularen an Dritte zwecks

Weitergabe an einen unbestimmten Personenkreis;
e) Nennung von Mandanten ohne deren Einwilligung;
f) das Anbieten oder Gewähren von Vorteilen für Mandats-

zuführungen;
g) Bezugnahme auf Erfolgs- oder Umsatzzahlen.

§ 46

Der Rechtsanwalt hat in zumutbarer Weise dafür zu sorgen, daß
standeswidrige Werbung für ihn durch Dritte, insbesondere durch
Medien, unterbleibt.

§ 47

Im Umgang mit Medien hat der Rechtsanwalt die Interessen seines
Mandanten, Ehre und Ansehen des Standes, sowie die Berufs-
pflichten zu beachten. In Ausübung eines Mandates veranlaßte
Veröffentlichungen in Medien sind zulässig, wenn die Veröffent-
lichung dem legitimen Interesse des Mandanten nicht widerspricht
und von diesem ausdrücklich gestattet wurde.

§ 48 und § 49 werden aufgehoben.

Artikel IX Honorar lautet nunmehr wie folgt:

§ 50

(1) Der Rechtsanwalt darf sein Honorar – auch ein Pauschalhono-
rar – frei vereinbaren (§ 16 Abs 1 RAO; § 2 RATG).

(2) Bei Übernahme eines neuen Auftrages wird dem Rechtsanwalt
empfohlen, seinen Auftraggeber über die Berechnungsgrund-

lage für die Honorierung sowie die Berechtigung zur Zwi-
schenabrechnung (§ 52 Abs 1 RL-BA) zu informieren.

(3) Wird für eine bestimmte Tätigkeit des Rechtsanwaltes ein Pau-
schalhonorar vereinbart, so soll dieses unter Bedachtnahme
auf die zu erbringende Leistung und das Interesse der Partei
bemessen werden.

(4) Der Rechtsanwalt darf für seine Tätigkeit bei Führung entspre-
chender Aufzeichnungen ein Zeithonorar vereinbaren und die-
ses nach tatsächlichem Zeitaufwand in Rechnung stellen.

§ 51 wird aufgehoben, der bisherige § 52 erhält nun
die Bezeichnung § 51 und lautet wie folgt:

§ 51

Dem Rechtsanwalt ist es ausnahmslos untersagt, für seine Tätigkeit
einen Maklerlohn (Provision) zu vereinbaren oder entgegenzuneh-
men.

§ 52 lautet nunmehr wie folgt:

§ 52

(1) Dem Rechtsanwalt wird empfohlen, mit dem Mandanten eine
Vereinbarung abzuschließen, die ihn zur Zwischenabrech-
nung in angemessenen Abständen, mindestens einmal jähr-
lich, und zur Anforderung von Akontozahlungen berechtigt.

(2) Von der Vereinbarung eines Pauschalhonorars abgesehen,
kann der Auftraggeber des Rechtsanwaltes in angemessenen
Abständen eine Zwischenabrechnung oder Darlegung der
bereits erbrachten Leistungen, im Falle eines vereinbarten Zeit-
honorars die Darlegung der vom Rechtsanwalt und seinen Mit-
arbeitern bereits aufgewendeten Zeit verlangen.

§ 53, § 54 und § 55 werden aufgehoben.

Aufgrund des RBÄG 1999 wird die erste Verweisung in § 59 geändert
und lautet nunmehr wie folgt: „gemäß § 34 Abs 4 2. Satz RAO“.

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
Dr. Klaus Hoffmann

Präsident
Kundgemacht im Amtsblatt zur Wiener Zeitung am 28. 9. 1999.



622 AnwBl 1999/10

Amtliche Mitteilungen

Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adresse

Rechtsanwälte STEFLITSCH OEG,
Oberwart,
e-mail: ra-steflitsch@gmx.at

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HUAINIGG Gunter,
9020 Klagenfurt, Egerstraße 4,
Tel. 0463/51 28 89,
Telefax 0463/51 14 47,
e-mail: ra.huainigg@happynet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 9. 8. 1999

Mag. SCHÜTZ Barbara,
9500 Villach, Moritschstraße 2,
Tel. 04242/232 03,
Telefax 04242/232 03-3,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 7. 1999

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. POGANITSCH Franz
per 21. 6. 1999
bei Dr. Franz Müller-Strobl, Klagenfurt

RAA Dr. MAYER Petra
per 1. 7. 1999
bei Dr. Peter Gradischnig, Villach

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. PERL Doris,
2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20,
Tel. 02282/33 99,
Telefax 02282/33 99,
per 29. 6. 1999

Dr. SCHMIED Bernd,
3100 St. Pölten, Kremser Gasse 4,
Tel. 02742/35 15 50,
Telefax 02742/35 15 50-5,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 22. 7. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HAFNER Sylvia, 2514 Traiskirchen,
Hauptplatz 17/D2,
Tel. 02252/550 57,
Telefax 02252/550 57-18,
per 21. 6. 1999

MMag. Dr. RINGELHANN Harald,
3400 Klosterneuburg, Agnesstraße 80,
Tel. 02243/370 00,
Telefax 02243/370 01,
korrespondiert in englischer, französi-
scher und spanischer Sprache,
per 1. 7. 1999

Mag. FERSTL Wolfgang, 2700 Wr. Neu-
stadt, Neunkirchner Straße 34,
Tel. 02622/847 14,
Telefax 02622/847 14-22,
e-mail: wolfgang.ferstl@Eunet.at,
per 1. 7. 1999

MMag. Dr. JIROVEC Rudolf,
3100 St. Pölten, Kremser Gasse 35,
Tel. 02742/470 70,
Telefax 02742/35 14 79,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 7. 1999

Gründung einer GesbR

Dr. CLAUS Karl, Dr. KIESLING Andreas
Rechtsanwaltsges.n.b.R.,
2130 Mistelbach, Hauptplatz 1,
Tel. 02572/23 95,
Telefax 02572/31 64,
per 1. 1. 1999

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. DISTELBERGER Markus,
Herzogenburg,
Tel. 02782/824 44,
Telefax 02782/829 29

e-mail-Adressen

Dr. RAUSCHER Norbert, Großenzersdorf,
e-mail: ra-rauscher@telebox.at

Dr. HADERER Ernst, Klosterneuburg,
e-mail: ra-haderer@aon.at

Dr. KÖNIG Karl, Klosterneuburg,
e-mail: ra-koenig@aon.at

Dr. ANZBÖCK Walter, Tulln,
e-mail: dr.anzboeck@netway.at

Dres. BERNREITNER Bruno,
RIESS Christine, Waidhofen/Ybbs,
e-mail: rb.anwalt@netway.at

GRUBÖCK & GRUBÖCK
Rechtsanwälte OEG, Baden
e-mail: dr.gruboeck@lawyer.at

Verzicht

Dr. MAYERHOFER Johann, Wr. Neustadt,
per 30. 4. 1999,
mStv Dr. Eva Wagner, Wr. Neustadt

Ableben

Dr. STEINGASSNER Martin, Mistelbach,
verstorben am 26. 6. 1999,
mStv Dr. Karl Claus, Mistelbach

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. KILLER Rivo
per 1. 6. 1999
bei Dr. Wilhelm Häusler, Wr. Neustadt

RAA DI Dr. JABUREK Walter
per 7. 6. 1999
bei Dr. Peter Hallas, Mödling

RAA Mag. PRISCHING Brigitte
per 17. 5. 1999
bei Dr. Gernot Kerschhackel, Baden

RAA Mag. STRÖCK Martin
per 7. 6. 1999
bei Dr. Stefan Wurt, Baden

RAA Mag. MOLNAR Susanne
per 1. 7. 1999
bei Dr. Alexander Riel, Krems
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Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. KEMPF Wolfgang,
4020 Linz, Fadingerstraße 15,
Tel. 0732/79 17 79,
Telefax 0732/79 17 79-1,
e-mail: walchshofer@aon.at,
per 1. 8. 1999

Mag. SCHGÖR Robert,
4020 Linz, Kaisergasse 17,
Tel. 0732/77 46 74,
Telefax 0732/77 36 63-33,
e-mail: zawei@telecom.at
per 4. 8. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. FUCHSBICHLER Manfred,
4600 Wels, Traungasse 14/I,
Tel. 07242/594 65,
Telefax 07242/594 66
per 7. 6. 1999

Mag. HIPFL Harald,
4600 Wels, Volksgartenstraße 13,
Tel. 07242/360 20,
Telefax 07242/640 50,
per 1. 7. 1999

Gründung einer GesbR

WALCHSHOFER – KEMPF
RECHTSANWÄLTE,
4020 Linz, Fadingerstraße 15,
Tel. 0732/79 17 79,
Telefax 0732/79 17 79-1,
per 21. 7. 1999

Änderung der Telefaxnummer

Dr. GLAWITSCH Bernhard, Linz
Telefax 0732/77 68 10-22

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. HAAS Gerald, Dr. FRANK Anton,
Mag. SCHILCHEGGER-SILBER Ursula,
Wels,
Tel. 07242/418 24,
Telefax 07242/418 24-80

e-mail-Adressen

Mag. FERCH-FISCHER Gerda, Linz,
e-mail: mag.gerda.ferch.ra@aon.at

Dr. ZAUNER Ernst, Wels,
e-mail: ra.ernst.zauner@aon.at

Verzicht

Dr. WÖß Alexander, Linz,
per 31. 7. 1999,
mStv Mag. Manfred Winkler, Linz

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. BRÜNDL Thomas,5204 Straßwalchen,
Braunauerstraße 4,
Tel. 06215/66 22-0,
Telefax 06215/66 22-22,
per August 1999

Änderung der Telefaxnummer

Dr. AICHINGER Walter, Dr. BLEIZIFFER
Peter, Dr. BRÄUNLICH Daniel,
Dr. EBNER Alfred, Dr. ILLICHMANN
Bernd, Mag. LEITNER Thomas,
Dr. LETTNER Harald, Dr. RAITS Peter,
Salzburg,
Telefax 0662/62 30 00,
per August 1999

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. POLLITSCH Manfred, 8010 Graz,
Friedrichgasse 6/10/40,
Tel. 0316/84 14 44,
Telefax 0316/84 14 44-4,
e-mail: Pollitsch-ra@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 7. 1999

Mag. SCHAFFER Helfried,
8010 Graz, Einspinnergasse 1/III,
Tel. 0316/81 12 85,
Telefax 0316/81 12 85-16,
e-mail: ra.schaffer@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 2. 8. 1999

Mag. SCHULZE-BAUER Ulf,
8280 Fürstenfeld, Realschulstraße 2a,
Tel. 03382/537 37-0,

Telefax 03382/537 37-37,
e-mail:rechtsanwalt.sb@fuerstenfeld.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 2. 8. 1999

Dr. ULM Christine,
8010 Graz, Schmiedgasse 31,
Tel. 0316/82 20 44 und 82 10 47,
Telefax 0316/81 67 33,
e-mail: c.ulm@styria.com,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 2. 8. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. CAKS Helmut,
8010 Graz, Friedrichgasse 6/I/8,
Tel. 0316/81 14 55,
Telefax 0316/81 20 55,
per 15. 7. 1999

Dr. MÜLLER Hannes K.,
8010 Graz, Radetzkystraße 18/II,
Tel. 0316/82 14 14,
Telefax 0316/82 14 14-11,
per 19. 7. 1999

Gründung einer OEG

Dr. KEIMEL – Dr. BALDAUF,
Rechtsanwälte OEG, 8280 Fürsten-
feld, Bismarckstraße 14a,
Tel. 03382/526 10,
Telefax 03382/523 31-16,
per 1. 7. 1999

Gründung einer GesbR

Rechtsanwälte Dr. KALSS Heinz,
Dr. BRANCZIK Christian, 8990 Bad
Aussee, Bahnhofstraße 103,
Tel. 03622/532 24,
Telefax 03622/548 83,
per 7. 6. 1999

Änderung der Telefaxnummern

Dr. POSSNIG-FUCHS Gisela, Weiz,
Telefax 03172/24 42-14

Dr. WASSERBAUER Peter, Weiz,
Telefax 03172/24 42-14

Dr. STROBL Christian, Hartberg,
Telefax 03332/660 11-4
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e-mail-Adressen

Dr. WEBER Helmut, Liezen,
e-mail: ra.dr.weber@ppl.at

Mag. HANDLER Peter, Deutschlandsberg,
e-mail: office@handler.at

Dr. SCHAMESBERGER Marisa, Graz,
e-mail: ra-hofgasse6@netway.at

Dr. MILLNER Günther, Graz,
e-mail: ra-hofgasse6@netway.at

Verzicht

Dr. TROLL Lothar, Graz, per 30. 6. 1999,
mStv Dr. Raoul Troll, Graz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GAEDKE Gudrun
per 1. 7. 1999
bei Mag. Dr. Rainer Beck, Graz

RAA Mag. ASBECK Bettina
per 1. 7. 1999
bei Dr. Peter Zwach, Graz

RAA Dr. BENDA Christoph
per 1. 7. 1999
bei Dr. Richard Benda, Graz

RAA Mag. KAAR Thomas
per 1. 8. 1999
bei Dr. Frowin Kaar, Weiz

RAA Dr. NEBER Johann Franz
per 1. 8. 1999
bei Dr. Ralph Forcher, Graz

RAA Mag. PRATTES Gernot
per 1. 8. 1999
bei Dr. Michael Zsizsik, Bruck

RAA Mag. LICHTENEGGER Kathrin
per 1. 6. 1999
bei Dr. Peter Freiberger, Mürzzuschlag

RAA Mag. HÖLZL Sigrid
per 30. 6. 1999
bei Dr. Franz Unterasinger, Graz

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GRAUSS Georg,
6130 Schwaz, Archengasse 9,

Tel. 05242/623 31,
Telefax 05242/623 31-1,
e-mail: grauss-moser@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 27. 7. 1999

Dr. SELLEMOND Peter, 6020 Innsbruck,
Speckbacherstraße 25,
Tel. 0512/56 06 85,
Telefax 0512/56 06 85-5,
e-mail: ra.sellemond@EUnet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 5. 8. 1999

Dr. PLATZGUMMER Adolph,
6020 Innsbruck, Colingasse 3,
Tel. 0512/58 03 21,
Telefax 0512/58 03 22-22,
per 3. 3. 1999

Dr. BÖHLER Johannes,
6300 Wörgl, Bahnhofsplatz 6,
Tel. 05332/702 71,
Telefax 05332/702 71-4,
e-mail: ra_dr.boehler@tirol.com,
per 15. 7. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. MMag. RUNGG Ivo,
6020 Innsbruck, Kaiserjägerstraße 1,
Tel. 0512/57 99 73,
Telefax 0512/57 99 73-8,
e-mail-Adresse: rungg@bgp.at,
korrespondiert in englischer, franzö-
sischer und italienischer Sprache,
per 1. 8. 1999

Mag. PALL Hanno, 6361 Hopfgarten,
Brixentaler Straße 30,
Tel. 05335/400 40,
Telefax 05335/400 40-4,
e-mail: ra-fup@magnet.at,
per August 1999

Mag. TINZL Michael,
Mag. FRANK Albert,
6020 Innsbruck, Museumstraße 21,
Tel. 0512/56 10 45,
Telefax 0512/56 10 45-14,
per Mai 1999

Dr. HOHENBÜHEL Johannes,
6067 Absam, Dörferstraße 11,
Tel. 05223/567 87,

Telefax 05223/567 87-4,
e-mail:johannes.hohenbuehel@aon.at,
per 8. 6. 1999

Mag. RUCKENSTEINER Sebastian,
6020 Innsbruck, Bürgerstraße 20,
Tel. 0512/58 60 66,
Telefax 0512/58 60 66-60,
per 16. 7. 1999

Gründung einer OEG

Rechtsanwaltspartnerschaft
FÖGER & PALL, 6300 Wörgl,
Josef-Speckbacherstraße 8,
Tel. 05332/231 00,
Telefax 05332/230 03,
e-mail: ra-foeger+pall@magnet.at,
per 23. 7. 1999

Gründung einer GesbR

Rechtsanwälte Mag. VOIGT Karl-Heinz,
Mag. LECHNER Egon,
6300 Wörgl, Anichstraße 27,
Tel. 05332/766 99,
Telefax 05332/766 99-11,
e-mail: karlheinz.voigt@aon.at,
per 21. 5. 1999

Änderung der Telefaxnummer

Dr. ROHRACHER Peter, Lienz,
Telefax 04852/643 64 64

e-mail-Adressen

Dr. FRANCKENSTEIN Ludwig, Innsbruck,
e-mail: ra.kanzlei@dr.franckenstein.at

Dr. GASSER Gernot, Lienz,
e-mail: ra.dr.gasser@aon.at

Dr. WEBER Helmut, Liezen,
e-mail: ra.dr.weber@ppl.at

Dr. GÄRTNER Gerald, Innsbruck,
e-mail: RA-DR.GAERTNER@aon.at

DDr. HORWATH Jörg Christian, Innsbruck,
e-mail: joerg.horwath@tirol.com

Mag. LECHNER Egon, Wörgl,
e-mail: karlheinz.voigt@aon.at

Änderung der e-mail-Adressen

Mag. GALLISTL Sabine, Innsbruck,
e-mail: gallistl@aon.at

Dr. HANIGER Andrea, Innsbruck,
e-mail: haniger@aon.at
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Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. NIEDERMÜHLBICHLER Hannes
per 1. 8. 1999
bei Dr. Erwin Markl, Innsbruck

RAA Mag. PICCOLROAZ Hannes
per 10. 8. 1999
bei Dr. Hermann Holzmann, Innsbruck

RAA Mag. WASSERMANN Matthias
per 5. 7. 1999
bei Dr. Bernt Strickner, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. DENIFL Stefan, 6850 Dornbirn,
Färbergasse 15 (Rhomberg’s Fabrik),
Tel. 05572/211 73,
Telefax 05572/211 73,
per 4. 8. 1999

Gründung einer GesbR

Advokaturbüro TSUKALASOBERNBERGER
DENIFL, 6700 Bludenz,
Am Alten Markt, Unterstein 8,
Tel. 05552/666 66,
Telefax 05552/666 66-55,
e-mail: advokaturbuero@magnet.at
per 10. 8. 1999

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. CAVIOLA Ute Maria, 1010 Wien,
Schottenring 28/1. Stg/4,
Tel. 01/533 74 03/04,
Telefax 01/535 69 13,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 7. 1999

Dr. GÜNTHER Stefan, 1010 Wien,
Dr. Karl Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 47 95-62,
Telefax 01/533 47 97,
e-mail: stefan.guenther@dbj.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 20. 7. 1999

Dr. KOCH Oliver,
1010 Wien, Schottengasse 7/6,
Tel. 01/535 33 56, 535 33 76
Telefax 01/535 06 19-33,
e-mail: office@ra-Koch.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 20. 7. 1999

Dr. ÖHLER Matthias, 1010 Wien,
Bartensteingasse 2 und 4,
Tel. 01/409 76 09,
Telefax 01/409 76 09-30,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 20. 7. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. REIF-BREITWIESER Friedrich J.,
1030 Wien, Hegergasse 10,
Tel. 01/798 95 94,
Telefax 01/913 92 33,
e-mail: f.j.reifbreitwieser@online.
edvg.co.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per August 1999

Dr. RUEPRECHT Katharina,
1030 Wien, Hegergasse 10,
Tel. 01/798 03 78,
Telefax 01/913 92 33,
per August 1999

Mag. DREISCHÜTZ Walter, 1090 Wien,
Alserbachstraße 35/1/3,
Tel. 01/319 52 23,
Telefax 01/319 47 13,
per 12. 7. 1999

Mag. STEINER Michael C.,
1010 Wien, Dr. Karl Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 16 95,
Telefax 01/535 56 86,
e-mail: office@preslmayr.co.at,
per 1. 8. 1999

Dr. KLEIN Marlene, 1100 Wien,
Quellenstraße 137/2/5/34,
Tel. 01/641 95 80,
Telefax 01/641 01 59,
per 18. 1. 1999

Mag. FRÖSCHL Hermann, 1070 Wien,
Mariahilfer Straße 76/10,

Tel. 01/523 38 33,
Telefax 01/523 38 20,
per 1. 8. 1999

Dr. REMIN Andreas,
1010 Wien, Bauernmarkt 6,
Tel. 01/403 87 15,
Telefax 01/408 50 63,
per 1. 8. 1999

DDDr. LANGMAYR Franz,
1150 Wien, Langmaisgasse 7/3,
Tel. 01/789 03 54,
Telefax 01/789 03 54-20,
per 1. 8. 1999

Mag. STEINHAUSEN Doris, 1060 Wien,
Gumpendorfer Straße 63B,
Tel. 01/585 69 10,
Telefax 01/585 69 10-18,
per 2. 8. 1999

Mag. WUTTI Gabriel, 1060 Wien,
Gumpendorfer Straße 63B,
Tel. 01/585 69 10,
Telefax 01/585 69 10-18
per 2. 8. 1999

Mag. HUEMER Dietmar, 1030 Wien,
Oberösterreich-Haus, Palais Schöller,
Jacquingasse 47/Mohsgasse 1,
Tel. 01/798 80 50,
Telefax 01/798 80 50-10,
e-mail: wien@saxinger-baumann.com,
per August 1999

Mag. FREIBERGER Anna-Maria,
1010 Wien, Neuer Markt 1/16,
Tel. 01/513 39 35-0,
Telefax 01/513 39 35-43,
per Juli 1999

MMag. Dr. FELLNER Markus,
1010 Wien, Wipplingerstraße 23,
Tel. 01/537 70,
Telefax 01/537 70-70,
e-mail: office@fbw.at,
per Juli 1999

Dr. WRATZFELD Kurt,
1010 Wien, Wipplingerstraße 23,
Tel. 01/537 70,
Telefax 01/537 70-70,
e-mail: office@fbw.at,
per Juli 1999



626 AnwBl 1999/10

Amtliche Mitteilungen

Dr. MENSCHHORN Thomas,
1010 Wien, Bauernmarkt 6,
Tel. 01/533 39 50, 533 90 44,
Telefax 01/533 90 45,
per Juli 1999

Rechtsanwälte Dr. Gerhard RENNER,
Dr. Gerd HÖLLERL, 1060 Wien,
Mariahilfer Straße 76/10,
Tel. 01/523 38 33,
Telefax 01/523 38 20,
per 1. 8. 1999

Änderung der Telefaxnummern

Mag. GRIGKAR Karl, Wien
Telefax 01/370 12 94-40

Dr. HICKL Gerhard, Wien,
Telefax 01/587 85 86-18

Änderung der Telefon- und Telefaxnummern

Mag. NEMEC Martin, Wien,
Tel. 01/270 56 66 entfällt,
Telefax 01/278 51 56-30

Dr. PODOVSOVNIK Franz F., Wien,
Tel. 01/536 37,
Telefax 01/536 37-999

e-mail-Adressen

Mag. SLATIN Simone, Wien,
e-mail: Slatin@KERRES-DIWOK.COM

Dr. KAUFMANN Günther, Wien,
e-mail: SDJK@AON.AT

GROGGER Rechtsanwälte, Wien,
e-mail: grogger@grogger.at

Verzicht

Dr. PUTSCHI Karl, Wien,
per 31. 7. 1999,
mStv Dr. Wolfgang Boesch, Wien

Dr. DESKOVIC Alexander, Wien,
per 31. 7. 1999,
mStv Dr. Ivo Deskovic, Wien

Dr. MAYER Ernst Wolfgang, Wien,
per 31. 7. 1999,
mStv Dr. Andreas Bauer, Wien

DDr. BRAUN Gerald, Wien,
per 31. 7. 1999,
mStv Dr. Christian Schmelz, Wien

Beschlüsse

Vom Ausschuß der RAK Wien wird gem
§ 70 Abs 1 DSt kundgemacht, daß über
Herrn Dr. LITSCHAUER Johann, RA in
1090 Wien, Wasagasse 23/16, mit Be-
schluß des Disziplinarrates der RAK Wien
vom 14. 7. 1999, Zl D 172/99, als einst-
weilige Maßnahme die vorläufige Unter-
sagung der Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft gem § 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt bis
zur rechtskräftigen Beendigung des beim
Disziplinarrat der RAK Wien zu D 172/
99 anhängigen Disziplinarverfahrens ver-
hängt worden ist.
Für die Dauer dieser Untersagung wur-
den Herr Mag. Wolfgang Friedl, RA in
1090 Wien, Porzellangasse 4 – 6, und
Herr MMag. Dr. Thomas Wallentin, RA in
1090 Wien, Porzellangasse 4–6, zu mStv
bestellt.
Die Berechtigung Dris. LITSCHAUER Jo-
hann, RA in 1090 Wien, Wasagasse 23/
16, zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
ist gem § 34 (1) Z 4 RAO infolge Rechts-
kraft der Konkurseröffnung, GZ 3 S 351/
99h, des Handelsgerichtes Wien, erlo-
schen.
Die Bestellung des Mag. Wolfgang Friedl
und des MMag. Dr. Thomas Wallentin,
RAe in 1090 Wien, Porzellangasse 4–6,
zu mStv vom 15. 7. 1999 bleibt auf-
recht.
Der Ausschuß der Rechtsanwaltskammer
Wien gibt bekannt, daß der ha Diszipli-
narrat mit Beschluß vom 15. 9. 1999 die
am 23. 4. 1999 zu D 25/99, D 26/99,
D 18/99, D 32/99, D 37/99 und D 91/
99 über Dr. Michael Vallender, Rechtsan-
walt in 1040 Wien, Paulanergasse 14/
1/4, verhängte einstweilige Maßnahme
gem § 19 Abs 3 Zif 1 lit a) DSt, wonach
die Überwachung der Kanzleiführung
durch den Ausschuß der Rechtsanwalts-
kammer Wien angeordnet wurde, und
gemäß § 19 (1) Z 1 und (3) Z 1 lit b) DSt,
wonach ihm das Vertretungsrecht vor dem
Landesgericht für Strafsachen Wien, allen

diesem nachgeordneten Bezirksgerichten
in Strafsachen und allen diesen genannten
Gerichten beigeordneten Anklagebehör-
den sowie vor dem Bezirksgericht Kloster-
neuburg entzogen worden ist, aufgehoben
hat.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ESTERMANN Gunter
bei Dr. Heinrich Siegl

RAA Mag. FISCHER Klaus
bei Dr. Hanno Schatzmann

RAA Mag. FREYGNER Sylvia
bei Dr. Thomas Angermair

RAA Mag. HUCK Wilhelm
bei Dr. Michael Hasberger

RAA Mag. KAMMERLANDER Paola
bei Dr. Rainer Roniger

RAA Mag. KÜHTEUBL Stefan
bei MMag. Dr. Hanno Wollmann

RAA Mag. MAURITZ Rainer
bei Dr. Ingeborg Reuterer

RAA MMag. MINIHOLD Werner
bei Dr. Ernst Brandl

RAA Mag. NÖSTLTHALLER Ingrid
bei Dr. Rainer Roniger

RAA Mag. PIRKER Horst
bei Dr. Harry Fretska

RAA Mag. RIEGLER Stefan
bei Dr. Klemens Dallinger

RAA Dr. RISAK Martin E.
bei Dr. Bernhard Hainz

RAA Mag. ROTTNER Mirjam
bei Dr. Charlotte Böhm

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. CILHAR Maria
bei Dr. Brigitte Stampfer

RiAA Mag. HALLER Hartmut
bei Dr. Rainer Maria Kraft

RiAA Mag. HUMMEL Eva
bei Dr. Maximilian Schludermann
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Burgenland

Änderung der Geschäftsordnung für die Rechts-
anwaltskammer Burgenland und ihren Ausschuß

§ 7

Der § 7 Abs 2 2. Satz hat zu lauten: „Jedes Kammermitglied hat
nur eine Stimme, die persönlich oder durch ein hiezu bevollmäch-
tigtes stimmberechtigtes Kammermitglied auszuüben ist.“

Nach dem zweiten Satz ist folgender dritter Satz einzufügen: „Das
bevollmächtigte Kammermitglied darf für höchstens zwei weitere
Kammermitglieder die Stimme abgeben.“

§ 21

In § 21 ist nach Abs 1 ein neuer Abs 2 einzufügen:

2) Der Ausschuß hat für die Bestellungen gem Abs 1 lit a eine Liste
zu führen, in welche alle Rechtsanwälte des Kammersprengels, die
nicht gem § 24 von der Bestellung befreit sind, mit Anführung ihres
Kanzleisitzes in alphabetischer Reihenfolge der Familiennamen
aufzunehmen sind. Die Bestellung gem Abs 1 lit a erfolgt nach die-
ser Liste in alphabetischer Reihenfolge. Maßgebend ist der Zeit-
punkt des Einlangens des jeweiligen Bestellungsansuchens in der
Rechtsanwaltskammer Burgenland. Die örtliche Beziehung ist nach
Möglichkeit insoweit zu berücksichtigen, daß für Parteien mit dem
Wohn- oder Unternehmenssitz im Burgenland ein Rechtsanwalt mit
dem Kanzleisitz in jener Region im Sinn des Abs 3, in der sich die-
ser Sitz befindet, zu bestellen ist. Ist das nicht möglich, so ist ein
Rechtsanwalt aus der anderen Region zu bestellen.

2): Der Absatz erhält die neue Bezeichnung „3)“

Statt Abs (1) lit a bis c und e bis h hat die Wortfolge zu lauten:

„Abs 1 lit b, c und e bis h“

3): Der Absatz erhält die neue Bezeichnung „4)“

4): Der Absatz erhält die neue Bezeichnung „5)“

Statt Abs 1 lit a bis c und e bis h hat die Wortfolge zu lauten:

„Abs 1 lit b, c und e bis h“

5): Der Absatz erhält die neue Bezeichnung „6)“

§ 24

§ 24 Änderung der Überschrift in „Befreiung von Verfahrenshilfe,
Anrechnung“

Einfügung einer Absatzbezeichnung 1) vor die bisherige Bestim-
mung

Einfügung eines zweiten Absatzes:

„2) Den übrigen Mitgliedern des Ausschusses und den Rechtsan-
wälten, die Mitglieder eines Arbeitskreises des ÖRAK sind, wird
pro Sitzung eine Verfahrenshilfe in Strafsachen angerechnet.“

Genehmigt mit Bescheid des Bundesministeriums für Justiz vom
30. 7. 1999.

Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer Burgenland

Teil C: Krankenversicherung

§ 1. Verpflichtende Krankenversicherung

(1) Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997
(ASRÄG 1997) wurde für selbständig erwerbstätige Rechtsanwälte
ab 1. 1. 2000 die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
nach dem GSVG begründet. Gemäß § 5 GSVG kann die Aus-
nahme von dieser Pflichtversicherung beantragt werden, wenn die
Rechtsanwaltskammer eine Krankenversicherung für ihre Mitglie-
der schafft und aufrecht erhält, welche auch in einer für alle Rechts-
anwälte und deren Angehörige verpflichtend abgeschlossenen ver-
traglichen Versicherung bestehen kann. Voraussetzung dafür ist,
daß alle Rechtsanwälte und deren Angehörige Anspruch auf Lei-
stungen haben, die den Leistungen nach dem GSVG gleichartig
oder zumindest annähernd gleichwertig sind.

(2) Die Rechtsanwaltskammer Burgenland errichtet eine Einrich-
tung zur Versorgung ihrer Mitglieder und deren Angehörigen für
den Fall der Krankheit in Form einer vertraglichen Gruppenversi-
cherung. Der Ausschuß der Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, zu
diesem Zweck mit einer Versicherungsgesellschaft einen Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag abzuschließen, der die gesetzliche
Pflichtversicherung ersetzt und die in § 5 GSVG festgelegten Vor-
aussetzungen für die Ausnahme von der Pflichtversicherung erfüllt.

§ 2. Persönlicher Geltungsbereich

(1) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt ab 1. 1.
2000 jeder selbständige erwerbstätige Rechtsanwalt, es sei denn,
daß für ihn eine verpflichtende Selbstversicherung nach § 16
ASVG oder § 14a GSVG besteht und dies der Rechtsanwalts-
kammer Burgenland durch Vorlage einer Bestätigung des zu-
ständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird. Der
Rechtsanwalt ist verpflichtet, diese Selbstversicherung aufrecht zu
erhalten.

Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt auch der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Rechtsanwalts-Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, es sei denn, daß er mit den Einkünften
aus dieser Tätigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unter-
liegt.

(2) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen ferner
alle Angehörigen gemäß § 83 Abs 2 GSVG. Davon ausgenom-
men sind lediglich Ehegatten, für welche eine gesetzliche Pflicht-
versicherung in der Krankenversicherung oder eine verpflichtende
Selbstversicherung nach § 16 ASVG oder § 14a GSVG besteht
oder die in diesem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag oder
einem anderen gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag prämienpflichtig sind. Andere Angehörige können von diesem
Gruppen-Krankenversicherungsvertrag ausgenommen werden,
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wenn sie in diesem prämienpflichtig sind und in der gesetzlichen
Krankenversicherung beitragsfreie Leistungsansprüche haben.
(3) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt nach Eintritt
des Rechtsanwaltes in den Ruhestand sowohl für diesen als auch
für dessen Angehörige aufrecht.

§ 3. Dauer der Krankenversicherung

(1) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag tritt mit 1. 1. 2000
in Kraft. Rechtsanwälte, welche erst nach diesem Zeitpunkt in die
Liste der Rechtsanwälte eingetragen werden oder eine selbständige
Erwerbstätigkeit als Rechtsanwalt aufnehmen, unterliegen, ausge-
nommen in den in § 2 Abs 1 genannten Fällen der Selbstversiche-
rung, ab diesem Zeitpunkt dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag.
(2) Erlischt die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 Abs 1 RAO, endet dieser Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag für den betreffenden Rechtsanwalt und dessen Ange-
hörige, ausgenommen bei Verlust der Eigenberechtigung. Bei Ver-
zicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet der Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag nicht, wenn der Rechtsanwalt über
Ansprüche oder aufrechte Anwartschaften gegenüber der Versor-
gungseinrichtung verfügt.
(3) Im Falle des Ablebens des Rechtsanwaltes oder eines ehe-
maligen Rechtsanwaltes, welcher über aufrechte Ansprüche oder
Anwartschaften gegenüber der Versorgungseinrichtung verfügt,
endet der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag sowohl für den
betreffenden Rechtsanwalt als auch für dessen Angehörige, aus-
genommen für jene Angehörigen, welche Anspruch auf Leistungen
aus der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer haben
(Witwen/Witwer-Rente, Waisenrente). Der Gruppen-Krankenver-
sicherungsvertrag bleibt für Witwen/Witwer jedenfalls aufrecht,
solange sie über keine gesetzliche Krankenversicherung verfügen.
(4) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag endet für den Ehe-
gatten bei Auflösung der Ehe mit Rechtskraft des die Auflösung der
Ehe aussprechenden Urteils oder Beschlusses. Dasselbe gilt bei
sonstigem Verlust der Angehörigeneigenschaft.
(5) Eine ordentliche Kündigung einzelner Rechtsanwälte durch
den Versicherer ist unzulässig. Alle dem Gruppen-Krankenver-
sicherungsvertrag unterliegenden aktiven und ehemaligen Rechts-
anwälte sind zur Kündigung dieses Vertrages nur berechtigt, wenn
für sie eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung neu entsteht und dies durch Vorlage einer Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird.

§ 4. Meldepflichten

(1) Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, der Rechtsanwaltskammer
bis spätestens 15. November 1999, bei einer späteren Eintragung
in die Liste der Rechtsanwälte oder bei einem späteren Beginn der
selbständigen Erwerbstätigkeit zu diesem Zeitpunkt bekanntzu-
geben,
a) eine bestehende Selbstversicherung gemäß § 2 Abs 1 und
b) alle Angehörigen unter Anführung von Name, Geburtsdatum

und einer für diese bestehenden gesetzlichen Pflichtversiche-
rung, oder einer verpflichtenden Selbstversicherung (gemäß
§ 2 Abs 1) oder eines beitragsfreien Leistungsanspruches in der
gesetzlichen Krankenversicherung.

(2) Spätere Änderungen im Stande der Angehörigen sind dem
Versicherer binnen 14 Tagen zu melden, insbesondere alle Um-
stände, welche zu einem Eintritt oder einem Ausscheiden von mit-
versicherten Personen aus dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag führen.
(3) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diesen Meldepflichten recht-
zeitig und vollständig nachzukommen. Die Verpflichtung zur Prä-
mienzahlung gilt auch dann, wenn diese Meldepflichten verletzt
werden. Ab diesem Zeitpunkt, zu welchem die Voraussetzungen
für das Ausscheiden aus dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag eingetreten sind, kann der Versicherer die Einzelversiche-
rungsprämie vorschreiben.

§ 5. Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

(1) Leistungsansprüche aus dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag bestehen nur gegenüber dem Versicherer und sind diesem
gegenüber geltend zu machen.
(2) Jeder dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen-
de Rechtsanwalt oder Bezieher einer Leistung aus der Versor-
gungseinrichtung ist selbst Prämienschuldner und hat die für ihn
und seine Mitversicherten jeweils vorgeschriebenen Prämien an
den Versicherer zu entrichten.
(3) Die vom Versicherer vorzuschreibenden Prämien gelten jeweils
für den Rechtsanwalt und einen prämienfrei mitversicherten Ange-
hörigen. Prämienfrei mitversichert ist der Ehegatte, ausgenommen
in den Fällen des § 2 Abs 2. In diesen Fällen ist jenes älteste Kind
prämienfrei mitversichert, das weder in diesem noch in einem
gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag beim Ehegat-
ten prämienfrei mitversichert ist.
Genehmigt mit Bescheid des Bundesministeriums für Justiz vom
30. 7. 1999.





AnwBl 1999/10 631

Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/147 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.611/29-VII/A/6/99
Entwürfe für Verordnungen der BReg zur Durchführung
des Bundes-Bedienstetenschutzgesetzes; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren
Stellungnahme abgegeben am: 20. 9. 1999

99/148 Bundesministerium für Justiz
GZ 7.051C/50-I.2/1999
Entwurf einer Signaturverordnung – SigVO
Referent: Mag. Huemer, Rechtsanwaltskammer Wien
Stellungnahme abgegeben am: 30. 8. 1999

99/152 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.305/98-I/D/2/99

Verordnung des Bundesministeriums für Wissenschaft
und Verkehr über die Verleihung der Bezeichnung „Lehr-
gang universitären Charakters“ und über die Schaffung
des akademischen Grades „Master of Advanced Studies
(Internationale Genderforschung und feministische Poli-
tik)“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/155 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 40.101/12-9/99
Entwurf einer Verordnung zum BPGG betreffend die Ein-
beziehung weiterer Personengruppen (Anm: Bezieher von
wiederkehrenden Versorgungsleistungen gem § 50 RAO)
in den anspruchsberechtigten Personenkreis des BPGG
Referent: Dr. Grund, Oberösterreichische Rechtsanwalts-
kammer
Stellungnahme abgegeben am: 29. 9. 1999

99/157 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.401/19-VIII/A/4/99
Gebührentarif gem dem Arzneimittelgesetz; Begutach-
tung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren
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Anwaltliche Frühpension –
ein Tabuthema?
Viel in Bewegung gekommen ist im Berufsstand der Rechtsanwälte.
Wer hätte seinerzeit an Einrichtungen wie den „Angestellten-
anwalt“, die RechtsanwaltsgesmbH, ein (unentgeltliches) flächen-
deckendes anwaltliches Sprechstundensystem ua gedacht. Die Flut
von pseudoanwaltlichen Einrichtungen, die dem rechtsschutzsu-
chenden Bürger den Eindruck vermitteln (wollen), anwaltlich betreut
zu sein, war niemals größer als derzeit. Ein Verdrängungswett-
bewerb mit anderen Gemeinschaften (zB Arbeiterkammer, Notare
etc) prägt das Szenario.

Aber auch der Zustrom zum Berufsstand hat sich, trotzdem das
Ausbildungsprofil und die Zulassungsvoraussetzungen (noch im-
mer) recht elitär sind, zunehmend intensiviert. Hat sich zwischen
1990 und 1995 der Zulauf zum Berufsstand österreichweit mit
einer Steigerung von 10% dargestellt, so betrug der Prozentsatz
an Neueintragungen danach bis einschließlich 1998 14%, was
bei gleichbleibender Tendenz erwarten läßt, daß sich die Zahl der
eingetragenen Anwälte zwischen 2000 und 2005 um 40% erhö-
hen und im Jahr 2010 gegenüber der Jahrtausendwende nahezu
verdoppeln wird. Dies sind zwar durchaus noch lange keine „bun-
desdeutschen Verhältnisse“ (allein in München gibt es knapp
10.000 Rechtsanwälte), doch steht anhand der Entwicklung fest,
daß sich auch die österreichische Rechtsanwaltschaft mit diesem
Phänomen und all seinen zu erwartenden Auswirkungen auseinan-
derzusetzen haben wird. Im Verein mit den staatlich vorgesehenen
Bevormundungs- und Deregulierungstendenzen, die unseren Be-
rufsstand empfindlich treffen (werden), erscheint es durchaus sinn-
voll, Überlegungen über Strategien anzustellen, die eine angemes-
sene Reaktion auf diese Entwicklung darstellen könnten. Die Set-
zung von Abschottungsmaßnahmen erscheint dabei wenig sinnvoll
und ist auch deswegen undurchführbar, weil dafür schon allein die
Berufszulassungskriterien (kein numerus clausus) ungeeignet sind,
gegenteils der Zugang zum Rechtsanwaltsberuf auf „Europa-
niveau“ herabadaptiert werden soll, was bedeutet, daß die Vor-
aussetzungen zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufs erleichtert
werden (kürzere Ausbildungszeiten etc).

Jedenfalls gehen die Zeiten, in welchen der Rechtsanwalt zu den
elitären Berufen gezählt wurde, wohl langsam, aber umso sicherer
zu Ende.

Wie aber kann der oben kursorisch dargestellten Entwicklung be-
gegnet werden bzw soll man standespolitisch gesehen den Markt
sich selbst überlassen? Was kann (oder sollte) getan werden,
wenn, wie zu erwarten ist, der Zulauf zum Rechtsanwaltsberuf
immer rasanter zunimmt, ohne daß parallel dazu der „Markt“
entsprechend mehr Möglichkeiten bietet, gegenteils der Kuchen
immer kleiner statt größer wird. Wie kann sinnvoll auf die Tatsache

reagiert werden, daß es der Kollegenschaft verschiedentlich nicht
(mehr) gelingt, in wirtschaftlich geordneter Form das Pensionsalter
von 65 zu erreichen? Soll hier einfach zugewartet werden und
alles sich selbst überlassen werden oder kann hier doch voraus-
schauend agiert werden? Ein simples physikalisches Beispiel kann
hier vielleicht hilfreich sein.

Wenn, wie oben ausgeführt – im übertragenen Sinn – in ein
bestimmtes Gefäß so lange nachgefüllt wird, bis dieses überläuft,
dann wird – objektive Betrachtungsweise vorausgesetzt – späte-
stens zu diesem Zeitpunkt etwas unternommen werden, um die
Überschwemmung abzustellen. Der sorgfältige Betrachter eines
derartigen Phänomens wird möglicherweise dabei zum nahelie-
genden Ergebnis kommen, daß es wohl besser gewesen wäre, vor-
weg die Überschwemmung durch entsprechende Maßnahmen zu
verhindern. Was kann also unter Berücksichtigung der Tatsache,
daß der Zulauf zu unserem Berufstand (nicht verhinderbar!) sich
weiterhin so gestaltet wie in jüngster Vergangenheit, getan wer-
den?

Als (eine) sinnvolle Lösung bietet sich die Erleichterung der Berufs-
beendigung an. Dies selbst auch im Hinblick auf die „Pensions-
reform 2000“, die für den staatlichen Pensionsbereich sogar
Abgangserschwerungen durch sukzessive Anhebung des Pensions-
alters vorsieht. Die Gründe hiefür sind aber völlig andere und las-
sen sich mit den Entwicklungen im Anwaltsstand nicht vergleichen,
vor allem nicht mit dem vom staatlichen System weitgehend abge-
koppelten, eigenständigen anwaltlichen Pensionssystem.

Es erscheint im Lichte der obdargestellten Überlegungen daher
richtig und zielführend, zum Zwecke der flexibleren Möglichkeiten
auf die zu erwartenden Entwicklungen im Berufsstand der Rechts-
anwälte reagieren zu können, (auch) das Instrumentarium der
Frühpension einzuführen. Mit dieser Maßnahme, deren Einführung
ab Vollendung des 60. Lebensjahres vorgesehen werden könnte,
würde eine angemessene Möglichkeit für einen moderaten, ra-
scheren Abgang vom sich nach und nach überhitzenden Markt
geschaffen werden, ohne daß hiebei die grundlegenden Struktu-
ren des geltenden Pensionssystems angetastet werden müßten.
Selbstverständlich wäre eine derartige Regelung nur als Kann-
bestimmung zu fassen und unter Berücksichtigung versicherungs-
mathematischer Prinzipien mit jährlichen Abschlägen in der Grö-
ßenordnung von etwa 5% (bezogen auf die Alterspension) eine
übergebührliche Inanspruchnahme des Beitragszahlerfonds zu ver-
meiden.

Es ist jedenfalls nicht einsichtig, warum Standesangehörige, die
nicht berufsunfähig sind, aber aus anderen Gründen den Beruf
nicht bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres ausüben können
oder wollen, nach jahrzehntelanger Pensionsbeitragszahlung nicht
schon früher das Recht haben sollen, mit einer Minderpension von
der Berufsbühne abzugehen.

Friedrich Staudacher
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Die Benutzung von E-Mail
zur Klientenkommunikation*)
Das Internet hat zunehmend Eingang in die anwaltliche Praxis
gefunden. Neben immer mehr Rechtsanwälten verfügen vor allem
österr Unternehmen und Private über einen E-Mail-Anschluß.1)
Diese nützen die äußerst kostengünstige elektronische Post nicht
nur innerhalb des Betriebes oder für private Zwecke, sondern ver-
stärkt auch zur Kommunikation mit dem eigenen Anwalt – neben
Telefon, Fax und herkömmlicher Post. Insbesondere in den USA ist
die elektronische Kommunikation zwischen Anwalt und Mandant
seit längerem kontroversiell diskutiert worden, wobei im besonde-
ren der Schutz der Verschwiegenheitspflicht2) und die Pflicht zum
Datenschutz betont werden.3) Nunmehr liegt eine verbindliche
Richtlinie der US-amerikanischen Anwaltsvereinigung, der Ameri-
can Bar Association (ABA), vor, wonach keine grundsätzlichen
Bedenken (mehr) gegen die Benutzung von E-Mail zur Kommunika-
tion mit dem eigenen Mandanten bestehen.
Nach der Formal Opinion No 99–413 vom 10. 3. 1999 verletzt
der US-Anwalt nicht den Datenschutz iwS, wenn er per unver-

schlüsselter elektronischer Post Nachrichten versendet. Wörtlich
wird darin ausgeführt:

„A lawyer may transmit information relating to the representation
of a client by unencrypted e-mail sent over the Internet without vio-
lating the Model Rules of Professional Conduct (1998) because the
mode of transmission affords a reasonable expectation of privacy
from a technological and legal standpoint. The same privacy ac-
corded U.S. and commercial mail, land-line telephonic transmissi-
ons, and facsimiles applies to Internet e-mail. A lawyer should con-
sult with the client and follow her instructions, however, as to the

*) RA Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), ist Rechtsanwalt in Salzburg
und erreichbar unter Anwalt.Thiele@eurolawyer.at.

1) Einen einigermaßen verläßlichen – wenngleich älteren – Überblick bie-
tet http://www.cyberatlas.com, wonach per 4. 11. 1998 ca. 362.000
Österreicher online waren.

2) Zum „attorney-client privilege“ vgl grundlegend Gillers/Dorsen, Regu-
lation of Lawyers: Problems of Law and Ethics2 (1989), 361ff; zum Pro-
blem der E-Mail-Kommunikation Hricik, E-Mail and Client Confidentia-
lity, 11 Geo. J. Legal Ethics 459, 479 (1999).

3) Vgl zu den Sicherheitsrisiken bereits Thiele, Das Internet in der anwalt-
lichen Berufspraxis, AnwBl 1998, 670, 671.
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mode of transmitting highly sensitive information relating to the
client’s representation“.4)

Im wesentlichen begründet das Standing Committee on Ethics and
Professional Responsibility 5) seine Ansicht damit, daß die Kommu-
nikation per E-Mail mit konventionellen Medien wie Telefon, Fax
oder Briefpost verglichen werden kann. Auch herkömmliche Brief-
post kann zB verlorengehen oder gestohlen werden. Telefonate
könnten abgehört werden und ähnliches. Dennoch genügen beide
Kommunikationsmittel in vernünftigem Ausmaß den Schutzanforde-
rungen der anwaltlichen Verschwiegenheit und des sorgsamen
Umganges mit mandantenbezogenen Daten. Auf die elektronische
Post sei daher der im nonvirtuellen Bereich anerkannte Maßstab
einer vernünftigen Beachtung der Privatsphäre des Klienten anzu-
wenden.

Anläßlich der standesrechtlichen Regelung für die unverschlüsselte
E-Mail-Kommunikation nimmt die Standesvertretung der US-Rechts-
anwälte einmal mehr auch zum Problem der „Handy-Gespräche“
zwischen Anwalt und Mandant Stellung. Diese werden klar von
Festnetztelefonaten (land-line telephone services) unterschieden.

Die cellular oder cordless phone services bieten generell weniger
Schutzmöglichkeiten vor Überwachung und können den Anforde-
rungen für höchst vertraulichen Informationsaustausch zwischen
Mandant und Klient nach der in den USA verbreiteten Meinung
nicht genügen.

Clemens Thiele

4) „Ein Rechtsanwalt kann Informationen in bezug auf die Vertretung eines
Klienten durch unverschlüsselte E-Mail übertragen, die über das Internet
gesendet wird, ohne die Standes- und Berufsausübungsrichtlinie (MRPC
1998) zu verletzen, weil die Übertragungsart eine angemessene Er-
wartung der Vertraulichkeit von einem technologischen und juristischen
Standpunkt bietet. Die gleiche Vertraulichkeit wie bei Beförderungen
der öffentlichen US-Post und privaten Postunternehmen, telephonischen
Übertragungen im Festnetz und bei Faksimiles trifft auch auf Internet-
E-Mail zu. Ein Rechtsanwalt sollte sich mit dem Klienten beraten und
dessen Anweisungen befolgen für den Übertragungsmodus von in
hohem Grad vertraulichen Informationen in bezug auf die Vertretung
des Klienten.“ Der gesamte Richtlinientext ist unter http://www.abanet.
org/cpr/fo99–413.html abrufbar.

5) Übersetzt etwa „Ständiger Ausschuß für standesgemäßes Verhalten
und Berufsausübung“.
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Aus dem juristischen Leben

Walter Barfuß ausgezeichnet
Herr Landeshauptmann Karl Stix hat in Gegenwart der Herren
Landtagspräsident DDr. Erwin Schranz, Landeshauptmann-Stellver-
treter Ing. Gerhard Jellasitz und Landesamtsdirektor Hofrat Dr. Ro-
bert Tauber am 17. 9. 1999 im Landtagssitzungsaal in Eisenstadt
Herrn Rechtsanwalt o.Univ.-Prof. Dr. Dr. Walter Barfuß, Präsident
der Wiener Juristischen Gesellschaft, anläßlich des Festakts
„20 Jahre Burgenländische Juristische Gesellschaft“ das „Große
Ehrenzeichen des Landes Burgenland“ überreicht, welches ihm mit
Beschluß der Burgenländischen Landesregierung vom 14. 9. 1999
verliehen worden war.
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14. Österreichischer Juristentag
Der Österreichische Juristentag wird seine 14. Tagung in der Zeit
zwischen Mittwoch, den 17. 5., und Freitag, den 19. 5. 2000, im
Juridikum der Universität Wien abhalten.

Wenngleich es immer schwieriger wird, in einer schnellebigen Zeit
längerfristig aktuelle Themen festzulegen, ist es dem Vorstand den-
noch wieder gelungen, für den 14. Österreichischen Juristentag im
Jahr 2000 wichtige rechtspolitische Themen auszuwählen und
dafür hervorragende Gutachter und Referenten zu gewinnen.

Folgende Abteilungen wurden für die nächste Tagung einberufen:

Abteilung Verfassungsrecht

„Die Europäische Union und die Gerichtsbarkeit öffentlichen Rechts“

Vorsitz: ao. Univ.-Prof. Dr. Clemens Jabloner, Präsident des VwGH

stellv. Vorsitz: o. Univ.-Prof. Dr. Theodor Öhlinger, Universität Wien

Gutachter: o. Univ.-Prof. DDr. Michael Potacs, Universität Klagenfurt

Referenten: Dr. Martin Köhler, HR d VwGH; ao. Univ.-Prof. DDr.
Christoph Grabenwarter, Universität Wien

Abteilung Zivilrecht

„Zur Reform des Gewährleistungsrechtes
Die europäische Richtlinie über den Verbrauchsgüterkauf
und ihre Bedeutung für ein neues Gewährleistungsrecht“

Vorsitz: SC Dr. Gerhard Hopf, BMJ

stellv. Vorsitz: o. Univ.-Prof. Dr. Heinz Krejci, Universität Wien

Gutachter: o. Univ.-Prof. Dr. Rudolf Welser, Universität Wien

Referenten: LStA Dr. Georg Kathrein, BMJ; Univ.-Doz. DDr. Michael
Enzinger, Rechtsanwalt; HR Dr. Irmgard Griß-Reiterer, OGH

Abteilung Strafrecht

„Strafprozeß und Polizei“

Vorsitz: o. Univ.-Prof. Dr. Manfred Burgstaller, Universität Wien
stellv. Vorsitz: Hon.-Prof. Dr. Herbert Steininger, Präsident des
OGH iR

Gutachter: em. o. Univ.-Prof. Dr. Reinhard Moos, Universität Linz

Referenten: SC Dr. Wolf Szymanski, BMI; SenPräs. Dr. Ernst
Markel, OGH; LOStA Hon.-Prof. Dr. Heimo Lambauer; Dr. Richard
Soyer, Rechtsanwalt

Abteilung Steuerrecht

„Das Leistungsfähigkeitsprinzip im Einkommen-
und Körperschaftssteuerrecht –

Eine kritische Analyse der Steuerreform 2000“

Vorsitz: o. Univ.-Prof. DDr. Hans Georg Ruppe, Universität Graz

stellv. Vorsitz: Univ.-Doz. Dr. Gerhard Holzinger, SC aD, VfGH

Gutachter: o. Univ.-Prof. Dr. Michael Lang, WU Wien; o. Univ.-
Prof. Dr. Wolfgang Gassner, WU Wien

Referenten: Univ.-Doz. Dr. Reinhold Beiser, Universität Innsbruck;
Prof. Dr. Dieter Birk, Universität Münster, Inst. für Steuerrecht; Hon.-
Prof. MR Dr. Werner Wiesner, BMF

Die Eröffnung der Tagung wird am Mittwoch, dem 17. 5. 2000
(nach der Generalversammlung), in der Aula des Justizpalastes in
Wien stattfinden. Nach einem Mittagsempfang des österreichi-
schen Justizministers im Palais Trautson (BMJ) beginnen die Abtei-
lungen in den Hörsälen des Juridikums zu tagen. Am Donnerstag,
dem 18. 5. 2000, tagen die Abteilungen ganztägig. Am Freitag,
dem 19. 5. 2000, werden in der Schlußsitzung die Berichte der
einzelnen Abteilungen vorgetragen. Anschließend diskutieren im
Rahmen des „Rechtspolitischen Forums“ die Justizsprecher der im
Parlament vertretenen Parteien zu einem aktuellen Thema des
14. Österreichischen Juristentages.

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

22. DACH-Tagung
Die 22. DACH-Tagung wird vom 18.–20. 5. 2000 in Straßburg
stattfinden. Das Thema lautet: „Information über und Bedeutung
des GATS für die Anwälte.“ Die DACH-Mitglieder werden das Pro-
gramm und die Anmeldeformulare im März 2000 erhalten. Nicht-
Mitglieder wollen sich bitte hierfür melden an: DACH, Europäische
Anwaltsvereinigung, Kappelergasse 14, CH-8022 Zürich, Telefon
0041 1 211 07 77, Fax 0041 1 211 07 78.

Intensivkurs Europarecht
WS 1999/2000

Die Rechtsakademie an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Salzburg: o.Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Schuhmacher,
ao.Univ.-Prof. DDr. Thomas Eilmansberger, Univ.-Ass. Dr. Friedrich
Rüffler, Dr. Wolf-Dietrich Grussmann, Europäische Kommission
(GD 13)

Information und Anmeldung: ao.Univ.-Prof. Dr. Michael Gruber,
Dr. Martina Brugger, Churfürststrasse 1, A-5020 Salzburg; Tel.
0662/80 44-3253; Telefax 0662/80 44-164; e-mail: martina.
brugger@sbg.ac.at

Rechtsdurchsetzung/
Rechtsschutz

Eilmansberger 29./30. 10. 1999

Grundfreiheiten Rüffler 19./20. 11. 1999
10./11. 12. 1999

Wettbewerbsrecht Schuhmacher 21./22. 1. 2000
Öffentliche Unternehmen/
Beihilfen/Auftragsvergabe

Eilmansberger
Grussmann

28./29. 1. 2000
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht
7620

§ 25 Abs 1 DSt – Delegierung
Wenn gegen einen RA, der früher dem Ausschuß
einer RAK angehört hat, bei deren DR jetzt ein
DisVerfahren anhängig ist, besteht – auch unter
Bedachtnahme auf das im § 21 DSt vorgesehene
Weisungsrecht des Ausschusses an den KA – kein
Anlaß, eine „Einflußnahme“ des Ausschusses auf
das DisVerfahren anzunehmen, sodaß einem auf
eine solche (mögliche) Einflußnahme gestützten
Delegierungsantrag des DR nicht Folge zu geben
ist.

OBDK 14. 6. 1999, 2 Bkd 3/99

Aus den Gründen:

Der DR der X-RAK hat am 19. 2. 1999 zu D 3/97 (DV 17/99) den
Beschluß gefaßt, wonach Grund zur DisBehandlung der Dres. A
und B hinsichtlich des angezeigten Vorwurfes vorhanden ist, sie
hätten durch die am 26. 8. 1994 von ihnen vorgenommene Zeich-
nung von Anteilen und nachrangigem Kapital an der Raiffei-
senbank Y regGenmbH im Gesamtbetrag von zusammen jeweils
3 Millionen S im Zusammenhang mit der Nebenvereinbarung laut
Schreiben der Raiffeisenbank Y regGenmbH an einem Scheinge-
schäft mitgewirkt, um der Bankenaufsicht eine ausreichende Eigen-
kapitalausstattung der Bank vorzutäuschen, wodurch die wahre
finanzielle Situation der Raiffeisenbank Y regGenmbH verdeckt
worden sei.

Der DR der X-RAK hat am 24. 3. 1999 unter Bezugnahme darauf,
daß Dr. A Mitglied des Ausschusses der X-RAK ist, wodurch unter
Bedachtnahme auf das im § 21 DSt vorgesehene Weisungsrecht
des Ausschusses an den KA eine Einflußnahme auf das Verfahren
durch Erteilung von Aufträgen des Ausschusses an den KA möglich
sei, gem § 25 Abs 1 DSt die Delegierung des Verfahrens gegen
beide DB an den DR einer anderen RAK beantragt; gegen beide
DB deshalb, weil die gemeinsame Durchführung des Verfahrens im
Hinblick auf den Konnex der Vorwürfe zweckmäßig sei.

Der KA ist diesem Antrag beigetreten.

Der DB Dr. A hat in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen,
daß er seit 13. 4. 1999 nicht mehr dem Ausschuß der X-RAK an-
gehöre und daher die vom DR der X-RAK als möglich hingestellte
Beeinflussung nicht mehr gegeben sei. Auch der Generalprokura-
tor sprach sich gegen eine Delegierung aus.

Die OBDK hat hiezu erwogen:

Durch das Ausscheiden des DB Dr. A aus dem Ausschuß der X-RAK
ist der Grund einer möglichen Einflußnahme auf das DisVerfahren

im Wege einer Weisung des Ausschusses an den KA, worauf sich
der Antrag stützt, weggefallen, diesem derzeit in Ermangelung der
dafür vorgesehenen Voraussetzungen keine Folge gegeben wer-
den konnte.

Anmerkung:

Obwohl der Delegierungsantrag vom DR selbst gestellt wurde
(§ 25 Abs 1 DSt) und der KA diesem Antrag beigetreten ist, hat die
OBDK die Delegierung an einen anderen DR abgelehnt, weil der
Grund einer möglichen Einflußnahme weggefallen sei.

Dazu müßte sinngemäß ergänzt werden: Theoretisch könnte der
Ausschuß einer RAK im Interesse auch eines „früheren“ Ausschuß-
Mitgliedes durch Aufträge an den KA (§ 22 DSt: zur DisVerfol-
gung, § 21 DSt: zur Stellung von Anträgen, § 29 DSt: zur Vorstel-
lung gegen Rücklegungsbeschlüsse, § 41 DSt: zu Berufungen oder
Beschwerden) Einfluß auf ein DisVerfahren nehmen. Die nur
abstrakte Möglichkeit oder theoretische Befürchtung einer infolge
Befangenheit unsachlichen Erledigung wegen früherer Ausschuß-
mitgliedschaft des DB genügt aber genausowenig für die Delegie-
rung wie im Falle eines „derzeitigen“ Ausschuß-Mitgliedes als DB.
Der Unterschied liegt eher woanders: Bei einer wegen Befangen-
heit beantragten Delegierung kommt es auch auf den Anschein
(der Befangenheit) an; bei einem DisVerfahren gegen ein „derzei-
tiges“ Ausschuß-Mitglied kann in solcher Anschein nicht vollstän-
dig verneint werden; ist der Besch aber ein „früheres“ Ausschuß-
mitglied, spricht dies für keinen auch nur theoretischen Anschein.

Strigl

7621

§ 25 Abs 1 DSt – Delegierung
Der Umstand, daß Mitglieder des DR über gegen
einen leitenden Funktionär ihrer eigenen Kam-
mer erhobene Anschuldigungen zu entscheiden
hätten, bildet einen wichtigen Grund für die Dele-
gierung des DisVerfahrens an einen anderen DR.

OBDK 10. 5. 1999, 10 Bkd 2/99

Aus den Gründen:

Der KA der X-RAK beantragte die Einleitung eines DisVerfahrens
gegen RA Dr. A. Der DB ist Präsident der X-RAK.

Der DR der X-RAK stellte am 14. 12. 1998 an die OBDK den
Antrag, die DisSache gem § 25 Abs 1 DSt an den DR der Y-RAK,
in eventu an einen anderen DR zu delegieren.

Wie der DR in seinem Antrag zutreffend ausführt, bildet der Um-
stand, daß Mitglieder des DR über gegen einen leitenden Funktio-
när ihrer eigenen Kammer erhobene Anschuldigungen zu entschei-
den hätten, einen wichtigen Grund für eine Delegierung des Ver-
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fahrens an einen anderen DR (Bkd 57/82 = AnwBl 1984, 492;
2 Bkd 5/97 = AnwBl 1998, 7540).

Es soll auch der bloße Anschein einer Befangenheit des DR ver-
mieden werden, was am besten durch eine Delegierung erreicht
wird.

Die beantragte Delegierung an die benachbarte Y-RAK ist unter
dem Gesichtspunkt der Verfahrensökonomie zweckmäßig. Gründe
für eine Delegierung an eine andere RAK liegen nicht vor.

Anmerkung:

Die Übertragung einer gegen einen RAK-Präsidenten angefallenen
DisSache an einen anderen DR entspricht dem Grundsatz, daß
schon der bloße Anschein einer Befangenheit des DR vermieden
werden muß. In dem hier vorliegenden Fall, daß der RAK-Präsident
plötzlich Besch ist, ganz besonders: auch ein RAK-Präsident ist
nur ein Mensch (und RA); aber wenn sich der von Tatsachenfragen
unabhängige Verdacht in der Untersuchung nicht als begründet
erweist, wird auch das Verfahren gegen einen besch Präsidenten –
wie gegen jeden anderen RA – eingestellt. Aber eben nur: von
einem anderen DR.

Strigl

7622

§ 25 Abs 1 DSt – Delegierung aus anderen Gründen

Die subjektive und nicht konkretisierte Befürch-
tung, ein RAK-Präsident – der als Parteienvertre-
ter ein Außerstreitverfahren gegen den Besch
initiiert habe und der nunmehr eine „Niederlas-
sung“ seiner RA-Partnerschaft im Sprengel einer
anderen RAK, an deren DR ein DisVerfahren
gegen den Besch delegiert worden ist – würde
auf sämtliche andere Kammerfunktionäre dieser
anderen RAK (gemeint: im DisVerfahren) Einfluß
nehmen, rechtfertigt nicht eine weitere Delegie-
rung an einen dritten DR.

OBDK 25. 3. 1999, 1 Bkd 5/99

Aus den Gründen:

Auf Antrag des Besch und des KA in den zu D 11/96, D 31/95,
D 52/95 und D 61/95 des DR der X-RAK gegen den Besch an-
hängigen DisVerfahren wurde mit Beschluß der OBDK vom 3. 6.
1996, 12 Bkd 3/96-7, die Durchführung dieser Verfahren nicht
wegen Befangenheit des DR der X-RAK, jedoch „aus anderen
Gründen“ (§ 25 Abs 1 DSt) dem DR der RAK Z übertragen; von
diesem DR werden diese DisVerfahren seither zu D 129/96,
D 130/96, D 131/96 und D 132/96 weitergeführt.

Ebenso wurde das zu D 35/96 beim DR der X-RAK gegen den
Besch anhängige DisVerfahren auf Antrag des KA mit Beschluß
der OBDK vom 25. 11. 1996, 12 Bkd 8/96, dem DR der RAK Z
übertragen.

Anlaß für diese Delegierungsbeschlüsse waren Äußerungen des
Besch, mit welchen er die Gesamtheit der X-RAK polemisch ange-
griffen und insbesondere deren Präsidenten mit vom KA als
unsachlich und beleidigend inkriminierten Äußerungen apostro-
phiert hat.

Ohne daß bisher eine Verbindung dieser fünf nunmehr beim DR
der RAK Z zu D 129/96, D 130/96, D 131/96, D 132/96 und
D 22/97 anhängigen Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung
und Entscheidung erfolgt war, hatte der Vorsitzende des nach der
Geschäftsverteilung des DR der RAK Z zuständigen DisSenates in
allen fünf DisSachen die mündliche DisVerhandlung zunächst für
14. 1. 1998 angeordnet, aber noch vor diesem Termin auf unbe-
stimmte Zeit verlegt. Nachdem für 17. 2. 1999 ein neuer Verhand-
lungstermin angesetzt worden war, machte der Besch mit Eingabe
vom 2. 2. 1999 die Befangenheit des gesamten DR der RAK Z gel-
tend und lehnte ihn ab; gleichzeitig beantragte er die Delegierung
der fünf DisSachen an den DR einer anderen RAK, der Verhand-
lungstermin wurde abgesetzt.

In seinem Antrag verwies der Antragsteller drauf, daß RA Dr. A in
seiner Eigenschaft als Präsident der X-RAK in – seiner Auffassung
nach – unkorrekter Weise ein Pflegschaftsverfahren gegen ihn initi-
iert habe (welches erst vom OGH „eingestellt“ worden sei) und
daß Dr. A immer wieder „aus unerfindlichen und nichtigen Grün-
den“ gegen ihn vorgehe und „natürlich schon aufgrund seiner Spit-
zenfunktion erheblichen Einfluß auf sämtliche Kammerfunktionäre“
(gemeint: der X-RAK) habe; deswegen hätte sich der DR der X-RAK
für befangen erklärt.

Ferner bringt der Antragsteller nunmehr vor, daß RA Dr. A „in Z
ein Büro eröffnet“ habe und daher nicht auszuschließen sei, daß er
„wiederum eminente Initiativen – in welche Richtung ist eindeutig –
bei den Kammerfunktionären d RAK Z ergreifen“ werde; daraus
leitet der Antragsteller seine Meinung ab, daß eine volle Unbefan-
genheit des Dr der RAK Z nicht gegeben sei.

Festgestellt wurde, daß sich beim Eingang des Hauses Y-Straße 15
ein Schild mit der Aufschrift befindet „Dr. A & B, RA-Kanzlei in E,
KEG-Büro Z, Hochparterre Tür 6“.

Soweit der Besch Befangenheit „des gesamten DR der RAK Z“, sol-
cherart auch jene des Präsidenten dieses DR – neben der damit
verbundenen, namentlich nicht näher spezifizierten Pauschalableh-
nung – geltend macht, wurde darüber vom Präsidenten der OBDK
am 24. 3. 1999 gesondert – abschlägig – entschieden.

Zum Delegierungsantrag hat die OBDK erwogen:

Zur Annahme einer – auch als Delegierungsgrund in Betracht
kommenden Befangenheit genügt zwar grundsätzlich schon der
Anschein, das betreffende Mitglied könnte an die von ihm zu
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entscheidende Sache des Ablehnungswerbers nicht mit voller Un-
voreingenommenheit und Unparteilichkeit herantreten; es müssen
jedoch konkrete Umstände dargetan werden, die aus der Sicht
eines verständig würdigenden, objektiven Beurteilers bei diesem
den Eindruck erwecken, der Abgelehnte könnte sich aus persönli-
chen Gründen bei seiner Entscheidung von anderen als sachlichen
Erwägungen leiten lassen; auf eine bloß subjektive Besorgnis einer
Befangenheit kann ein Ablehnungsantrag nicht mit Erfolg gestützt
werden (4 Bkd 1/93, AnwBl 1993, 846).
Das muß umso mehr gelten, wenn nicht ein einzelnes Mitglied
eines DR, sondern pauschal der gesamte DR (also auch sein Präsi-
dent) abgelehnt wird.
Als Ablehnungsgrund führt der Antragsteller an, daß „nicht auszu-
schließen sei“, daß Rechtsanwalt Dr. A – wie er das schon durch
erhebliche Einflußnahme auf sämtliche Kammerfunktionäre der
X-RAK getan habe – auch bei den Z-Kammerfunktionären, dem-
nach auch beim Dr der RAK Z, gleichartige, gegen den Besch ge-
richtete Initiativen ergreifen werde, wobei als Indiz die Eröffnung
einer Niederlassung in Z der hier zitierten X-Anwaltspartnerschaft,
der auch Präsident Dr. A angehöre, angeführt wird.
Mit der vom Antragsteller verwendeten Terminologie, „es sei nicht
auszuschließen“, daß – insbesondere durch die Eröffnung einer
Filialkanzlei in Z – durch jene X-RA-Partnerschaft, der auch Präsi-
dent Dr. A angehöre, Einfluß auf die gegen den Besch anhängigen
DisVerfahren genommen werde, macht der Einschreiter keinen ob-
jektiven Sachverhalt geltend, aus dem er subjektiv eine Befangen-
heit des DR der RAK Z ableiten kann; er drückt lediglich seine sub-
jektive Besorgnis aus, daß auf diese Weise die volle Unbefan-
genheit des DR der RAK Z nicht vorliege. Da überdies ein konkre-
ter Umstand, warum und auf welche Weise die Eröffnung einer
X-Filialkanzlei in Z (gleichgültig, wer deren Partner sind) einen Ein-
fluß auf beim DR der RAK Z geführte DisVerfahren haben könnte,
nicht einmal ansatzweise angeführt wird, ist das Ablehnungs-
vorbringen auch aus der Sicht der Delegierungsproblematik nicht
begründet.
Der Delegierungsantrag ist aber auch sonst nicht berechtigt. Eine
Delegierung von DisSachen, die beim DR einer bestimmten RAK
anhängig sind, an eine andere RAK, kommt zwar nicht nur aus
Gründen der Befangenheit, sondern auch „aus anderen wichtigen
Gründen“ in Frage. Ein solcher wurde aber weder geltend ge-
macht, noch ist er von Amts wegen ersichtlich:
Im konkreten Fall hat die OBDK in fünf DisVerfahren (davon in vier
auch auf Antrag des Besch selbst) das Verfahren von dem an sich
zuständigen DR der X-RAK an jenen der RAK Z delegiert: In seinem
nunmehr vorliegenden Antrag macht der Antragsteller als einzigen
Grund für seine neuerliche Delegierung seine Befürchtung geltend,
daß der Präsident der X-RAK, RA Dr. A, seinen Einfluß (auch) auf
ein beim DR der Z-RAK geführtes DisVerfahren üben könne; eine
solche Befürchtung hat er nicht einmal bei seinen ursprünglichen
Delegierungsanträgen ausgesprochen.

Die Büroeröffnung als Filialkanzlei einer RA-Partnerschaft – wel-
cher Dr. A angehört – in Z ist in keiner Weise geeignet, einen neu-
erlichen Delegierungsgrund zu bilden. Eine Delegierung wegen
Befangenheit des gesamten DR setzt das Vorliegen eines Befan-
genheitsgrundes voraus, der alle DR-Mitglieder gemeinsam betrifft
oder der bei allen abgelehnten DR-Mitgliedern individuell zutrifft.
Im letzteren Fall kommt eine Delegierung nur dann in Betracht,
wenn aus den nicht abgelehnten Mitgliedern ein Senat iSd § 15
DSt nicht mehr gebildet werden kann (15 Bkd 1/94, AnwBl 1995,
203). Die Befangenheit eines einzelnen Mitglieds rechtfertigt hin-
gegen eine Delegierung nicht (9 Bkd 6/95, AnwBl 1996, 397).
Aus der Aktenlage in D 129/96 (ON 26) ergibt sich, daß sich von
den zahlreichen Mitgliedern des DR lediglich fünf für befangen
erklärt haben; die verbleibende Mitgliederanzahl reicht jedenfalls
aus, um einen der Geschäftsordnung entsprechenden und be-
schlußfähigen Senat des DR für die Verhandlung der gegenständli-
chen, den Antragsteller betreffenden DisVerfahren zu bilden.

Anmerkung:

Selten ist ein Delegierungsbescheid der OBDK so ausführlich wie
dieser begründet worden. Trotzdem wurde fast die gesamte Be-
gründung hier wiedergegeben, aber nicht, um zu zeigen, wie sorg-
fältig sich die OBDK mit gleichsam hingeworfenen Schlagworten
(zB Befürchtung, Einfluß, Indiz, „nicht auszuschließen sei“) befas-
sen muß, sondern weil die Entscheidung für zukünftige Delegie-
rungswerber eine Art Leitfaden bietet:

– Eine Delegierung wegen Befangenheit des gesamten DR setzt
das Vorliegen eines Befangenheitsgrundes voraus, der entweder
alle DR-Mitglieder betrifft oder der bei allen abgelehnten DR-Mit-
gliedern individuell zutrifft;

– im letzteren Fall aber nur dann, wenn aus den nicht abgelehnten
Mitgliedern ein DR-Senat nicht mehr gebildet werden kann,

– ansonsten rechtfertigt die Befangenheit einzelner (auch mehre-
rer) Mitglieder des DR eine Delegierung nicht.

– Eine Delegierung ist auch „aus anderen Gründen“ möglich
(§ 25 Abs 1 DSt); zu solchen Gründen, die sicherlich „wichtige“
sein müssen, gehören auch offensichtliche Zweckmäßigkeitsgrün-
de oder Rücksichtnahme auf wichtige Interessen von Verfahrens-
beteiligten; alle solchen „anderen Gründe“ müssen aber geeignet
sein, auf den Gang des Verfahrens einen inhaltlichen Einfluß zu
haben oder Verfahrensrechte zu verbessern.

– Zur Annahme einer Befangenheit (auch als Delegierungsgrund)
genügt grundsätzlich schon ihr Anschein.

– In jedem Fall müssen aber konkrete Umstände dargetan werden
(s oben), Befürchtungen und subjektive Besorgnisse genereller Art
genügen nicht. Das gilt für die „anderen Gründe“ sinngemäß.

– Die vor dem DSt 1990 geltende Vorschrift, daß in einem Dele-
gierungsantrag auch jener DR bezeichnet werden muß, an wel-
chen die Delegierung erfolgen soll, gibt es nicht mehr; jetzt kann
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ein ASt den „gewünschten“ DR im Delegierungsantrag bezeich-
nen, er muß es aber nicht tun. Die OBDK ist an eine solche Anre-
gung nicht gebunden, doch kann sich vielfach aus der Aktenlage
ergeben, welcher andere DR in erster Linie in Frage kommt, sodaß
diesfalls umso mehr der Anregung im Delegierungsantrag entspro-
chen werden kann.

– Umgekehrt wäre es auch denkbar, daß ein bestimmter anderer
DR ebenfalls befangen sein könnte. Darauf sollte im Delegierungs-
antrag hingewiesen werden.

– Wenn tatsächlich auch der andere DR, an den die OBDK dele-
giert hat, wegen Behauptung von Befangenheit oder aus anderen
Gründen durch einen dritten DR ersetzt werden soll, wird man
wohl davon ausgehen müssen, daß solche Gründe erst nach der
ersten Delegierungsentscheidung entstanden oder bekannt gewor-
den sind. Es ist nicht der Sinn einer Delegierung, einen DisAkt nach
gestaffelt gestellten Delegierungsanträgen auf die Reise durch die
österreichischen DRe zu schicken.

– Schließlich darf ein Delegierungsantrag nicht verspätet und
auch nicht in offenkundiger Verschleppungsabsicht gestellt werden.

Strigl

Kostenrecht
7623

§ 78 EO, § 54 Abs 1 ZPO
In den besonders gelagerten Fällen der Über-
mittlung eines Exekutionsantrages im ERV-Weg
reicht zur Bescheinigung von Kosten, die dem
betreibenden Gläubiger für eine Meldeauskunft
entstanden sind, eine vom einschreitenden An-
walt unter Berufung auf sein abgelegtes Gelöb-
nis abgegebene entsprechende Erklärung aus.

LGZRS Wien 25. 6. 1999, 46 R 1084/99y

Aus der Begründung:

Mit dem angefochtenen Beschluß hat das Erstgericht den Exekuti-
onsantrag der betreibenden Partei, der von dieser elektronisch
eingebracht wurde, bewilligt und die für die Meldeanfrage ver-
zeichneten Kosten von S 20,– mit der Begründung nicht zugespro-
chen, daß diese nicht bescheinigt wurden. Demgegenüber führt
die betreibende Partei in ihrem Rechtsmittel aus, daß als Beschei-
nigung eine vom einschreitenden Anwalt unter Berufung auf sein
abgelegtes Gelöbnis abgegebene entsprechende Erklärung aus-
reiche.

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß sich an dem Grundsatz
der Bescheinigung auch durch die Einführung des elektronischen

Rechtsverkehrs nichts geändert hat. Das für eine positive Erle-
digung notwendige Vorbringen muß nach wie vor bescheinigt
werden. Unabhängig von dem oben wiedergegebenen scheint es
jedoch nach Ansicht des Rekursgerichtes in den besonders gela-
gerten Fällen der Übermittlung eines Exekutionsantrages bzw eines
Antrages auf neuerlichen Vollzug im ERV-Weg angezeigt, eine auf
den konkreten Fall bezogene anwaltliche Erklärung als ausrei-
chend zu erachten, zumal es ansonsten keine Möglichkeit der
urkundlichen Bescheinigung gibt. Die Alternative wäre nur die,
daß die Einbringung im ERV-Weg überhaupt ausscheidet, solange
die technische Möglichkeit der elektronischen Übermittlung von
Beilagen im Wege der Bildübertragung nicht vorhanden ist.

Das Rekursgericht steht daher auf dem Standpunkt, daß die
Bescheinigung durch persönliche Erklärung des einschreitenden
Rechtsanwaltes unter Berufung auf sein abgelegtes Gelöbnis in
einem Fall wie dem gegenständlichen als ausreichend erachtet
werden kann.

Anmerkung:

Nach dem LG Linz (RPflE 1998/40) hat nun auch das LGZRS
Wien mit der vorliegenden Entscheidung den Weg geebnet. Exe-
kutionsanträge im ERV-Weg einzubringen, mit denen ein Kosten-
begehren für angefallene Barauslagen wie Geburtsdatenanfrage,
Meldeauskunft zu verbinden ist. Die Entscheidung ist praxisgerecht
und zu begrüßen.

Dr. Michael Witt
(am Verfahren beteiligt)

Mietrecht
7624

§ 13c WEG – Legitimation zur Aufkündigung
von Mietverträgen für Altwohnungen durch

die Wohnungseigentümergemeinschaft
Die Frage, ob die Wohnungseigentümergemein-
schaft Mietverhältnisse aufkündigen kann, die
an einzelnen Wohnungseigentumsobjekten be-
reits vor der Begründung des Wohnungseigen-
tums eingegangen wurden, wurde mittlerweile
so beantwortet, daß ihr hierfür die Sachlegitima-
tion fehlt.

OGH 15. 6. 1999, 5 Ob 146/99b

Aus den Gründen:

Die Rechtssubjektivität der Wohnungseigentümergemeinschaft be-
schränkt sich auf Angelegenheiten der Verwaltung der Liegen-
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schaft. Außerhalb dieses Geschäftskreises kann sie weder Rechte
erwerben noch Verbindlichkeiten eingehen (vgl WoBl 1998,
308/201; immolex 1998, 113/68; immolex 1998, 241/157;
5 Ob 236/98m). In die Rechtsposition eines Vermieters mit eige-
nen Rechten und Verbindlichkeiten, insbesondere mit dem Recht,
den Mietzins einzufordern oder das Mietverhältnis aufzulösen,
gelangt sie grundsätzlich nur durch die Vermietung von Teilen der
Liegenschaft, die der allgemeinen Benützung dienen (§ 20 Z 3
WEG). Das gilt auch in Ansehung von Mietverhältnissen, die vor
der Begründung des Wohnungseigentums und damit vor dem Ent-
stehen der Wohnungseigentümergemeinschaft an einzelnen Woh-
nungseigentumsobjekten eingegangen werden. Die Möglichkeit
eines gesetzlichen Vertragseintrittes nach § 1120 ABGB in derar-
tige Mietverhältnisse scheidet für die Wohnungseigentümerge-
meinschaft aus, da sie wegen ihrer eingeschränkten Rechtsfähig-
keit nie in die Position des grundbücherlichen Eigentümers gelan-
gen kann.

Auch § 13c WEG sieht keine gesetzliche Rechtsnachfolge der
Wohnungseigentümergemeinschaft in bestehende Schuldverhält-
nisse vor. Für die von einem Teil der Lehre befürwortete Gesamt-
rechtsnachfolge der Wohnungseigentümergemeinschaft in Rechte
und Verbindlichkeiten der Mit- und Wohnungseigentümer, auch in
Ansehung von „Mietverhältnissen, die der Liegenschaftsverwaltung
zuzurechnen sind“ (Löcker, „Die Wohnungseigentümergemein-
schaft“, 158; vgl auch Würth/Zingher, „Miet- und Wohnrecht“,
20. Aufl, Rz 2 zu § 13c WEG), findet sich im Gesetz kein Anhalts-
punkt (5 Ob 30/99v).

Damit ist dem Erstgericht beizupflichten, daß der Klägerin die
Sachlegitimation für die verfahrensgegenständlichen Ansprüche
fehlt. Sein klagsabweisendes Urteil war daher wiederherzustellen.

Anmerkung:

Im gegenständlichen Zivilprozeß kündigte die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft den Mietvertrag hinsichtlich eines sogenannten
Altbestandgegenstandes, also eines Bestandgegenstandes, an dem
erst nach dessen Vermietung das Wohnungseigentum begründet
wurde, auf.

In konsequenter Fortsetzung seiner in den letzten Jahren diesbe-
züglich geänderten Rechtsprechung hat der OGH somit nunmehr
die Stellung des Wohnungseigentümers in bezug auf die Aufkündi-
gung sogenannter Altmietverträge neuerlich gestärkt und ausdrück-
lich festgehalten, daß dieser zur Aufkündigung ausschließlich legi-
timiert ist.

Dr. Heinrich H. Rösch

Nachtrag zu AnwBl 1999/7606

Die obige oberstgerichtliche Entscheidung zur Belegeinsicht elek-
tronisch archivierter Betriebskostenbelege wurde durch die nun-

mehrige gesetzgeberische Entwicklung insoweit überholt, als ab
1. 1. 2000 kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung Belegein-
sicht bei Belegen auf Datenträgern durch Einsicht in Ausdrucke der
Belege zu gewähren ist, sohin die vom OGH eben erst für zulässig
erklärte Einsicht auf Bildschirmen (und Ausdrucke nur gegen Ko-
stenersatz) künftighin nicht mehr ausreicht (§ 21 MRG idF Art II
Z 5) Wohnrechtsnovelle 1999 (BGBl I 1999/147).

Markus Petrowsky

Gebühren- und Steuerrecht
Vermeidung internationaler Doppelbesteuerung

mit Erbschaftssteuern durch Kombination
von Maßnahmen gem § 48 BAO und

§ 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG

7625

§ 48 BAO und § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG
1. Mit dem angef B werden auf § 6 Abs 3 zwei-
ter Satz ErbStG und auf § 48 BAO gestützte
Begünstigungen hinsichtlich der Erbschaftssteuer
auf Grund des Erbfalles nach der Ehefrau des Bf
verfügt.

2. Bei Vornahme einer unilateralen Entlastungs-
maßnahme auf der Grundlage des § 48 BAO
erscheint es sachgerecht, die Ermessensübung
an der üblichen Staatenpraxis beim Abschluß
von Doppelbesteuerungsabkommen – wie dies
insbesondere im OECD-Musterabkommen zum
Ausdruck kommt – zu orientieren (vgl das Erk
29. 1. 1998, 95/15/0043).

VwGH 27. 1. 1999, 98/16/0028

Sachverhalt:

Der Bf ist Alleinerbe nach seiner am 9. 6. 1994 verstorbenen Ehe-
frau. Der Bf war zusammen mit seiner verstorbenen Ehefrau Eigen-
tümer an einer Eigentumswohnung in Österreich. In einer Eingabe
vom 17. 10. 1995 wurde vom Bf ausgeführt, er habe auch in Hol-
land gelegenes Nachlaßvermögen und bewegliches Nachlaßver-
mögen von seiner Ehefrau geerbt. Der Lebensmittelpunkt der Ehe-
gatten sei in Holland gelegen. Zur Ausgleichung der in- und aus-
ländischen Besteuerung und zur Erzielung einer den Grundsätzen
der Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung werde der An-
trag gestellt, das niederländische Nachlaßvermögen zur Gänze
auszuscheiden.
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In einem Bericht der Finanzlandesdirektion vom 29. 11. 1995
wurde dazu ausgeführt, die gegenständliche Eigentumswohnung
in Österreich sei lediglich für Ferienzwecke genutzt und nicht ver-
mietet worden. Im Zuge des Verwaltungsverfahrens legte der Bf
nach entsprechender Aufforderung eine Note des Niederländi-
schen Finanzministeriums vom 4. 12. 1997 vor, wonach für den
Fall, daß sowohl der Erblasser als auch der Erbe Österreicher und
in Österreich wohnhaft sind und der Erblasser Eigentümer einer
Ferienwohnung in Österreich war, in den Niederlanden nur das
niederländische Liegenschaftsvermögen und nicht das österreichi-
sche Nachlaßvermögen besteuert werde.
Mit dem angef B wurde zunächst gem § 48 BAO verfügt, daß
der Erwerb von Todes wegen nach der Ehefrau des Bf hinsichtlich
des unbeweglichen Vermögens in Holland einschließlich der damit
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden aus der
Abgabepflicht (Erbschafts- und Schenkungssteuer) ausgeschieden
werde. Diese Begünstigung werde unter der Bedingung erteilt, daß
der Erwerb in Holland einer vergleichbaren tatsächlichen Besteue-
rung unterliegt. Die erteilte Begünstigung stehe der Berücksichti-
gung der ausgeschiedenen Vermögenswerte bei der Ermittlung des
Steuersatzes nicht entgegen, der auf allfällige übrige, im Inland zu
besteuernde Vermögenswerte anzuwenden ist (Progressionsvorbe-
halt). Weiters wurde im angef B iSd des § 6 Abs 3 ErbStG ange-
ordnet, daß hinsichtlich des beweglichen Vermögens in Holland
die von Holland von diesem Erwerbsvorgang erhobene Erbschafts-
steuer auf die österreichische Erbschafts- und Schenkungssteuer an-
zurechnen sei. Die ausländische Steuer sei aber nur insoweit anzu-
rechnen, als sie auf Vermögenswerte entfällt, die sich zum Zeit-
punkt des Erwerbsvorganges im anderen Staat befunden haben.
Der anzurechnende Betrag dürfe jedoch den Teil der vor der An-
rechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf die im ande-
ren Staat besteuerten Vermögenswerte entfällt. In der Begründung
dieses Bescheides wurde ausgeführt, es sei Praxis des Bundesmini-
steriums für Finanzen, im Ausland gelegenen Grundbesitz und Be-
triebsvermögen nach § 48 BAO aus der Abgabepflicht auszuneh-
men. Hinsichtlich anderen ausländischen Vermögens werde nach
der Praxis des BMF dann, wenn weder der Erblasser noch der Erbe
in Österreich ansässig seien, nur gem § 6 Abs 3 ErbStG die aus-
ländische Steuer auf die inländische Steuer angerechnet.
In der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde werden des-
sen inhaltliche Rechtswidrigkeit sowie Rechtswidrigkeit infolge Ver-
letzung von Verfahrensvorschriften geltend gemacht. Der Bf erach-
tet sich durch den angef B in seinem Recht verletzt, daß der in den
Niederlanden befindliche Teil des Nachlasses „ganz, unbedingt
und ohne Progressionsvorbehalt“ aus der Erbschaftssteuerpflicht
ausgeschieden werde.

Spruch:

Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfah-
rensvorschriften.

Aus den Gründen:

Gemäß § 6 Abs 1 Z 1 ErbStG ist die Steuerpflicht gegeben für den
gesamten Erbanfall, wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes oder
der Erwerber zur Zeit des Eintrittes der Steuerpflicht ein Inländer
ist. Nach Abs 2 Z 2 dieser Gesetzesstelle gelten als Inländer im
Sinne dieses Bundesgesetzes unter anderem Ausländer, die im
Inland einen Wohnsitz haben.

Im § 6 Abs 3 ErbStG werden Bestimmungen über den Abzug einer
ausländischen Steuer als Nachlaßverbindlichkeit getroffen. Nach
Satz 2 dieser Bestimmung bestimmt „das Bundesministerium für
Finanzen“, inwieweit statt dessen bei Gewährung der Gegensei-
tigkeit eine Anrechnung der ausländischen Steuer auf die inländi-
sche Steuer erfolgt.

Nach § 48 BAO kann das Bundesministerium für Finanzen bei
Abgabepflichtigen, die der Abgabenhoheit mehrerer Staaten un-
terliegen, soweit dies zur Ausgleichung der in- und ausländischen
Besteuerung oder zur Erzielung einer den Grundsätzen der Gegen-
seitigkeit entsprechenden Behandlung erforderlich ist, anordnen,
bestimmte Gegenstände der Abgabenerhebung ganz oder teil-
weise aus der Abgabepflicht auszuscheiden oder ausländische,
auf solche Gegenstände entfallende Abgaben ganz oder teilweise
auf die inländischen Abgaben anzurechnen.

Mit dem angef B werden auf § 6 Abs 3 Satz 2 ErbStG und auf
§ 48 BAO gestützte Begünstigungen hinsichtlich der Erbschafts-
steuer aufgrund des Erbfalles nach der Ehefrau des Bf verfügt. Die
Abgabenschuld für diesen Erwerbsvorgang ist gem § 12 Abs 1
Z 1 ErbStG mit dem Tod der Erblasserin am 9. 6. 1994 entstan-
den. Im Abgabenrecht gilt der Grundsatz der Zeitbezogenheit der
Abgaben, sodaß die im Zeitpunkt der Entstehung des Abgabenan-
spruches geltende Rechtslage heranzuziehen ist. Da der in Rede
stehende Abgabenanspruch somit vor dem Beitritt Österreichs zur
Europäischen Union entstanden ist, ist das Vorbringen des Bf, der
angef B verstoße gegen Gemeinschaftsrecht, näherhin gegen die
Bestimmungen der Art 73a (gemeint wohl Art 73b) bis 73h EGV,
unzutreffend. Die Anregung des Bf, ein Vorabentscheidungsver-
fahren iSd Art 177 EGV einzuleiten, ist daher schon deshalb unbe-
gründet.

Im übrigen ist im Bf davon auszugehen, daß mit dem Königreich
der Niederlande kein Abkommen über die Vermeidung einer Dop-
pelbesteuerung mit Erbschaftssteuern abgeschlossen wurde. Bei
Vornahme einer unilateralen Entlastungsmaßnahme, wie sie ins-
besondere auf der Grundlage des § 48 BAO vorzunehmen ist,
erscheint es dabei sachgerecht, die Ermessensübung an der übli-
chen Staatenpraxis beim Abschluß von Doppelbesteuerungsab-
kommen – wie dies insbesondere im OECD-Musterabkommen zum
Ausdruck kommt – zu orientieren (vgl das Erk 29. 1. 1998, 95/
15/0043).

Im Beschwerdefall wurde im Entlastungsantrag explizit vorge-
bracht, „Lebensmittelpunkt“ der Erblasserin sei Holland gewesen.
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Nach Art 7 iVm Art 4 Z 2 OECD-Musterabkommen steht die Be-
steuerung von „anderem Vermögen“ eines Erblassers mit zwei
Wohnsitzen (einem „Doppelwohnsitzer“) dem Staat zu, zu dem er
die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen). Mit dem Vorbringen, daß der
Mittelpunkt der Lebensinteressen der Erblasserin in den Niederlan-
den gelegen sei, hat sich die bel Beh aber im angef B nicht ausein-
andergesetzt. Ebensowenig hat sich die bel Beh mit dem Hinweis
des Bf auseinandergesetzt, zur Erzielung von Gegenseitigkeit sei
das niederländische Nachlaßvermögen zur Gänze auszuschei-
den. Dabei wurde von der bel Beh unter dem Gesichtspunkt der
von ihr neben dem § 48 BAO angewendeten § 6 Abs 3 ErbStG
anerkannt, daß die Gegenseitigkeit entsprechend bescheinigt wor-
den sei. Der Hinweis auf eine der begehrten Entlastungsmaß-
nahme entgegenstehende „Praxis“ der bel Beh konnte dabei eine
inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Antrag des Bf nicht erset-
zen. Die bel Beh hat damit aber Verfahrensvorschriften außer
acht gelassen, bei deren Einhaltung sie zu einem anderen Be-
scheid hätte kommen können.

Anmerkung:

1. Problemstellung: In dem dem Erk vom 27. 1. 1999, 98/16/
0228 zugrunde liegenden Fall war der bf Steuerpflichtige der
Alleinerbe nach seiner Ehefrau. Beide Personen hatten in den
Niederlanden den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen. Durch eine
Eigentumswohnung in Österreich, die als Ferienwohnung diente
und zu einem Wohnsitz der Erblasserin führte, trat unbeschränkte
Erbschaftssteuerpflicht in Österreich gem § 6 Abs 1 Z 1 ErbStG
ein. Da mit dem Königreich der Niederlande kein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Erb-
schafts- oder Schenkungssteuern abgeschlossen wurde (derzeit
gibt es mit Österreich nur sechs Abkommen, wovon lediglich zwei
auch die Schenkungssteuer umfassen), konnte eine Doppelbesteue-
rung mit Erbschaftssteuern nur dadurch vermieden werden, daß
das BMF die österreichische Erbschaftssteuer durch eine – be-
scheidförmige – Maßnahme gem § 48 BAO oder § 6 Abs 3 zwei-
ter Satz ErbStG einschränkte. Obwohl das BMF auch einen kumu-
lativ auf die Bestimmungen des § 48 BAO und § 6 Abs 3 zweiter
Satz ErbStG gestützten Bescheid erließ, hätte durch eine andere
Antragstellung ein für den Steuerpflichtigen besseres Ergebnis er-
zielt werden können. Dies soll in weiterer Folge ausführlich erörtert
werden. Einerseits können nämlich mittels § 48 BAO dadurch gün-
stige Ergebnisse für den Steuerpflichtigen erreicht werden, daß die
Befreiung von den österreichischen Steuern beantragt wird, was
gem 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG, der nur die Anrechnung der
ausländischen Steuern vorsieht, nicht möglich wäre. Andererseits
kann in bestimmten Fällen aber auch eine Maßnahme gem § 6
Abs 3 zweiter Satz ErbStG zu einer höheren Steuerersparnis füh-
ren, da diese Bestimmung nach der hier vertretenen Auffassung die
volle Anrechnung der ausländischen Steuer auf die österreichische

Erbschaftssteuer ermöglicht und die Anrechnung nicht wie bei
§ 48 BAO durch den sogenannten Anrechnungshöchstbetrag ein-
geschränkt werden kann.

2. Verhältnis zwischen § 48 BAO und § 6 Abs 3 zweiter Satz
ErbStG: Die Bestimmungen des § 48 BAO und § 6 Abs 3 zweiter
Satz ErbStG kommen, wie es der Praxis des BMF entspricht (We-
ninger, SWI 1999, 208f), wie aus der Rechtsprechung des VwGH
abgeleitet werden kann (vgl neben dem Erk 27. 1. 1999, 98/16/
0228 auch VwGH 12. 7. 1990, 89/16/0069) und wie letztlich
auch im Schrifttum erörtert wurde (ausführlich Urtz, SWI 1996,
539ff; Weninger, SWI 1999, 208f), nebeneinander zur Anwen-
dung. Da § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG insb nicht „lex specialis“
zu § 48 BAO ist (Urtz, SWI 1996, 542ff), schließen die gem § 48
BAO und § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG vorgesehenen Maßnah-
men einander nicht aus.

Wie die beiden genannten Rechtsfolgen – die ganze oder teilweise
Befreiung oder die ganze oder teilweise Anrechnung gem § 48
BAO und die vollständige Anrechnung gem § 6 Abs 3 zweiter
Satz ErbStG – miteinander kombiniert werden können, hängt da-
von ab, inwieweit sich die Anwendungsvoraussetzungen dieser
beiden Bestimmungen unterscheiden und inwieweit sich daher ihr
Anwendungsbereich überschneidet. Der Wortlaut des § 48 BAO
setzt folgendes voraus: „Das Bundesministerium für Finanzen kann
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bei Abgabepflichtigen, die der Abgabenhoheit mehrerer Staaten
unterliegen, soweit dies zur Ausgleichung der in- und ausländi-
schen Besteuerung oder zur Erzielung einer den Grundsätzen
der Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung erforderlich ist,
anordnen, bestimmte Gegenstände der Abgabenerhebung ganz
oder teilweise aus der Abgabenpflicht auszuscheiden oder auslän-
dische, auf solche Gegenstände entfallende Abgaben ganz oder
teilweise auf die inländischen Abgaben anzurechnen.“ § 6 Abs 3
erster und zweiter Satz ErbStG haben folgenden Wortlaut: „Soweit
die Steuerpflicht im Ausland befindliche Grundstücke, Sachen, For-
derungen gegen ausländische Schuldner oder Rechte, deren Über-
tragung an eine Eintragung in ausländische Bücher geknüpft ist,
betrifft, ist auf Antrag die von dem ausländischen Staate aus Anlaß
des Erbfalles erhobene Steuer bei Berechnung der Erbschaftssteuer
als Nachlaßverbindlichkeit abzuziehen. Inwieweit statt dessen bei
Gewährung der Gegenseitigkeit eine Anrechnung der ausländi-
schen Steuer auf die inländische Steuer erfolgt, bestimmt das Bun-
desministerium für Finanzen.“

Zunächst ist festzuhalten, daß das Merkmal der „Abgabenhoheit
mehrerer Staaten“ des § 48 BAO im Regelfall – und damit auch im
Anwendungsbereich des § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG – erfüllt
ist, da es im völkerrechtlichen Sinn zu verstehen ist und daher nur
an die potentielle Möglichkeit der Besteuerung anknüpft (hRsp; zB
VwGH 9. 10. 1991, 90/13/0007, ÖStZB 1992, 427; 21. 7.
1993, 91/13/0119, ÖStZB 1994, 187). Im Rahmen des § 48
BAO, der gemeinhin als Ermessensbestimmung verstanden wird,
muß daher die gewünschte Maßnahme vor allem alternativ einem
der beiden Tatbestandsmerkmale „Ausgleichung der in- und aus-
ländischen Besteuerung“ oder „Gegenseitigkeit“ entsprechen, und
darüber hinaus „erforderlich“ sein.

Bei internationaler Doppelbesteuerung mit Erbschaftssteuern wird
eine Maßnahme gem § 48 BAO nach der Praxis des BMF dann
als zur „Ausgleichung der Besteuerung erforderlich“ angesehen,
wenn entweder der Erbe oder der Erblasser in Österreich ansässig
sind. Die „Ansässigkeit“ ist dabei iSd OECD-Musterabkommens
auf dem Gebiet der Erbschafts- und Schenkungssteuern (Art 1 iVm
Art 4 OECD-MA 1982) zu verstehen; eine Person gilt demnach
dort als ansässig, wo sie ihren Wohnsitz bzw – bei mehreren
Wohnsitzen – eine ständige Wohnstätte, den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen, den gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Staats-
bürgerschaft hat. Abweichend von diesem Grundsatz, daß nur der
„Ansässigkeitsstaat“ eine Maßnahme zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung gewähren muß, wird vom BMF in ständiger Praxis bei
im Ausland gelegenen Grundvermögen auch dann eine Entlastung
gewährt, wenn entweder der Erbe oder der Erblasser in Österreich
lediglich einen Zweitwohnsitz hat und daher – iSd OECD-MA –
nicht „ansässig“ ist (vgl Weninger, SWI 1999, 208ff). Üblicher-
weise wird in diesem Fall eine Befreiung von der österreichischen
Erbschaftssteuer, und zwar mit Einschränkung des Progressionsvor-

behaltes, gewährt. So wurde auch mit dem vor dem VwGH be-
kämpften Bescheid eine Befreiung des in den Niederlanden befind-
lichen Grundvermögens unter Progressionsvorbehalt angeordnet.
Für das bewegliche Vermögen wurde hingegen eine Anrechnung
verfügt, die – da eine Maßnahme gem § 48 BAO mangels „Ansäs-
sigkeit“ im Rahmen der Ermessensübung nicht gewährt wird –
offenbar auf § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG basierte.

Die gewünschte Maßnahme kann weiters auch auf das Tatbe-
standsmerkmal der „Gegenseitigkeit“ gestützt werden; dieses Tat-
bestandsmerkmal ist dann erfüllt, wenn bei entsprechend umge-
kehrtem Sachverhalt der Vorgang in Österreich nicht steuerpflich-
tig oder von der Erbschaftssteuer befreit ist (vgl zB Jirousek, ÖStZ
1985, 45; VwGH 28. 1. 1980, 1430/78, ÖStZB 1980, 23;
29. 1. 1998, 95/15/0043, AnwBl 1999/1/Nr 7557 mit Anm
Urtz). Diese Voraussetzungen waren im konkreten Beschwerdefall
ebenfalls erfüllt, da beim Erbfall eines in Österreich ansässigen Bf
die in den Niederlanden belegenen Vermögensgegenstände dort
nicht der Erbschaftssteuer unterworfen wären. Dies war auch vor
dem BMF entsprechend nachgewiesen worden (vgl zu den Nach-
weisvoraussetzungen VwGH 29. 1. 1998, 95/15/0043, AnwBl
1999/1/Nr 7557 mit Anm Urtz).

§ 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG kommt – ebenfalls wie § 48 BAO –
bei „Gewährung von Gegenseitigkeit“ zum Tragen. Obwohl die-
ses Tatbestandsmerkmal vom Wortlaut des § 48 BAO abweicht,
sind die Kriterien doch inhaltlich ident (ausführlich Urtz, SWI
1996, 540f). Da jedoch das Merkmal der „Erforderlichkeit“ fehlt,
ist bei Erfüllung dieses Tatbestandsmerkmales keine weitere Ermes-
sensentscheidung zu treffen, sondern die Maßnahme nach § 6
Abs 3 zweiter Satz ErbStG kommt zwingend zur Anwendung (hA;
vgl zB Jirousek, ÖStZ 1985, 48; Taucher, Internationale Erbschaf-
ten, 1986, 64f; Toifl, Die Methoden zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung im Erbschaftssteuerrecht, in Gassner/M. Lang/Lech-
ner, Hrsg, Die Methoden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung,
1995, 432f; Urtz, SWI 1996, 541f; kritisch allerdings Briem, Uni-
laterale Maßnahmen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung, Dis-
sertation Universität Salzburg, 1989, 185ff). Die praktische Be-
deutung einer Maßnahme nach § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG
liegt also auch darin begründet, daß es sich bei dieser Bestim-
mung nicht um eine Ermessensbestimmung handelt.

3. Die besondere Bedeutung des § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG
neben § 48 BAO: Die in § 48 BAO als Rechtsfolge vorgesehenen
Entlastungsmaßnahmen einer Befreiung oder Anrechnung können
nach dem eindeutigen Wortlaut eingeschränkt werden; damit
kann bei der Befreiungsmethode insbesondere ein Progressions-
vorbehalt vorgesehen sowie bei der Anrechnungsmethode ein
Anrechnungshöchstbetrag angeordnet werden (die ausländische
Steuer wird nur insoweit auf die österreichische Erbschaftssteuer
angerechnet, als die österreichische Erbschaftssteuer verhältnismä-
ßig auf die im Ausland befindlichen Steuergegenstände entfällt).
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Dabei handelt es sich nicht um Bedingungen oder Auflagen, die
nach herrschender verwaltungsrechtlicher Lehre ohne gesetzliche
Ermächtigung unzulässig wären (dazu Antoniolli/Koja, Allgemei-
nes Verwaltungsrecht3, 1996, 551f), sondern um Einschränkun-
gen, die in der Norm ausdrücklich vorgesehen sind.

Der Wortlaut des § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG sieht im Gegen-
satz zu § 48 BAO eine derartige Einschränkung der Anrechnung
nicht vor. Die überwiegende Meinung im Schrifttum (Hausleithner,
ÖStZ 1985, 220; Taucher, Erbschaften 63; Huber, FJ 1990, 9;
Dorazil, ErbStG3 § 6 Tz 9.5), geht jedoch davon aus, daß auch im
Rahmen des § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG ein Anrechnungs-
höchstbetrag angeordnet werden kann. Dies geht auch aus dem
im konkreten Fall angefochtenen Bescheid hervor: Für das beweg-
liche Vermögen wurde nämlich eine Anrechnung mit der genann-
ten Einschränkung verfügt, die – da eine Maßnahme gem § 48
BAO mangels „Ansässigkeit“ im Rahmen der Ermessensübung
nicht gewährt wird – offenbar auf § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG
gestützt wurde, auch wenn dies im Bescheid nicht ausdrücklich ge-
sagt wird. Auch der VwGH hat im Erk 8. 9. 1983, 82/15/0089,
ÖStZB 1984, 100, die Anordnung eines Anrechnungshöchstbetra-
ges als zulässig angesehen. Ob aus diesem Erk viel gewonnen
werden kann, ist allerdings fraglich, da vom Bf bereits eine ledig-
lich verhältnismäßige (= unter Beachtung des Anrechnungshöchst-
betrages) Anrechnung beantragt worden war und diese Frage
daher insoweit gar nicht strittig war. Weiters kann diese Einschrän-
kung auch nicht überzeugend begründet werden. Dagegen spricht
nämlich bereits der Wortlaut des § 6 Abs 3, der eine solche Ein-
schränkung nicht enthält (vgl Toifl, in Gassner/M. Lang/Lechner,
Hrsg, Methoden 430f). Da § 6 Abs 3 ErbStG daher im Gegensatz
zur Ermessensbestimmung des § 48 BAO eine solche Ermächti-
gung zur Einschränkung der gewährten Entlastung nicht enthält,
kann letztlich auch nicht argumentiert werden, daß die Anwen-
dung dieser Bestimmung mit einer Bedingung verknüpft werden
könne. Eine Grenze der Anrechnung wird im Ergebnis daher nur
dort gezogen, daß in Österreich überhaupt Erbschaftssteuer anfällt,
auf die die ausländische Steuer angerechnet werden kann. Eine
Antragstellung auf volle Anrechnung sollte daher jedenfalls ver-
sucht werden.

4. Ergebnis – Steueroptimale Antragstellung: Im Ergebnis kann
daher für eine steueroptimale Kombination von Maßnahmen gem
§ 48 BAO und § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG folgende Antragstel-
lung empfohlen werden: Zunächst sollte ein Antrag gem § 48 BAO
auf Befreiung des ausländischen Vermögens gestellt werden, der
weiters mit einem Eventualantrag auf volle Anrechnung der aus-
ländischen Erbschaftssteuer gem § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG
verbunden wird. Der Eventualantrag steht dann unter der aufschie-
benden Bedingung, daß die Maßnahme nach § 48 BAO nicht ver-
fügt wird (vgl zur Frage eines Eventualantrages bei Maßnahmen
gem § 6 Abs 3 erster und zweiter Satz ErbStG auch Toifl, in Gass-

ner/M. Lang/Lechner, Hrsg, Methoden 428). Dem BMF stehen
damit nur zwei Möglichkeiten offen: es kann die ausländischen
Vermögensgegenstände entweder von der österreichischen Erb-
schaftssteuer befreien – was nach der gegenwärtigen Praxis nur
bei ausländischem Grundvermögen in Betracht kommen wird –
oder eine volle Anrechnung gem § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG
verfügen, da nach der hier vertretenen Auffassung nach dieser
Bestimmung stets eine volle Anrechnung zu gewähren ist.

Auf der Grundlage des § 48 BAO könnte zwar auch lediglich eine
teilweise Anrechnung (= unter Beachtung des Anrechnungshöchst-
betrages) verfügt werden, auch wenn dies nicht beantragt war.
Denn da es sich bei dieser Vorschrift um eine Ermessensbestim-
mung handelt, die alternative Rechtsfolgen vorsieht, kann auch die
nicht beantragte Rechtsfolge angeordnet werden. Da in diesem
Fall jedoch § 6 Abs 3 zweiter Satz ErbStG kumulativ zur An-
wendung kommt und die dort vorgesehene Rechtsfolge der vollen
Anrechnung zwingend zu gewähren ist, kommt bei entsprechen-
der Antragstellung eine solche Einschränkung nicht in Betracht.

Christoph Urtz
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4, 131. Wagner, Erika: Deregulierung

im Baurecht und ziviler Rechtsschutz
(Teil 1)

Betriebs-Berater
30, 1509. Ensthaler, Jürgen: Die Zukunft

der selektiven Vertriebssysteme der
Automobilhersteller

ecolex
7, 457. Rabl, Thomas: Das Wertpa-

pierkonto als Butterfaß – Deutsche Rsp
zum „Churning“

458. Weber, Romana: Das Insol-
venzverwalter-Entlohnungsgesetz

470. Talos Thomas: Zum Entwurf
eines Aktienrückerwerbsgesetzes

475. Lang, Susanne: Patente, Pa-
tentanmeldungen und Erfindungen als
Kreditsicherungsmittel

481. Mazal, Wolfgang: Arbeitneh-
merschutz durch Koordination bei
Bauarbeiten

489. Gerlach, Roland: Noch ein-
mal: Zur „Bewertung arbeitsrechtli-
cher Feststellungsbegehren“

Europäische Grundrechte
Zeitschrift
13–14, 369. Schlette, Volker: Der An-

spruch auf Rechtsschutz innerhalb
angemessener Frist – Ein neues Pro-
zeßgrundrecht auf EG-Ebene. Zum
Urteil des EuGH vom 17. 12. 1998,
Baustahlgewebe GmbH/Kommission,
EuGRZ 1999, 38

Finanz-Journal
7–8, 193. Wieser, Manfred: Rechtsan-

wälte im Steuer- und Sozialversiche-
rungsrecht. Teil II

immolex
7–8, 205. Thiele, Clemens: Ansprüche

bei Einlagerung, Verwertung, Heraus-
gabe und Beseitigung von geräumten
Fahrnissen

216. Rabl, Thomas: Unliebsame
Überraschungen beim Abruf von Haft-
rücklaßgarantien sind vermeidbar.
Ein kurzer Rechtsprechungsüberblick

Juristische Blätter
7, 413. Faber, Wolfgang: Zur Richt-

linie bezüglich Verbrauchsgüterkauf
und Garantien für Verbrauchsgüter

434. Eilmannsberger, Thomas: Zur
Reichweite der Grundfreiheiten des
Binnenmarkts (2. Teil)

Medien und Recht
3, 132. Attlmayr, Martin: Die Abfas-

sung von Gutachten gemäß § 7
Abs 2a Publizistikförderungsgesetz

153. Plöckinger, Oliver: Zur Frage
der Erschöpfung im Urheberrecht

178. Swoboda, Ernst: „Abtausch“
von Beugestrafen – Der Frust des
OGH über den frustrierten Beuge-
zweck

189. Taucher, Bernd und Claudine
Vartian: Die Entscheidung der Tele-
com-Control-Kommission über den Zu-
gang zur Teilnehmeranschlußleitung

Neue Juristische Wochenschrift
30, 2137. Westphal, Volker und Edgar

Stoppa: Straftaten im Zusammenhang
mit der unerlaubten Einreise und dem
unerlaubten Aufenthalt von Auslän-
dern nach dem Ausländergesetz

2148. Mainusch, Rainer: Übertra-
gung von Grundstücken bei Verände-
rungen im Bestand kirchlicher Körper-
schaften

31, 2209. Spickhoff, Andreas: Die Rest-
kodifikation des Internationalen Pri-
vatrechts: Außervertragliches Schuld-
und Sachenrecht

2215. Lorenz, Stephan: Zivilprozes-
suale Konsequenzen der Neuregelung
des Internationalen Deliktsrechts: Erste
Hinweise für die anwaltliche Praxis

2230. Habscheid, Walther: Urteils-
kritik durch am Verfahren „beteiligte“
Rechtsanwälte, Professoren und Rich-
ter

Österreichische Blätter
für gewerblichen Rechtsschutz
und Urheberrecht
4, 159. Graninger, Gernot: Ein Privile-

gium Majus für Elektrohändler?

166. Flammer, Richard: Einige
Aspekte der Richtlinie über den recht-
lichen Schutz biotechnologischer Erfin-
dungen

Österreichische Juristen-Zeitung
14–15, 522. Hiesel, Martin: Die Rechts-

staatsjudikatur desVerfassungsgerichts-
hofes
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534. Fina, Siegfried: Die Harmoni-
sierung der nationalen Regelungen für
Zahlungsfristen des Handelsverkehrs.
Der geänderte Richtlinienvorschlagder
Kommission – eine Zwischenbilanz

542. Kessel, Jörn: Schließung der
Voruntersuchung trotz unerledigten
Beweisantrages

Österreichische Notariats-Zeitung
7, 197. Pittl, Raimund: Der Stifter einer

Privatstiftung und die ihm zustehenden
Rechte

Österreichische Richterzeitung
7–8, 157. Weinrichter, Norbert: Gedan-

ken zum Wechselmandatsverfahren:
Überleitung ins ordentliche Wechsel-
verfahren

161. Schütz, Hannes: Die Rückfalls-
häufigkeit nach einem Außergericht-
lichen Tatausgleich bei Erwachsenen

Österreichische Steuer-Zeitung
14, 362. Arnold, Wolf-Dieter: Sonstige

Änderungen des GebG durch AbgÄG
1998 (Teil III)

Österreichisches Recht
der Wirtschaft
7, 445. Grassl, Andreas: Maklerrecht

für Mehrfachagenten?

451. Jabornegg, Peter: Mehrfach-
Versicherungsagenten aus gewerbe-
rechtlicher Sicht

453. Iro, Gert: Entgeltanspruch für
„Schwarzarbeit“

454. Getreuer, Georg: Rechtsfolgen
der Zahlung der aushaftenden Stamm-
einlage durch den kaduzierten GmbH-
Gesellschafter

477. Jabornegg, Peter: Neues zum
betrieblichen Disziplinarrecht

Recht der Medizin
4, 99. Mayer, Heinz: Anstaltsgebüh-

ren in der Sonderklasse. Der VwGH
auf Abwegen?

103. Steiner, Johannes Wolfgang:
Das neue Disziplinarrecht

110. Barth, Peter: Hat der Patient
bei eigenmächtigen medizinischen
Eingriffen Anspruch auf Ersatz seines
Körper- und Gesundheitsschadens?

Steuer- und Wirtschaftskartei
21, S 467. Eiselsberg, Maximilian: Grund-

satzüberlegungen und nachträgliche
Betrachtungen zumPrivatstiftungsgesetz

Die Versicherungs-Rundschau
7–8, 123. Fenyves, Attila: „Übergesetzli-

che“ Hinweispflichten des Versicherers
bei Prämienzahlungsverzug des Versi-
cherungsnehmers auch nach neuem
Recht?
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144. Mautner-Markhof, Martina und
Peter Stock: Bewältigung von Konflik-
ten, Mediation

Wettbewerb in Recht und Praxis
7–8, 709. Wiltschek, Lothar: Wettbe-

werbs- und Markenrecht in Öster-
reich. Eine Übersicht über die im Jahr
1998 veröffentlichten Entscheidungen

734. Wiebe, Andreas: „Deep Links“
– Neue Kommunikationsformen im
Wettbewerb aus lauterkeitsrechtlicher
Sicht. Zugleich eine Besprechung der
Entscheidung des OLG Celle vom
12. 5. 1999, Az 13 U 38/99

740. Mann, Roger: „Kostenloser“
Vertrieb von Presse – eine Gefähr-
dung der Pressefreiheit? Erwiderung
auf Ahrens, WRP 1999, 123ff

744. Hartwig, Henning: Zur Zuläs-
sigkeit produktbezogener Sponsoring-
Werbung. Zugleich Anmerkung zu
OLG Stuttgart. Urteil vom 18. Septem-
ber 1998 – 2 U 25/98

756. Völker, Stefan: Preisangaben
und Preiswerbung nach Einführung
des Euro

766. Plaß, Gunda: Die EG-Richtlinie
Vergleichende Werbung

772. Eck, Matthias und Klaus Ikas:
„Vergleichen Sie“ Anmerkung zum
Urteil des Bundesgerichtshofs vom
15. Oktober 1998 – I ZR 69/96
(WRP 1999, 414)

Wirtschaftsrechtliche Blätter
Juli, 289. Zöchbauer, Peter: Korrektes

Zitat und zivilrechtliche Ehrenbeleidi-
gung. Zur Bedeutung des § 6 Abs 2
Z 4 MedienG bei Ansprüchen nach
§ 1330 ABGB

297. Rüffler, Friedrich: Niederlas-
sungsfreiheit, Keck und die Bestim-
mung der Verwechslungsgefahr bei
Kollision unternehmerischer Kennzei-
chen. Eine Besprechung der E des
EuGH vom 11. 5. 1999, Rs C-255/
97 (Pfeiffer/Löwa)

Zeitschrift der unabhängigen
Verwaltungssenate
3, 11. Jabloner, Clemens: Die Unab-

hängigen Verwaltungssenate auf dem
Weg zur Verwaltungsgerichtsbarkeit

19. Pesendorfer, Wolfgang: Lan-
desverwaltungsgerichte: Verwaltungs-
macht statt -kontrolle – Kassatorik
oder Reformatorik, wirklich nur ein
Scheingefecht?

Zeitschrift für Arbeitsrecht
und Sozialrecht
4, 97. Gruber, Bernhard W.: Betriebs-

pensionsrechtliche Auswirkungen von
Karenz und Arbeitszeitreduktion

104. Tomandl, Theodor: Neue Judi-
katur zur sozialwidrigen Kündigung

Zeitschrift für Rechtsvergleichung,
Internationales Privatrecht und
Europarecht
3, 81. Dietz, Adolf: Ein neuer Vorstoß

für das domaine public payant auf
Grund einer Initiative der deutschen
IG Medien

88. Walter, Michel: Die vier Säu-
len des Urheberrechts. Zugleich eine
Standortbestimmung der österr Urhe-
berrechtsreform nach der UrhGNov
1997

98. Fallenböck, Markus: Zur kollisi-
onsrechtlichen Anknüpfung von Imma-
terialgüterrechtsverträgen nach dem
Europäischen Vertragsrechtsüberein-
kommen (EVÜ)

Zeitschrift für Sport und Recht
4, 138. Dambeck, Gerhard: Der Pisten-

raupenunfall – Kasko statt Eigenver-
antwortlichkeit? Anmerkungen zu den
Urteilen des Österr OGH und LG
Kempten (beide abgedruckt in SpuRt
99, 25ff und 32ff)

Zeitschrift für Verkehrsrecht
7–8, 220. Gaisbauer, Georg: Zur Haf-

tung für Baumschäden durch Bruch
gesunder Bäume und Äste

284. Kaltenegger, Armin und Tho-
mas Koller: Kommentar zur Frei-
sprecheinrichtungsV

Zeitschrift für Verwaltung
3, 322. Rengeling, Hans-Werner: Die

Vorhabengenehmigung im UGB-Kom-
missionsentwurf und im Arbeitsentwurf
UGB I

332. Thienel, Rudolf: Vergabekon-
trollämter verfassungswidrig?

345. Fuss, Hans-Paul: Scheinkonkur-
renz im Verwaltungsstrafrecht

366. Alvarado-Dupuy, André: Be-
triebliche Berufsausbildung und Perso-
nalvertretungsrecht – ein erster Über-
blick

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.
Anwaltsrecht. 2. Aufl. Von Feil/Wennig.

Linde Verlag, Wien 1999. 652 Sei-
ten, geb, S 1290,–.

RAO. Rechtsanwaltsordnung und alle ein-
schlägigen Rechtsvorschriften. 6. Aufl.
Herausgegeben von Schuppich †/
Tades. Verlag Manz, Wien 1999.
358 Seiten, Leinen, S 940,–.

Bestandrecht und Konkurs. Von Susi
Rathauscher. Verlag Orac, Wien
1999. 272 Seiten, br, S 640,–.

Kodex Landesrecht Tirol. Band I + II.
4. Aufl. Stand 1. 6. 1999. Bearbeitet
von Gerhard Brandmayr. Verlag Orac,
Wien 1999. 2000 Seiten, br, pro Band
S 700,–, im Abo zusammen S 1200,–.

NRWO. Nationalrats-Wahlordnung Bun-
despräsidentenwahlgesetz Volksbe-
gehrengesetz. 2. Aufl. Von Fischer/
Berger/Stein. Verlag Manz, Wien
1999. XX, 272 Seiten, br, S 580,–.

Textsammlung Baurecht. Von Liehr/Rieg-
ler. Verlag Österreich, Wien 1999.
920 Seiten, br, S 498,–.

Wirtschaftsrecht. 2. Aufl. Von Bruno Bin-
der. Springer-Verlag, Wien 1999.
XXI, 535 Seiten, br, S 870,–.



AnwBl 1999/10 651

Literaturbericht

Für Sie gelesen

■ EuGVÜ und EVÜ. Von Alexander
Klauser. Verlag Manz, Wien 1999.
314 Seiten, br, S 740,–.

Seit dem 1. 12. 1998 stehen in Österreich
sowohl das Europäische Gerichtsstands-
und Vollstreckungsübereinkommen von
Brüssel (EuGVÜ) als auch das Europäische
Schuldvertragsübereinkommen von Rom
(EVÜ) in Kraft. Beide Abkommen haben
die österreichische Rechtslage und die Pra-
xis im internationalen Zivil- und Wirt-
schaftsrecht maßgeblich verändert. Deren
Inkrafttreten bewirken einen bedeutenden
Integrationsschritt im europäischen interna-
tionalen Zivilprozeß-, Exekutions- und Pri-
vatrecht. Während das EVÜ Neuland dar-
stellt, ist das EuGVÜ schon bisher Bestand-
teil der österreichischen Rechtsordnung.
Ob durch die neuen Gerichtsstände eine
Erleichterung der Rechtsverfolgung oder
eine Verkomplizierung des Zuständigkeits-
rechts eingetreten ist, wird die Zukunft
weisen. Tatsache ist, daß derzeit bereits
fortgeschrittene Überlegungen in Brüssel
angestellt werden, eine Revision der Über-
einkommen von Brüssel und Lugano umzu-
setzen.

Einen wesentlichen Teil des vorliegenden
Buches machen die speziell auf die öster-
reichische Rechtslage zugeschnittenen Er-
läuterungen aus, welche in erster Linie den
Redaktoren der beiden Regierungsvorla-
gen zu den beiden Beitrittsübereinkommen
zum EuGVÜ und zum EVÜ zu verdanken
sind. Sowohl das EuGVÜ (dessen Parallel-
übereinkommen ja bereits seit 1996 in
Österreich als Lugano Übereinkommen in
Kraft steht) als auch das EVÜ werden nicht
nur artikelweise und mit Erläuterungen ver-
sehen vollständig wiedergegeben, son-
dern es werden auch in Tabellenform ge-
haltene knappe Einführungen zum schnel-
len Überblick über den Inhalt der jeweili-
gen Artikel geboten. Abgerundet wird der
Inhalt durch die Novellen 1998 und 1999
zum IPRG und zum KSchG. Der wissen-
schaftliche Teil wird durch ein chronologi-
sches und systematisches Judikaturver-
zeichnis und Ratifizierungstabellen er-
gänzt.
Klauser hat ein Handbuch sowohl für den
praktischen Einsatz vorgelegt, das sich für
einen raschen Überblick über einschlägige
Bestimmungen eignet, als auch zur Vertie-
fung dieser Materie geeignet ist. Die An-
schaffung ist daher zu empfehlen.

Michael Enzinger

■ EG-Wettbewerbsrecht. Kommentar in
zwei Bänden und einem Loseblatt-Er-
gänzungsband. Von Ulrich Immenga /
Ernst-Joachim Mestmäcker (Hrsg). Ver-
lag C.H. Beck, München 1997. Ge-
samtwerk rund 3200 Seiten, Leinen,
S 5548,–.

Der Immenga/Mestmäcker ist als Kommen-
tar zum deutschen Kartellrecht schon seit
langem ein fester Begriff in der kartellrecht-
lichen Lehre und Praxis. Diese Tradition
setzen Ulrich Immenga und Ernst-Joachim
Mestmäcker nunmehr als Herausgeber an
der Spitze eines hochkarätigen Autoren-
teams fort. Mit dem EG-Wettbewerbsrecht
wird die bis dato wohl umfassendste
Kommentierung des europäischen Kartell-
rechts vorgelegt. In zwei Bänden werden
die Art 85 bis 90 EGV (nach der neuen
Numerierung Art 81 bis 86 EGV) samt
aller dazu ergangenen Durchführungsver-
ordnungen und Bekanntmachungen einer
umfassenden, systematischen und kriti-
schen Analyse unterzogen. Ein ausführli-
cher Textanhang sowie ein Ergänzungs-
band in Loseblattform runden das Werk
ab.

Der neue Immenga/Mestmäcker ist bereits
jetzt ein „Muß“ für jeden Kartelljuristen,



652 AnwBl 1999/10

Literaturbericht

der sich mehr als nur oberflächlich mit dem
europäischen Wettbewerbsrecht zu befas-
sen hat.

Hanno Wollmann

■ Vom GATT ’47 zur WTO ’94. Von Wal-
demar Hummer / Friedl Weiss. Verlag
Österreich, Wien 1997. 1374 Seiten,
br, S 878,–.

Die vorliegende Dokumentation umfaßt
160 Materialien aus den Jahren 1947 bis
1997 und enthält alle wichtigen Texte seit
der Gründung des GATT 1947 bis zur
Umgestaltung in das GATT 1994 und zur
WTO.

Walter Schuppich †

■ Verfahrensrechtliche Konflikte zwischen
Abgaben- und Finanzstrafverfahren.
Von Richard Simsalik. Verlag Öster-
reich, Wien 1999. 245 Seiten, br,
S 498,–.

Die Meinung, daß die vorliegende Disser-
tation bloß einen – mit berührendem Vor-
wort versehenen – krönenden Abschluß
eines entbehrungsreichen Studiums eines
früheren Bilanzbuchhalters darstelle, wäre
völlig falsch. Das Buch ist ein Wurf, und
zwar ein sehr gelungener. Schon das
umfangreiche Inhaltsverzeichnis zeigt den
äußerst systematischen und übersichtlichen
Aufbau. Das Titel-Thema ist „nur“ der
hervorgehobene Hauptteil. Vorher werden
die Rechte und Pflichten der Parteien im
Finanzstrafverfahren und im Abgabenver-
fahren und die Auswirkungen der letzteren
auf das Finanzstrafverfahren präzise dar-
gestellt und mit unzähligen Judikatur- und
Lehre-Zitaten belegt; dann folgt eine er-
staunlich tiefschürfende verfassungsrecht-
liche Prüfung der Grundsatz-Überschnei-
dung der Offenlegungs- und Wahrheits-
pflicht einerseits mit dem Verbot auf Selbst-
bezichtigung andererseits, wobei auch
das Gebiet der Beweisverwertungsverbote
nicht zu kurz kommt. Nach Erörterung der
Lösungsvorschläge namhafter Autoren bie-
tet Simsalek einen sorgfältig erarbeiteten
eigenen Vorschlag für das behandelte

Spannungsverhältnis an, der ebenso klug
wie leicht administrierbar ist.

Wie andere Autoren verlangt auch er eine
Entkriminalisierung des Finanzstrafrechtes
durch – allerdings verschuldensabhän-
gige – Abgabenerhöhungen. Ausgangs-
punkt ist sein Satz „Abgabenerhöhungen
sind wie Abgaben selbst von einer Übels-
funktion begleitet“ (wie wahr! – seufzt Ihr
Rezensent). Das Ergebnis ist ein wohl
ausgewogener Kompromiß-Vorschlag, der
alle Theoretiker des Abgaben- und Finanz-
strafrechtes interessieren muß.

Das Buch selbst enthält eine Fülle von Pro-
blemdarstellungen, die in einem konkreten
Fall jedem Rechtsanwalt und Wirtschafts-
treuhänder unschätzbare Hilfe leisten, da-
her die Prognose: Es wird viel zitiert wer-
den und dem Autor – und uns schnöden
Praktikern – darf man wünschen, daß er
seine wissenschaftliche Laufbahn als Ab-
gaben- und Finanzstrafjurist mit ebensol-
chem, ja noch größerem Erfolg fortsetzen
werde.

Walter Strigl

■ Das Teilzeitnutzungsgesetz. Bundesge-
setz BGBl I 1997/32 mit Auszügen aus
der Regierungsvorlage und erläutern-
den Bemerkungen. Von Johannes Sta-
bentheiner unter Mitwirkung von Martin
Adensamer und mit Vertragsmustern
von Claus Spruzina. Manzsche Geset-
zesausgaben, Sonderausgabe Nr 94.
Verlag Manz, Wien 1998. 256 Seiten,
br, S 520,–.

Die in den letzten Jahren im Zusammen-
hang mit der Teilnutzung, insbesondere in
Europa, auftauchenden Probleme, führten
zur Verabschiedung der Richtlinie 94/97/
EG zum Schutz der Erwerber beim Erwerb
von Teilnutzungsrechten an Immobilien.
Diese Richtlinie wurde schließlich am 1. 4.
1997 (knapp vor Ablauf der Umsetzungs-
frist) innerstaatlich umgesetzt.

Der Autor zeigt in Teil I „Allgemeines aus
der Regierungsvorlage“ die gesetzliche
Entwicklung und die Hintergründe der
Notwendigkeit der Schaffung einer – zu-

mindest dem Ziel (Schutz der Erwerber)
nach – einheitlichen europäischen Rege-
lung. Einige Regelungen, wie zB die Form
der Rücktrittserklärung, die näheren Bestim-
mungen über die Auflösung des Vertrages
oder die Sanktionierung von Verstößen
gegen die Richtlinie, überläßt die Richtlinie
von vornherein den Mitgliedstaaten.

Teil II gibt den Gesetzestext ausführlich
kommentiert wieder, Teil III die „Time-Sha-
ring“-Richtlinie.

Von besonderem Interesse für den Prakti-
ker ist sicherlicher Teil IV, der auf die Pro-
bleme beim Abschluß eines „Time-Sha-
ring“-Vertrages hinweist, die österreichi-
sche Praxis erläutert und Modelle anderer
Länder erwähnt. Aufgrund der Tatsache,
daß die möglichen Rechtskonstruktionen
mannigfaltig und die das Time-Sharing
kennzeichnenden Komponenten variable
sind, führt der Autor exemplarisch Ver-
tragsmuster an, anhand derer die für die
Vertragsgestaltung notwendigen Regelun-
gen erkennbar werden.

Der V. Teil enthält (als Anhänge) Auszüge
des Konsumentenschutzgesetzes und des
Bauträgervertragsgesetzes.

Das Buch bietet, neben einer Vielzahl von
Denkanstößen, eine umfassende Darstel-
lung dieses – erst seit kurzem – gesetzlich
geregelten Sachgebietes.

Thomas König

■ Das Entgelt beim Bauvertrag. Von Phi-
lipp Längle. Verlag Orac. Wien 1999.
144 Seiten, öS 390,–.

Philipp Längle, vormals Assistent bei Prof.
Krejci am Institut für Handels- und Wert-
papierrecht der Universität Wien und nun-
mehr Assistent von Prof. Lechner am Institut
für Recht der Wirtschaft ist Lehrbeauftrag-
ter für bürgerliches Recht und Handels-
recht an der Universität Wien sowie für
Wirtschaftsrecht an der Fachhochschule
Eisenstadt. Im vorliegenden Werk, zu dem
Längle durch seine Studententätigkeit bei
RA Dr. Georg Karasek inspiriert wurde,
behandelt er schwerpunktmäßig einen äu-
ßerst komplexen Problembereich des Bau-
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vertragsrechts: Inwieweit berechtigen Lei-
stungs- und/oder Mengenänderungen zu
einer Erhöhung des Werklohnanspruchs?
Längle stellt dabei zunächst die Haupt-
typen der in der Praxis vorkommenden Ent-
geltvereinbarungen (Pauschalpreise, Ein-
heitspreise, feste und veränderliche Preise,
Regiepreise) systematisch dar und zeigt
die wesenstypischen Unterschiede auf. Auf
das Spannungsfeld zwischen allgemein
zivilrechtlichen Bestimmungen (Kostenvor-
anschlag mit und ohne Garantie; § 1170a
ABGB) und den Bestimmungen der
ÖNorm B 2110 wird dabei besonderes
Augenmerk gelegt. Insbesondere setzt sich
Längle mit der 20%-Klausel der ÖNorm
B 2110 auseinander, wobei er auch zu
Vergleichszwecken die einschlägige deut-
sche Norm (VOB/B) heranzieht. Das
Werk wird schließlich durch eine Darstel-
lung von im Zusammenhang mit Bauverträ-
gen häufig auftretenden umsatzsteuerli-
chen Fragen abgerundet. Hervorzuheben
ist die penible Aufarbeitung der einschlä-
gigen Rechtsprechung und Literatur. Der
praktische Wert der vorliegenden Arbeit
wird schließlich durch ein ausführliches
Stichwortverzeichnis sowie durch eine Zu-
sammenfassung der wichtigsten Ergebnis-
se in 47 Leitsätzen weiter erhöht. Durch
das vorliegende Werk, das seinen festen
Platz in jeder bauvertraglichen Hand-
bibliothek finden wird, hat Längle einen
wesentlichen Beitrag zur dogmatischen
Aufarbeitung eines der zentralen Bereiche
des Bauvertragsrechts geleistet.

Jörg Zehetner

■ Der Einwendungsdurchgriff beim dritt-
finanzierten Kauf. Von Frank Hoyer.
Verlag Manz, Wien 1999. 152 Seiten,
br, S 378,–.

Hoyers Arbeit ist die seit langem erwartete
umfassende Darstellung der umstrittenen
Fragen im Zusammenhang mit den rechtli-
chen Grundlagen des Einwendungsdurch-
griffs beim drittfinanzierten Kauf sowie
den sich daraus ergebenden bereiche-
rungsrechtlichen Folgen. Die Arbeit be-

schränkt sich ausdrücklich auf den drittfi-
nanzierten Kauf. Andere durch Dritte finan-
zierte Vertragstypen werden nicht behan-
delt.

Der Autor stellt zunächst die bisher vertre-
tenen Meinungen zu den Rechtsgrundla-
gen des Einwendungsdurchgriffs übersicht-
lich dar und entwickelt aus der Kritik dazu
eine eigenständige Lösung. Für den Prakti-
ker besonders interessant ist die Untersu-
chung der Frage, ob eine Trennung der
Verträge mit dem Ziel, Einwendungen aus
dem Kaufvertrag im Finanzierungsvertrag
auszuschließen, durch entsprechende Ver-
tragsgestaltung wirksam vereinbart wer-
den kann. Hoyer kommt zu dem Ergebnis,
daß eine Trennung der Verträge bei Vor-
liegen der besonderen Interessenlage des
drittfinanzierten Kaufes nicht zulässig ist.
Damit zusammenhängend wird der Frage

der Analogiefähigkeit des § 18 KSchG im
Hinblick auf Unternehmergeschäfte und
andere Arten drittfinanzierter Verträge ein
eigener Abschnitt gewidmet. Im zweiten
Teil der Arbeit werden die bereicherungs-
rechtlichen Folgen des Wegfalls beider
Verträge geprüft. Als Hauptproblem sieht
Hoyer dabei die Rückabwicklung bei Insol-
venz des Verkäufers.
Lehre und Judikatur sind im vorliegenden
Buch ausführlich dargestellt und ausgewie-
sen. Das macht es zu einem gelungenen
Referenzwerk in bezug auf Probleme des
drittfinanzierten Kaufs. Die klaren und gut
begründeten Ergebnisse der behandelten
Fragen ermöglichen eine rasche Anwen-
dung in der Praxis – ein Vorzug, der nicht
jeder wissenschaftlichen Untersuchung zu-
kommt.

Christian Hausmaninger

Indexzahlen Juli 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,6

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 98,7

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 134,2

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,6

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 366,0

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 466,3

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 467,8

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4097,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3480,2

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3531,4

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 102,9

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 137,0

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 228,1

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2225,6
Zahlenangaben ohne Gewähr
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Kanzleieröffnung: RA Dr. Stephan Messner, Staig 27 (Linzer Straße),
4690 Schwanenstadt, Telefon 07673/6696, Telefax 07673/
6696-4, übernimmt Substitutionen vor den Gerichten im Sprengel
des Landesgerichtes Wels und im Sprengel des Landesgerichtes
Ried/Innkreis.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobiltele-
fon 0664/420 12 80.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.
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RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.

Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Telefax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfah-
renshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Telefon
(06235) 61 10, Telefax (06235) 61 10-11, Mobiltelefon (0699)
17 17 61 10.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.

Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.
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RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, über-
nimmt Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten
im Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauermarkt 6, übernimmt in-
folge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

■

Substitutionen in Wels, Lambach und Schwanenstadt übernimmt
RA Mag. Benno Grill, 4650 Lambach, Salzburger Straße 3.

Telefon (07245) 313 32, Telefax (07245) 313 35, e-mail
mag.grill@aon.at.

■

ITALIEN. RA Dr. A. E. Humouda, Via di Porta Soprana 13,
C. P. 966, I-16100 Genova, Telefon (0039010) 25 13 663, Tele-
fax (0039010) 25 13 635, geborener Wiener, steht österreichi-

schen Kollegen mit seinem eigenen Korrespondenznetz in ganz
Italien zur Verfügung. Deutsche Korrespondenz.
Informationen durch RA Dr. G. Engin-Deniz, Wien, Telefon (01)
514 30/Serie.

■

Rechtsanwaltspartnerschaft Kolarz & Donnerbauer, 2000 Stockerau,
Schießstattgasse 21, sucht ab sofort einsatzfreudige(en) Rechts-
anwaltsanwärter(in), möglichst mit großer LU, zur Mitarbeit im
Kanzleibetrieb.
Bewerbungen schriftlich mit Lebenslauf, Terminvereinbarungen für
persönliche Besprechung unter Telefon (02266) 623 43.

■

RA Dr. Friedrich Schubert sucht Konzipienten mit Erfahrung im
Immobilien-, Bankvertrags- und Leasingrecht. Sehr gutes Betriebs-
klima und überdurchschnittliche Bezahlung werden geboten.
Bewerbungen an Dr. Friedrich Schubert, Rechtsanwalt, 1030 Wien,
Ungargasse 58.

■

Engagierte/r, dynamische/r Konzipient/in mit großer LU in Linz
gesucht.
Bewerbungen bitte an:
Hasch Spohn Richter & Partner, 4020 Linz, Landstraße 47.

Konzipient, möglichst mit großer LU, Auslandspraxis und teilweise
absolvierter Anwaltsprüfung für Wirtschafts- und Zivilrechtskanzlei
mit ausländischer Klientel gesucht. WU-Semester bzw HAK-Ab-
schluß von Vorteil. Telefon (01) 535 70 72.

■

Engagierte Studentin der Rechtswissenschaften im 2. Abschnitt
sucht praxisorientierte Tätigkeit zwecks Sammlung von Berufserfah-
rung in Rechtsanwaltskanzlei in Wien (Teilzeit).
Angelika Peukert, Telefon (01) 714 88 75.

Einsatzfreudige/n Rechtsanwaltsanwärter/in mit großer LU zur
Bewältigung interessanter zivilrechtlicher Aufgaben sucht RA-
Kanzlei Vavrovsky Kommandit-Partnerschaft, 5010 Salzburg,
Mozartplatz 4.
Telefon (0662) 84 95 16-0, Telefax (0662) 84 95 16-25.

Rechtsanwaltskanzlei sucht Chefsekretärin. 2 bis 3 Jahre An-
waltsvorpraxis und EDV-Kenntnisse (Advokat, Winword) sind
unbedingte Voraussetzung. Wir bieten selbständiges und eigen-
verantwortliches Arbeiten, gutes Betriebsklima in einem jungen,
dynamischen Team und leistungsorientierte Bezahlung.
Schriftliche Bewerbungen an Gruböck & Gruböck Rechtsan-
wälte OEG, Beethovengasse 4–6, 2500 Baden.

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
„Österreichischen Anwaltsblatts“

1999 (Zutreffendes bitte ankreuzen)
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Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags- und
Wirtschaftsrecht sucht jungen Kollegen/in mit RA-Prüfung für lang-
fristige Zusammenarbeit.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100533.

■

Rechtsanwaltskanzlei im Zentrum Wiens bietet engagiertem Kolle-
gen Anschluß auf Regiebasis mit allfälliger künftiger Partnerschaft.

Interessentenkontakt unter 0664/100 74 74.

■

Rechtsanwalt in Wien bietet Kollegin/Kollegen Regiegemeinschaft
bzw die Anmietung von Kanzleiräumlichkeiten an.

Dr. Hickl, Telefon (01) 587 85 86.

■

Möchten Sie als Partner(in) in eine gut funktionierende Regie-
gemeinschaft einsteigen? Kanzlei in top-Lage, verkehrsgünstig
(U1/U3), vorzügliches Raumklima, alle technischen Einrichtungen
und Bibliothek zur Mitbenützung vorhanden.

Bei Interesse rufen Sie bitte (01) 513 13 28.

■

In modernstem Design, hell (mit Glasfassaden) und funktionell
eingerichtete Neubau-Rechtsanwaltskanzlei in Innsbruck mit aktu-
ellstem EDV-System, ausreichend Tiefgaragenabstellplätzen, bietet
Kollegen Regiegemeinschaft zu fairen Konditionen an. RA Dr. Chri-
stian Fuchs, 6020 Innsbruck, Schmerlingstraße 2.

Telefon (0512) 58 77 78 oder 0664/341 94 00.

■

Linzer Rechtsanwaltskanzlei bietet Regiegemeinschaft mit ausbau-
barer Zusammenarbeit.

Telefon (0732) 66 77 68, Telefax (0732) 66 66 08, e-mail ra.dr.
langer.linz@netway.at.

■

Regiepartner für Kanzlei im 1. Bezirk gesucht. Günstige Miete,
verkehrsgünstige Lage.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100534.

■

Interesse an Übernahme von Mandantenstöcken, auch durch
Ankauf bzw Zusammenschluß von Kanzleien (Raum OÖ, bevor-
zugt Linz).

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100531.

Kanzlei in der Stockerauer Innenstadt aus gesundheitlichen Grün-
den voraussichtlich ab 1. 1. 2000 abzugeben.
Auskunft (02266) 622 32.

■

Kanzlei in Wien-Floridsdorf wegen beabsichtigten Verzichtes
abzugeben.
Dr. Appel, Telefon (01) 278 12 74, Telefax (01) 270 24 53, oder
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100530.

■

Nr 47–70 Juristische Blätter gebunden
1956–1966 Richterzeitung ungebunden
1957–1970 Richterzeitung ungebunden
1974–1975 Juristische Blätter ungebunden
1970–1975 Anwaltsblatt ungebunden
1971–1977 Bundesgesetzblatt ungebunden
1976 & 1977 Anwaltsblatt und Juristische Blätter ungebunden
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100532.

■

RA Dr. Kammerlander, 1010 Wien, Telefon (01) 505 83 92, ist
loco Kanzlei abzugeben bereit:
Sten Protokolle samt Beilagen (1945–1978) des Nationalrates,
BRD Bundesgesetzblätter (1959–1974), ABl Finanzverwaltung,
Steuer-, Richter-, Notariatszeitung, Observer.

■

Zeitschriften „Medien und Recht“ Jahrgänge 1994 bis 1996
(6 Hefte pro Jahrgang, komplett neu), zu verkaufen.
Telefon (01) 533 52 56.

■

Bestlage: 190 m2 sanierter Altbau in Hauptmiete in Hegelgasse,
S 27.999,97 (inkl BK und USt!) ca ab 12/99 zu übernehmen.
Telefon (01) 513 05 61.

■

Büro mit TOP-Adresse in Linz, Landstraße 67 (Schillerpark), 50, 70
oder 110 m2, Erstbezug, ablöse- und provisionsfrei, S 95,–/m2.
Telefon (07272) 22 23 oder 0664/534 08 80.

■

Wien 5, 127 m2, repräsentatives Büro bzw Kanzlei in stilvollem
Altbau, 3 Arbeitszimmer, 1 Nebenraum, Vorraum, Küche, Dusche,
2 WCs, S 11.500,– + BK u USt, keine Ablöse, 3 MM Kaution, pro-
visionsfreie Vermietung direkt vom Eigentümer.
Telefon (01) 585 54 26, Telefax (01) 313 36 90-5626.
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Verlagspostamt 1010 Wien

Erscheinungsort Wien
47507W80U

Repräsentativer Firmensitz bzw Wohnsitz am Graben, neu adap-
tiert mit Tafelparkett, Marmor und Klimaanlage im letzten Stock-
werk, 100 m2 + ca 15 m2 Terrasse, öS 29.000,–/mtl inkl BK, Hei-
zung + WW, Lift, exkl MwSt.

Zirkel Immobilien (01) 524 68 68-15.

■

Wörgl – Tirol, 2 schöne Räumlichkeiten: 110 m2, in zentraler Lage,
Bahnhofstr; 270 m2, ideal als Gemeinschaftskanzlei, Parkplätze zu
mieten oder kaufen. Keine Vermittlerprovision.

Hochstaffl Immobilien (05332) 779 57 oder 0664/344 48 08,
Hr Wieser.

■

Salzburg-Aigen, zweistöckiges Bürogebäude in bester Lage
am Ignaz Rieder Kai zu verkaufen. Nutzfläche inkl Unter-
geschoß 288 m2, 447 m2 Grund, eigene Parkplätze, Kaufpreis
ATS 9,200.000,– langfristige Finanzierungsmöglichkeit, erforder-
liche Eigenmittel ATS 2,000.000,–.

Telefon (01) 313 80-218 ABV – Allgemeine Bausparkasse.

■

Linz Hessenplatz, 142 m2, Büro, voll möbliert, voll EDV-vernetzt,
Tel-Anlage, Garagenplatz, schöner Ausblick; Ablöse.

Telefon 0664/102 33 99.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Erfolgreiche Werbung für Rechtsanwälte!
Sachbuchautor A. Gmeiner (Werbung verboten? Werbung leicht
gemacht für Rechtsanwälte – Grenzverlag) gibt praktische Tips
für Ihren Werbeauftritt. Seminare in Kleingruppen im Okt/Nov.
Anmeldung und Info (auch über individuelle Werbeberatung
für Ihre Kanzlei) unter Telefon und Telefax (01) 332 02 34,
Alois.Gmeiner@teleweb.at.

■

Suche Porsche 911 (auch Carrera oder Turbo).

Telefon (01) 699 24 06.
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